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Einführung 

Das Verhältnis zwischen der Europäischen Union und ihren Bürgern hat in den 

letzten Jahren stark gelitten. In vielen Ländern ist die mittlerweile etablierte 

Politikverdrossenheit in Unmut umgeschlagen. Diesen Unmut quittierten Franzosen 

und Niederländer mit einem „Nein“ zum EU-Verfassungsvertrag, Iren mit einem 

„Nein“ zum Vertrag von Lissabon und Bürger EU-weit mit einer extrem geringen 

Beteiligung bei den Europawahlen. Der Einwand, die Ablehnung der Reformverträge 

durch Bürger einiger Mitgliedstaaten hätte sich eigentlich gegen die nationale 

Regierung gerichtet, ist sachlich vielleicht richtig. Im Ergebnis haben nicht zuletzt 

diese negativen Ereignisse jedoch die EU in eine Beteiligungskrise gestürzt. 

In der Analyse dieser Krise wird ein Vorwurf immer wieder erhoben: Die EU nimmt 

ihre Bürger nicht mit. „Brüssel“ ist nicht lebensnah, keiner versteht, was dort passiert. 

Unkenntnis, Unverständnis und Desinteresse gehen eine Beziehung ein und was 

daraus resultiert, ist eine tief verwurzelte Politikverdrossenheit. So wundert es nicht, 

dass die Zustimmung der EU-Bevölkerung zur EU durchschnittlich nur 53 % beträgt.1 

Und auch nur 51 % der befragten EU-Bürger vertrauen dem Europäischen 

Parlament.2 

Eine Möglichkeit, den Teufelskreis aus Politikverdrossenheit, mangelnder 

Zustimmung zur Politik und Politikferne zu durchbrechen, ist die Stärkung der 

Partizipation. Die Annahme lautet: Wenn die EU-Bürger sich stärker an den 

Willensbildungsprozessen in der EU beteiligen, dann sind sie informierter, dann 

verstehen sie die Zusammenhänge besser, dann ist ihnen die Politik näher und dann 

bestimmen sie die Politik auch dadurch stärker.  

Um dieses zentrale und strukturelle Problem anzugehen, haben Politik, Wissenschaft 

und politische Bildung in den letzten Jahren zahlreiche Initiativen gestartet, mit dem 

Ziel, die Beteiligung der Bürger an europäischer Politik, insbesondere jedoch an den 

Europawahlen zu erhöhen. Klassische Instrumente sind die Wahlkämpfe der 

Parteien. Darüber hinaus gibt es Informationsveranstaltungen, Quiz, Artikel in 

Zeitungen und Zeitschriften, Aufforderungen Prominenter, sich an den Wahlen zu 

beteiligen. 

                                            
1 Eurobarometer 70. Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union, Brüssel, Dezember 2008 
2 Eurobarometer 70. Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union, Brüssel, Dezember 2008 
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Eine weitere Initiative sind die Europäischen Bürgerforen , die im Folgenden 

analysiert und bewertet werden. 

Gemeinsam mit neun deutschen Städten veranstaltete die Europäische Akademie 

Berlin im Auftrag und mit freundlicher Unterstützung der Bundesregierung, der EU-

Kommission und des Europäischen Parlaments im Rahmen der Aktion Europa im 

Winter 2008/2009 neun Bürgerforen zum Thema „Die wirtschaftliche und soziale 

Zukunft Europas“. An jedem Forum nahmen 50 bis 100 zufällig ausgewählte 

Bürgerinnen und Bürger teil.  

Diese Art der Beteiligung wurde entwickelt, um die Bürger selbst einmal in den 

Mittelpunkt der europapolitischen Kommunikation zu stellen. Ziel der Bürgerforen war 

es, Europa vor Ort erfahrbar zu machen, einen Bezug zwischen „Europa“ und der 

Lebenswirklichkeit der Menschen herzustellen sowie den Austausch zwischen 

Bürgern und Entscheidungsträgern zu intensivieren. Es geht also um eine verstärkte 

Partizipation der Bürger an politischen Willensbildungsprozessen auf europäischer 

Ebene. Bei der Bevölkerung soll die Bereitschaft geweckt bzw. intensiviert werden, 

Anteil an der EU-Politik zu nehmen. Die teilnehmenden Bürger konnten sich im 

direkten Austausch mit Entscheidungsträgern aktiv in den europäischen Dialog 

einbringen und ihrer Stimme Gehör verschaffen; sie konnten gemeinsam 

Bürgererklärungen verfassen, die an anwesende Politiker übergeben wurden. Von 

einem erhöhten Interesse, von mehr aktivem Mitwirken und einem besseren 

Verständnis der Zusammenhänge erhofften sich Europäische Kommission, 

Europäisches Parlament und Bundesregierung letztlich eine verstärkte Beteiligung 

an den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 2009. 

Die folgende Auswertung der Europäischen Bürgerforen wurde von der 

Europäischen Akademie Berlin erstellt. Ziel ist es, die Bürgerforen auf der Grundlage 

einiger demokratietheoretischer Überlegungen, empirisch auszuwerten. Die zentrale 

Frage vor dem Hintergrund der oben beschriebenen Problematik lautet: Sind 

Bürgerforen geeignet, die Partizipationsbereitschaf t der Bürger zu stärken?    

 

Die Auswertung gliedert sich in vier Teile. Im ersten Teil werden die Bürgerforen in 

ihrer Konzeptionalisierung und Durchführung beschrieben. Im zweiten Teil werden 

die theoretischen Grundlagen für die anschließende Evaluation gelegt. Hier wird der 

Zusammenhang zwischen Bürgerforen, Demokratie, Partizipation und Legitimität 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 6

erläutert. Anschließend werden die Bürgerforen vor dem Hintergrund der 

theoretischen Überlegungen empirisch ausgewertet. Im letzten Teil werden die 

Ergebnisse zusammengefasst und Handlungsempfehlungen formuliert. 
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I. Die Europäischen Bürgerforen 

Bei den Europäischen Bürgerforen handelt es sich um anderthalbtägige Debatten 

von 50 bis 100 Bürgern in verschiedenen deutschen Großstädten. Sie wurden von 

der Europäischen Union und der Bundesregierung in Auftrag gegeben und von der 

Europäischen Akademie Berlin in Zusammenarbeit mit den jeweiligen 

Stadtverwaltungen durchgeführt. Gastgebende Städte waren: Potsdam, 

Haldensleben, Mönchengladbach, Suhl, Würzburg, Neu-Isenburg, Bremen, 

Heidelberg und Berlin. 

Ziel  der Europäischen Bürgerforen war es, einen Prozess zu organisieren, der den 

Bürgerinnen und Bürgern ausgewählter Städte die Möglichkeit gibt, sich Gehör in 

europäischen Fragen zu verschaffen und so die Entscheidungsfindung zu 

beeinflussen. Mit den Europäischen Bürgerforen wurden Partizipationsformen in 

Ergänzung der Stimmabgabe bei Wahlen erprobt, die gleichzeitig zu einer 

Verstärkung des Interesses an europäischen Fragen führen sollten.  

Das Thema der diesjährigen Bürgerforen lautete „Die soziale und wirtschaftliche 

Zukunft Europas“. In jeder Stadt diskutierten 50-100 Bürgerinnen und Bürger 

eineinhalb Tage in verschiedenen Arbeitsgruppen zu folgenden Unterthemen: 

Chancengleichheit und Migration, Klima und Umwelt, Sozialstandards. 

 

1. Charakteristika der Bürgerforen 

Die Bürgerforen wiesen folgende Charakteristika auf. 

- Zweistufige (zufällig und repräsentativ) Auswahl der Teilnehmer 

- Diskussion aktueller Themen vor Ort und im Internet (analog zu den 

Kommunikationsschwerpunkten der EU Klima und Umwelt, Sozialstandards 

sowie Migration und Chancengleichheit); 

- Formulierung von Kritik und Forderungen (Bürgererklärungen); 

- Adressierung von Entscheidungsträgern und Mandatsträgern auf nationaler 

sowie europäischer Ebene; 

- Überprüfung durch die Europäische Akademie Berlin, ob die eingebrachten 

Forderungen (Bürgererklärungen) in den formellen politischen 

Willensbildungsprozess integriert wurden. 
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2. Auswahl der Teilnehmer  

Die Teilnahmer wurden nach der „Random-Route-Methode“ ausgewählt, die auch 

von führenden Meinungsforschungsinstituten benutzt wird. Durch diese Methode 

wurden wir in der gastgebenden Stadt 500, in Berlin und Potsdam sogar 1000, 

Personen ermittelt, die dann von den jeweiligen (Ober-)Bürgermeistern der 

gastgebenden Städte schriftlich zu dem Bürgerforum eingeladen wurden. Die 

endgültige Bestätigung der Teilnahme erfolgte nach der Reihenfolge der Zusagen, 

dabei aber unter Berücksichtigung der demografischen Gegebenheiten und der 

Geschlechterverteilung. So wurde die Teilnahme von 50 bis 100 Bürgerinnen und 

Bürgern gewährleistet, die beiden Bedingungen (Zufallsauswahl und demografische 

Äquivalenz) entspricht. 

 

 

3. Teilnehmer 

Insgesamt wurden in neun Städten 5.500 Einladungen verschickt; 524 Bürgerinnen 

und Bürger haben an den Europäischen Bürgerforen teilgenommen. Die 

teilnehmenden Bürger erhielten nach ihrer Anmeldung jeweils eine Bestätigung und 

ca. 2 Wochen vor Beginn des Forums ein weiteres Schreiben mit dem aktuellen 

Programm und wichtigen organisatorischen Hinweisen. 

Darüber hinaus wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Bürgerforen 2007 

als „Staffelträger“ zu den Eröffnungsempfängen der Bürgerforen 2008/2009 

eingeladen. Die Resonanz war sehr gering, da die Entfernung vom Wohnort zur 

gastgebenden Stadt oftmals zu groß war und die Teilnehmer aus 2007 stärker an 

einer aktiven Teilnahme an dem Diskussionsprozess der Bürgerforen interessiert 

gewesen wären als an einer Teilnahme nur am Empfang. 
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4. Durchführung der Bürgerforen  

Zeitlicher Ablauf 

Die Bürgerforen fanden mit Rücksicht auf berufstätige Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer am Freitagnachmittag und am Samstag ganztags statt.  

Am ersten Veranstaltungstag, der lediglich den Nachmittag umfasste, wurden die 

Teilnehmer durch den (Ober-)Bürgermeister der Stadt oder seinen Vertreter begrüßt. 

Danach folgte eine kurze Ansprache eines Vertreters des Auswärtigen Amtes. 

Anschließend führte ein prominenter Redner mit einem Vortrag mit dem Titel 

„(M)eine Sicht auf Europa“ in das Thema ein und stellte so den Zusammenhang 

zwischen unserem täglichen Leben und Europa her. Durch diese Phase sollte 

einerseits das Interesse der Teilnehmer an europäischen Fragen und andererseits 

die Motivation, sich damit auseinander zu setzen, gestärkt werden.  

Am zweiten Tag begann dann die inhaltliche Arbeit zu den Themen. Die 

teilnehmenden Bürgerinnen und Bürger bildeten insgesamt sechs Arbeitsgruppen, 

wobei jeweils zwei Gruppen zum selben Unterthema diskutieren. Jede Gruppe wurde 

von einem Tischmoderator moderiert. Zum Ende der Gruppensitzung am 

Samstagmittag hatten alle Gruppen jeweils ein Papier erarbeitet haben, das 

insgesamt maximal fünf Forderungen beinhaltete.  

Nach dem gemeinsamen Mittagessen stellte der für jede Gruppe bzw. jedes Thema 

benannte benannte Sprecher (d.h. eine Bürgerin oder ein Bürger der Stadt) in 

maximal zehn Minuten die Ergebnisse seiner Gruppe vor.  

An die Gruppenpräsentationen schloss sich eine Plenumsdiskussion an. Der 

Hauptmoderator trug dafür Sorge, dass die Debatte in eine Erklärung mündete, die 

Auffassungen und Forderungen an die Politik beinhaltete und in eine 

Bürgererklärung mündete. Diese Erklärung wurde anschließend dem Stadtoberhaupt 

sowie den Abgeordneten der verschiedenen Ebenen (Kommune, Land, Bund, 

Europa) vorgetragen und übergeben.  
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Hier ein exemplarischer Ablaufplan: 

 

Zeit Aktion Thema Handelnde(r) 

1. Tag  

16.00-
16.05 

Begrüßung der 
Teilnehmer, 
Hauptmoderator 
übergibt das Wort an 
Oberbürgermeister/B
ürgermeister/Vertreter 
des AA, 

 Hauptmoderator 

16.05-
16.15 

Grußworte des 
Oberbürgermeisters/ 
Bürgermeisters und 
Vertreter des AA 

 

Oberbürgermeiste
r, Bürgermeister, 
Vertreter des 
Auswärtigen 
Amtes, 
Hauptmoderator 

16.15-
16.30 

Erläuterungen zum 
Ablauf des 
Nachmittags 

 Hauptmoderator 

16.30-
17.00 

Vortrag zur 
Einführung 

Generelle 
Betrachtung über die 
Bedeutung der 
europäischen 
Integration 

Prominente(r) 

17.00-
18.00 

Gegenseitiges 
Kennenlernen 

Was ist Europa? 
 

Tischmoderatoren
, Gruppen 

18.00-
18.15 

Verabschiedung, 
Ausblick auf den 
nächsten Tag 

Dank an die 
Teilnehmer/innen, 
Informationen für 
den nächsten Tag 

Hauptmoderator 

18.15- 
19.00 Imbiss und Umtrunk 

2. Tag 

10.00- 
10.15 

Begrüßung der 
Teilnehmer/innen, 
Konstituierung der 
Gruppendiskussionen 

 Hauptmoderator 

10.15-
12.30 

Behandlung der 
Themen in den 6 
Arbeitsgruppen 

Thema der 
Gruppenarbeit 

Gruppenmitgliede
r, 
Tischmoderatoren
, Europaexperten 

12.30-
13.30 Mittagessen 

13.30-
14.30 

Präsentation der 
Ergebnisse, Erstellen 
der Bürgererklärung 

Thema der 
Gruppendiskussion 

Sprecher/in der 
Arbeitsgruppen,  
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14.30-
15.30 

Diskussion, 
Überarbeitung der 
Bürgererklärung 

Thema der 
Gruppendiskussion 

Plenum  
 

15.30-
16.00 Kaffeepause 

16.00-
16.10 

Vortrag der 
Bürgererklärung, 
Übergabe an den 
Oberbürgermeister 

Inhalt der 
Bürgererklärung 

Hauptmoderator, 
Sprecher/in der 
Arbeitsgruppen, 
Plenum 

16.10-
17.00 

Diskussion der 
Bürgererklärung mit 
den anwesenden 
Politiker/inne/n 

Inhalt der 
Bürgererklärung 

Politiker(innen), 
Plenum, 
Hauptmoderator 

17.00-
17.30 

Verabschiedung und 
Ausblick  Plenum 

 

Moderation 

Das Eröffnungsforum in Potsdam wurde von Christian Walther, RBB (Rundfunk 

Berlin Brandenburg) übernommen. Die folgenden acht Foren wurden vom Leiter der 

Europäischen Akademie Berlin, Prof. Stratenschulte, moderiert. 

 

Tischmoderatoren  

Den Tischmoderatoren kam für den gesamten Prozess eine entscheidende 

Bedeutung zu.  

Eine intensive Vorbereitung auf ihre Tätigkeit war daher besonders wichtig. Für die 

Tischmoderatoren wurde ein Handbuch erstellt, das die Tischmoderatoren sowohl 

inhaltlich als auch organisatorisch auf ihre Aufgaben vorbereitete und das die 

wichtigsten 

Ziele der Veranstaltung sowie die Grundregeln der ausgewählten 

Kommunikationsmethode zusammenfasste. Zusätzlich fand in jeder Stadt eine 

Tischmoderatoren-Schulung unmittelbar vor Beginn der Veranstaltung statt. Sinn des 

Zusammentreffens war u.a. auch die inhaltliche Vorbereitung auf die Themen. Sie 

ermöglichte es den Tischmoderatoren, die sich nicht jeden Tag mit europapolitischen 

Fragestellungen beschäftigen, gut vorbereitet in die Gruppensitzungen zu gehen. 

Die Aufgabe der Tischmoderatoren war es, die Gruppendiskussionen während der 

Foren zu moderieren. Dabei mussten sie auf eine gute und offene Dialogatmosphäre 

achten, sicherstellen, dass alle Diskussionsteilnehmer angemessen zu Wort 
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kommen. Der Diskussionsprozess musste so moderier werden, dass am Ende der 

Debatte ein Ergebnis formuliert werden konnte. 

Bei der Auswahl der Tischmoderatoren hat die Europäische Akademie darauf Wert 

belegt, „Leute von uns“ zu finden, d.h. Persönlichkeiten aus der jeweiligen 

Stadt/Region, mit denen sich die Mitglieder der Bürgerforen identifizieren konnten. 

Bei der Auswahl der Tischmoderatorinnen und Tischmoderatoren wurde auf 

geschlechtliche Ausgewogenheit geachtet. Die Tischmoderatoren wurden z.T. auf 

Vorschlag der jeweiligen Stadtverwaltungen als auch aus Empfehlungen der 

Partnern des Projekts ausgesucht. 

 

Veranstaltungsorte 

Die Bürgerforen konnten ausnahmslos in den Rathäusern oder Gemeindehäusern 

der gastgebenden Städte stattfinden. Dies war besonders wichtig, da die Rathäuser 

die Symbole partizipativer Bürgerschaft und außerdem äußerst repräsentative Orte 

sind. In allen Städten wurden für die Bürgerforen nicht nur der Hauptraum, in dem 

das Plenum tagte, sondern auch weitere Räume für die Arbeitsgruppen sowie ein 

Raum oder Foyer für das Catering durch die jeweilige Stadt zur Verfügung gestellt. 

 

Einbeziehung politischer Repräsentanten 

Die verschiedenen politischen Ebenen (Kommune, Land, Bund und EU) wurden in 

den Bürgerforumsprozess einbezogen. Die entsprechenden Abgeordneten sowie 

örtliche politische Repräsentanten (Bürgermeister, Stadträte) wurden frühzeitig über 

den Bürgerforumsprozess und die Termine informiert und zu dem jeweiligen Forum 

eingeladen. Eine besondere Rolle kam dabei den (Ober)-Bürgermeistern der 

gastgebenden Städte zu. Ihre Beiträge machten deutlich, dass das Forum in der 

jeweiligen Stadt verankert ist.  

Wichtig war, dass die politischen Repräsentanten bei der Übergabe der 

Bürgererklärung und der anschließenden Diskussion nicht nur die Wortmeldungen 

der Bürgerinnen und Bürger entgegennahmen, sondern dazu auch Stellung nahmen 

und somit in einen Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern traten. Die politischen 

Repräsentanten wurden gebeten, auch zu sagen, worauf sie im Rahmen ihrer 

politischen Arbeit wie reagieren wollen (oder warum sie das nicht wollen oder 
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können). Daraus entspann sich eine Plenumsdiskussion unter Einbeziehung der 

lokalen politischen Repräsentanten. Die Bürger ihrerseits hatten die Möglichkeit, sich 

mit Fragen und Forderungen direkt an die Politiker zu wenden. 

 

Nachhaltigkeit 

Um dem partizipativen und demokratischen Anspruch der Bürgerforen gerecht zu 

werden, war es besonders wichtig, eine Nachhaltigkeit der erzielten Ergebnisse und 

Forderungen herzustellen. Deshalb wurden die politisch Verantwortlichen gebeten, 

die geäußerten Auffassungen in ihr Handeln einzubeziehen – es sei denn, sie haben 

während der Podiumsdiskussion erläutert, warum ein Vorschlag von ihnen abgelehnt 

wurde. 

Alle politischen Repräsentanten der Region aus Land, Bund und EU erhielten nach 

dem jeweiligen Bürgerforum die Bürgererklärung zugesandt. Nach einigen Wochen 

wurden sämtliche politischen Vertreter erneut von der Europäischen Akademie Berlin 

kontaktiert mit der Bitte um Information darüber, was sie mit der Bürgererklärung 

gemacht und ob sie die Forderungen der Bürger als Anregung für ihre politische 

Arbeit aufgenommen haben. Sämtliche Kommentare wurden auf der Website 

www.buergerforen.de veröffentlicht. 

 

Vernetzung mit weiteren Partnern 

Bei den Erstbesuchen in den Städten informierte sich das Organisationsteam 

ausführlich über Aktionen vor Ort, die sich mit europapolitischen Fragen beschäftigen 

Insbesondere waren die örtlichen Volkshochschulen und die Schulen vor Ort von 

Interesse. Hinzu kamen je nach Stadt oder Landkreis Aktivitäten von Einrichtungen 

wie „Europe Direct“, Europahäuser und Landesverbände der Europa-Union. Ziel der 

Bürgerforen war es, das Bürgerforum mit anderen europapolitischen Aktivitäten zu 

verbinden und mit den Trägern europapolitischer Informationskampagnen bzw. 

Bildungsmaßnahmen zu vernetzen. Deshalb wurde von der Europäischen Akademie 

Berlin frühzeitig Kontakt zu oben genannten Einrichtungen aufgenommen, um eine 

Kooperation mit Partnern vor Ort zu erreichen.  
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Im Vorfeld der Bürgerforen wurde Kontakt zu verschiedenen Institutionen in der Stadt 

hergestellt und ausgebaut. Sie alle wurden und werden in den Bürgerforumsprozess 

eingebunden und um dessen attentative Begleitung gebeten. 

In fast allen Städten ist es gelungen, Schüler für die Teilnahme am Bürgerforum zu 

gewinnen. Die Schulen wurden auf das Bürgerforum vorbereitet und dazu angeregt, 

es durch eigene Initiativen zu begleiten. Den Lehrerinnen und Lehrern wurde 

Unterrichtsmaterial (der Bundeszentrale für politische Bildung, der Aktion Europa 

oder aus dem Europakoffer Berlin) zur Verfügung gestellt. 

Von den einzelnen Schulen wurden „Schülerkorrespondenten“ zu den Bürgerforen 

entsandt, die den Prozess beobachteten und anschließend in ihren Klassen darüber 

Bericht erstatteten. Darüber hinaus waren die anwesenden Schüler aber auch aktiver 

Teil der Arbeitsgruppen und nahmen an dem Diskussionsprozess des jeweiligen 

Bürgerforums teil. 

Die Volkshochschulen der einzelnen Städte wurden gebeten, durch Vorträge oder 

andere Veranstaltungen auf das Bürgerforum und die Idee der „Partizipation“ 

einzugehen. Die Europäische Akademie Berlin bot dabei auch an, geeignete 

Referenten zur Verfügung zu stellen.  

Soweit die Stadt über eine Hochschule verfügt, wurde auch versucht, mit dieser eine 

Zusammenarbeit zu erreichen, jedoch konnte keine Hochschullehrer / Studenten für 

eine Kooperation gewonnen werden. 

Als Partner für alle Bürgerforen konnte die Europa-Union gewonnen werden. In 

Potsdam gab es eine direkte und intensive Zusammenarbeit mit dem Büro Europe 

direct Potsdam. 

 

Internet 

Für die Europäischen Bürgerforen 2008/2009 wurde eine eigene Website geschaltet, 

die seit dem 10. Oktober (www.buergerforen.de) online ist. Diese Seite informiert und 

dokumentiert gesondert alle neun Bürgerforen. Die Websites der gastgebenden 

Städte wurden mit der Bürgerforen-Seite verlinkt und die Städte wurden gebeten, 

ihre eigenen Internetseiten mit der der Bürgerforen zu verlinken und zusätzlich in 

ihrem Internetangebot auf das jeweilige Bürgerforum zu verweisen. 
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Darüber hinaus bietet die Bürgerforen-Seite jedoch nicht nur Informationen rund um 

die Europäischen Bürgerforen, sondern beinhaltet auch einen interaktiven Blog, der 

es den Bürgerinnen und Bürgern über das Bürgerforum hinaus ermöglichte, an der 

Diskussion teilzunehmen. Der Zugang zum Blog war außerdem nicht nur den 

Teilnehmern der Bürgerforen möglich, sondern ermöglichte eine breite öffentliche 

Diskussion auch mit anderen Internetnutzern.  

 

Marketing 

Die Europäische Akademie hat für die Europäischen Bürgerforen 2008/2009 

verschiedene Kommunikationsmittel produzieren lassen. Dazu zählen 1000 Flyer, 

1000 Kugelschreiber, 1000 Teilnehmermappen und neun Banner für jede 

gastgebende Stadt. 

 

Terminübersicht über die Europäischen Bürgerforen 

Potsdam   10./11.10.2008  

Haldensleben   24./25.10.2008  

Mönchengladbach   07./08.11.2008  

Suhl    21./22.11.2008 

Würzburg    16./17.01.2009  

Neu-Isenburg   23./24.01.2009  

Bremen   30./31.01.2009  

Heidelberg    06./07.02.2009  

Berlin     27./28.02.2009 

 

Europäisches Bürgerforum Potsdam  

Das Europäische Bürgerforum in Potsdam hat am 10./11. Oktober stattgefunden. 

In Potsdam wurden insgesamt 1000 Einladungen direkt von der Stadt verschickt, 

teilgenommen an dem Bürgerforum  haben insgesamt 59 Bürgerinnen und Bürger. 
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Im Laufe der eineinhalbtägigen Diskussion haben die Bürger eine Bürgererklärung 

mit Ihren Forderungen an die Politik geschriebene und diese an die anwesenden 

Politiker übergeben.  

In Potsdam haben folgende Politiker die Bürgererklärung entgegen genommen: 

Jann Jakobs, Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam 

Klara Geywitz, MdL 

Norbert Glante, MdEP 

Michael Zenner, Beauftragter für Kommunikation, Auswärtiges Amt 

 

Da bei dem ersten Bürgerforum in Potsdam die Zeit für die Bürgererklärung knapp 

war, fand am 4. November auf Einladung des Oberbürgermeisters eine zusätzliche 

Diskussion statt, zu der die beteiligten Bürger und Politiker der Region eingeladen 

wurden. 12 Bürgerinnen und Bürger haben an der Veranstaltung teilgenommen. 

Neben Oberbürgermeister Jann Jakobs kommentierten Klara Geywitz, MdL und 

Christian Große/Büroleiter von Dr. Ehler, MdEP die Bürgererklärung. 

 

In Potsdam nahmen Schüler des Leibniz-Gymnasium Potsdam an dem Bürgerforum 

teil (2 Schüler der 10. Klasse). 

 

Europäisches Bürgerforum Haldensleben 

Das Europäische Bürgerforum in Haldensleben hat am 24./25. Oktober 

stattgefunden. 

In Haldensleben wurden 500 Personen eingeladen, von denen 51 Bürgerinnen und 

Bürger am Forum teilgenommen haben. 

In Haldensleben haben folgende Politiker die Bürgererklärung entgegen genommen 

und kommentiert: 

Norbert Eichler, Bürgermeister der Stadt Haldensleben 

Wulf Gallert, MdL 

Ralf Geisthard, MdL  
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Dr. Helmuth Markov, MdEP 

Barbara Quick, Auswärtiges Amt 

 

In Haldensleben nahmen Schüler des Professor-Friedrich-Förster-Gymnasiums an 

dem Bürgerforum teil (1 Schüler 12. Klasse, 2 Schüler 10. Klasse). 

 

Europäisches Bürgerforum Mönchengladbach 

In Mönchengladbach wurden insgesamt 500 Einladungen durch die Europäische 

Akademie Berlin im Namen des Oberbürgermeisters verschickt, 49 Bürgerinnen und 

Bürger nahmen an dem Bürgerforum teil.  

In Mönchengladbach haben folgende Politiker die Bürgererklärung entgegen 

genommen: 

Oberbürgermeister Norbert Bude 

Dr. Günter Krings, MdB 

Oliver Keymis, MdL, Vizepräsident des Landtags NRW  

Ullrich Klöckner, Auswärtiges Amt  

 

In Mönchengladbach nahmen insgesamt acht Schüler an dem Bürgerforum teil: 3 

Schüler vom Franz-Meyers-Gymnasium, 3 Schüler vom Gymnasium Rheindahlen 

und 2 Schüler vom Hugo-Junkers-Gymnasium. 

 

Mit der Volkshochschule Mönchengladbach wurde eine Folgeveranstaltung am 12. 

Mai 2009 in Mönchengladbach vereinbart, bei dem Prof. Dr. Eckart Stratenschulte 

einen Vortrag zum Thema: „Was kann (oder sollte) uns zum Urnengang bei der 

Europawahl motivieren? Wo berührt uns Europa und an welchen Stellschrauben 

kann das Parlament die europäischen Fragen beeinflussen?“ Während des Vortrags 

stellte er u. a. auch das Konzept der Bürgerforen vor. 
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Europäisches Bürgerforum Suhl 

In Suhl wurden 500 Personen direkt von der Stadt Suhl eingeladen, von denen 48 

zugesagt hatten. An dem Bürgerforum in Suhl haben 41 Bürgerinnen und Bürger 

teilgenommen. 

In Suhl haben folgende Politiker/Vertreter die Bürgererklärung entgegen genommen 

und kommentiert: 

Oberbürgermeister Dr. Jens Triebel,  

Dr. Dieter-L. Koch, MdEP 

Ina Leukefeld, MdL des Landtags von Thüringen 

Dr. Holger Poppenhäger, Kreisvorsitzender der SPD Erfurt (in Vertretung von Iris 

Gleicke, MdB 

Achim Gaier, Auswärtiges Amt  

 

In Suhl wurden insgesamt sieben Schulen mehrfach angesprochen, leider konnten 

jedoch keine Schüler für eine Teilnahme gewonnen werden. In Suhl gab es eine 

intensive Zusammenarbeit mit dem Europa-Service-Büro Südthüringen. Neben einer 

Verlinkung der Websites wurde eine Zusammenarbeit vor Ort vereinbart: Vier 

Mitarbeiter des Büros standen während des Bürgerforums als Tischmoderatoren zur 

Verfügung. 

 

Europäisches Bürgerforum Würzburg 

In Würzburg und Neu-Isenburg wurden je 500 Einladungen im Namen des 

(Ober)Bürgermeisters verschickt. In Würzburg haben wir 103 Zusagen erhalten, in 

Absprache mit der Stadt haben wir 80 Bürgerinnen und Bürger eine Zusage erteilt, 

von denen 69 an dem Bürgerforum in Würzburg teilnahmen.  

In Würzburg haben folgende Politiker die Bürgererklärung entgegen genommen: 

Georg Rosenthal, Oberbürgermeister der Stadt Würzburg,  

Günter Gloser, Staatsminister für Europa, Auswärtiges Amt  

Walter Kolbow, Mitglied des Deutschen Bundestags 
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Dr. Hans Jürgen Fahn, Mitglied das Bayerischen Landtags  

Günther Felbinger, Mitglied des Bayerischen Landtags 

Oliver Jörg, Mitglied des Bayerischen Landtags  

Simone Tolle, Mitglied des Bayerischen Landtags 

 

In Würzburg nahmen insgesamt vier Schülerinnen vom Matthias-Grünewald-

Gymnasiums an dem Bürgerforum teil. 

 

Europäisches Bürgerforum Neu-Isenburg 

In Neu-Isenburg wurden je 500 Einladungen im Namen des Bürgermeisters 

verschickt. In Neu-Isenburg haben wir 48 Zusagen erhalten, 38 Bürgerinnen und 

Bürger nahmen an dem Bürgerforum teil.  

In Neu-Isenburg haben folgende Politiker/Vertreter die Bürgererklärung entgegen 

genommen und kommentiert: 

Dirk-Oliver Quilling, Bürgermeister der Stadt Neu-Isenburg 

Uta Zapf, Mitglied des Deutschen Bundestages 

Michael Gahler, Mitglied des Europäischen Parlamentes 

Dr. Wolf Klinz, Mitglied des Europäischen Parlamentes 

Thomas Mann, Mitglied des Europäischen Parlamentes 

Michael Zenner, Beauftragter für Kommunikation, Auswärtiges Amt 

 

In Neu-Isenburg wurde 3 Gymnasien mehrfach angesprochen, leider konnten jedoch 

keine interessierten Schüler gefunden werden. Dort befanden sich die Klassen 11-13 

zur Zeit des Bürgerforums in einer Praktikumsphase. 

 

Europäisches Bürgerforum Bremen 

In Bremen wurden 500 Einladungen im Namen des Bürgermeisters Jens Böhrnsen 

verschickt. In Bremen haben wir 83 Zusagen erhalten, von denen 74 an dem 

Bürgerforum teilnahmen. 
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In Bremen haben folgende Politiker/Vertreter die Bürgererklärung entgegen genommen: 

Christian Weber, Präsident der Bremischen Bürgerschaft 

Marieluise Beck, Mitglied des Deutschen Bundestages 

Karin Jöns, Mitglied des Europäischen Parlaments 

Ulrike Hiller, Mitglied der Bremischen Bürgerschaft 

Dr. Hermann Kuhn, Mitglied der Bremischen Bürgerschaft  

Barbara Quick, Auswärtiges Amt 

 

In Bremen nahmen insgesamt 2 Schülerinnen des Schulzentrums Sz Utbremen am 

Bürgerforum teil. 

 

Europäisches Bürgerforum Heidelberg 

In Heidelberg wurden 500 Einladungen im Namen des Oberbürgermeisters 

verschickt. In Heidelberg haben wir 64 Zusagen erhalten, 55 Bürgerinnen und Bürger 

nahmen an dem Bürgerforum teil.  

In Heidelberg haben folgende Politiker / Vertreter die Bürgererklärung entgegen 

genommen und kommentiert: 

Dr. Eckart Würzner, Oberbürgermeister der Stadt Heidelberg 

Theresia Bauer, Mitglied des Landtags 

Eyke Peveling, Stellvertretender Leiter der Landesvertretung Baden-Württemberg in 

Brüssel 

Achim Gaier, Auswärtiges Amt 

 

In Heidelberg konnten vor allem aufgrund der anstehenden Klausurphase leider 

keine Schülerinnen und Schüler gefunden werden. 
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Europäisches Bürgerforum Berlin  

Das Abschlussforum in Berlin wurde am 27./28.02.2009 erfolgreich durchgeführt.  

Der Versand von 1000 Einladungen erfolgte am 7. und 8. Januar 2009. Von den 

Eingeladenen haben insgesamt 153 Personen zu- und 192 abgesagt. Nach 

Absprache mit den Partnern haben wir 100 Anmeldebestätigungen verschickt, die 

restlichen 53 Personen haben eine Absage erhalten. Insgesamt haben an dem 

Berliner Bürgerforum 88 Personen teilgenommen. 

In Berlin haben folgende Politiker/Vertreter die Bürgererklärung entgegen 

genommen: 

Günter Gloser, Staatsminister für Europa  

Monika Helbig, die Bevollmächtigten beim Bund und Europabeauftragte des Landes 

Berlin 

Norbert Glante, Mitglied des Europäischen Parlaments 

Karl-Georg Wellmann, Mitglied des Deutschen Bundestags 

Thomas Isenberg, Mitglied des Abgeordnetenhauses Berlin  

Michael Zenner, Beauftragter für Kommunikation, (Auswärtiges Amt) 

 

In Berlin nahmen insgesamt 3 Schüler des Französischen Gymnasiums und 2 

Schüler des Canisus Kolleg am Bürgerforum teil.  

 

Presse- und Medienarbeit 

Medienpartner 

Alle neun Bürgerforen sind in der Presse gut wahrgenommen worden. Die Presse- 

und Medienarbeit war ein sehr wichtiger Bestandteil des gesamten Projektes. Durch 

eine intensive Öffentlichkeitsarbeit konnte gewährleistet werden, dass ein breiter 

Kreis von Bürgerinnen und Bürgern für europäische Fragen einerseits und für neue 

Formen der Partizipation andererseits interessiert werden konnte. 
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Überregionaler Medienpartner 

Ein überregionaler Medienpartner konnte leider trotz intensiver Bemühungen nicht 

gewonnen werden. Eine überregionale Berichterstattung fand z.B. über „Deutsche 

Welle TV“ und „taz“ statt. 

 

Medienpartner für das Eröffnungsforum 

Im Nachgang zum Eröffnungsforum in Potsdam konnte die Europäische Akademie 

Berlin auf die bereits bestehende Medienpartnerschaft mit der im Inforadio des RBB 

angesiedelten Sendereihe „Forum – Die Debatte im Inforadio“ zurückgreifen.  

 

Debatte im Inforadio: Podiumsdiskussion in der Land esvertretung 

Brandenburg  

Die Podiumsdiskussion zum Thema „Europa der Bürger“, bei der auch auf den 

Bürgerforenprozess hingewiesen wurde, hat am 24. November 2008 um 19:00 Uhr in 

der Landesvertretung Brandenburg stattgefunden.  

 

Jugend schreibt 

Um speziell auch jüngere Menschen durch die Bürgerforen zu erreichen, wurde eine 

Vernetzung mit dem Projekt „Jugend schreibt“ angestrebt, für das die Frankfurter 

Allgemeine Zeitung regelmäßig eine ganze Zeitungsseite zur Verfügung stellt. Eine 

Besprechung beim durchführenden Institut zur Objektivierung von Lern- und 

Prüfungsverfahren (IZOP) in Aachen ergab jedoch, dass für eine solche Seite 

insgesamt Kosten von ca. 66.000 EUR entstehen (Gegenleistung für eine 

redaktionelle Seite ist die Finanzierung von Halbjahresabos in Klassensätzen für 50 

Schulen). Aus Budgetgründen wurde deshalb auf eine Kooperation verzichtet. 

 

Schülerzeitungen 

Die Redakteurinnen und Redakteure von Schülerzeitungen aus den jeweiligen 

Städten wurden von der europäischen Akademie angesprochen und als Beobachter 

eingeladen. Ihnen wurde zur Unterstützung bei der Erarbeitung eines Berichts über 

das Bürgerforum (Informationen, Bilder, journalistisches Know-how) angeboten. 
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Pressearbeit 

Bei der Pressearbeit lag der Schwerpunkt auf der Einbindung der lokalen und 

regionalen Presse. Bei den Erstbesuchen in den Städten wurden auch jeweils bereits 

erste Gespräche mit den Pressereferaten der Städte geführt. Das Tandem – 

bestehend aus der Europäischen Akademie Berlin und der gastgebenden Stadt – 

informierte die Journalisten mittels Pressemitteilungen und persönlichen und 

telefonischen Gesprächen mehrfach über das Konzept und die Fakten der 

Bürgerforen. Die Journalisten wurden dafür sensibilisiert, dass ihren Lesern, Hörern 

und  Zuschauern durch die Bürgerforen die Möglichkeit gegeben wurde, sich aktiv in 

das politische Geschehen einzubringen.  

Vor Ort wurde bei jedem Bürgerforum ein spezieller Kontaktbereich für 

Medienvertreter eingerichtet. 

In regelmäßigen Abständen wurden sowohl die Journalisten als auch die 

Pressereferenten der jeweiligen Städte während und nach Abschluss der 

Veranstaltungsreihe über die Aktivitäten des Bürgerforenprozesses informiert.  

 

Europäische Bürgerforen – Europäischen Bürgerkonfer enz Berlin 

Das Konzept der Europäischen Bürgerkonferenz, die Ende März in Berlin stattfand, 

sah auch eine Einbindung der Teilnehmer der Europäischen Bürgerforen vor. Aus 

jeder Bürgerforen-Stadt wurden zwei Teilnehmer nach Berlin eingeladen, um am 

dortigen Diskussionsprozess teilzunehmen. Die Unterbringung dieser Gäste erfolgte 

in der Europäischen Akademie Berlin. 

 

In Vorbereitung auf die Diskussion bei der nationalen Konferenz im Auswärtigen Amt, 

trafen sich 17 Bürgerforen-Teilnehmer (1 Absage) am Freitag, 27. März 2009 in der 

Europäischen Akademie zu einer Rückschau auf die Bürgerforen. 
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Kosten 

Die Reihe der Europäischen Bürgerforen 2008/2009 konnte kostendeckend 

durchgeführt werden. Die Kosten belaufen sich auf insgesamt 147.913,51 EUR. Von 

diesen Gesamtkosten entfallen 57.231,03 EUR auf Personalkosten (38,70 %), 

33.921,46 EUR auf Verpflegung (22,93 %) und 19.243,72 EUR auf Sachkosten 

(13,01 %). Insgesamt wurden 17.150,00 EUR (11,59 %) für Honorare ausgegeben, 

13.943,30 EUR für Reise (9,43 %) und 6.424,00 EUR (4,34 %) für Unterkunft.  

 

 

 

5. Alternative Formen der Bürgerbeteiligung 

Die Idee, Bürger in einen europäischen Dialog einzubinden, wird auch in anderen 

Projekten verfolgt. Europäische Bürgerforen sind eine Möglichkeit, Bürgern Raum zur 

Mitsprache zu geben. Das politische Instrument der Bürgerbeteiligung entzieht sich 

aufgrund der Vielfalt an Interpretationsmöglichkeiten eines eindeutigen 

Verständnisses und einer festgelegten Methodik. An dieser Stelle sollen deshalb drei 

weitere Formate der Bürgerbeteiligung vorgestellt werden, um Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede zu den Europäischen Bürgerforen herauszustreichen. 

 

5.1. Europäische Bürgerkonferenzen 

Neben den Europäischen Bürgerforen sind von der Europäischen Kommission im 

EU-Wahljahr 2009 weitere Beteiligungsprojekte ausgerufen worden. Als größtes 

Projekt sind die Europäischen Bürgerkonferenzen zu nennen, die über die nationalen 

Grenzen hinweg Bürger einladen, gemeinsam über die wirtschaftliche und soziale 

Zukunft Europas nachzudenken. Die Europäischen Bürgerkonferenzen 2009 wurden 

im Rahmen des Online-Diskussionsforums „Debate Europe“ der Europäischen 

Kommission gefördert. Ziel war es, Bürger aus allen 27 Mitgliedsstaaten der EU 

zusammen zu bringen, damit sie  aktuelle europaweite Probleme, wie die globale 

Wirtschafts- und Finanzkrise, diskutieren und sich gemeinsam über mögliche 

Lösungsstrategien verständigen. Aus dem Austausch der vielfältigen Meinungen 

wurden dann gemeinsame Empfehlungen für europäische und nationale politische 

Institutionen formuliert. 
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Die nationale deutsche Bürgerkonferenz fand einmalig im März 2009 im Auswärtigen 

Amt in Berlin statt. 150 zufällig ausgewählte Bürgerinnen und Bürger sowie 

Delegierte aus den Europäischen Bürgerforen trafen aufeinander, um Empfehlungen 

zu erarbeiten, die anschließend mit politischen Entscheidungsträgern diskutiert 

wurden. Im Vorfeld der Konferenz war eine Website geschaltet worden, auf der Ideen 

und Vorschläge zur Zukunft Europas gesammelt wurden. Diese im Internet 

kommunizierten Vorschläge lieferten die thematische Grundlage für die Diskussion 

während der nationalen Bürgerkonferenz. Beim Zusammentreffen in Berlin wurden 

diese Vorschläge aufgegriffen und darauf aufbauend eine Erklärung mit zehn 

Empfehlungen verabschiedet. Diese wurde an Abgeordnete des Europäischen 

Parlaments, an Vertreter des Auswärtigen Amts sowie der Robert-Bosch-Stiftung 

ausgehändigt.  

Zeitgleich zur nationalen deutschen Bürgerkonferenz in Berlin fanden in den weiteren 

26 Mitgliedsstaaten ebenfalls nationale Konferenzen statt. Nach den nationalen 

Konferenzen fand eine weitere Online-Phase statt, in der die Empfehlungen in der 

Öffentlichkeit diskutiert wurden. Auf Grundlage dieser öffentlichen Diskussion wurden 

15 gesamteuropäische Empfehlungen verabschiedet, die dann auf dem 

Europäischen Bürgergipfel in Brüssel im Mai 2009 debattiert wurden.  

Resultat dieses Gipfels war ein Paket an gesamteuropäischen Forderungen, die auf 

Regionalkonferenzen im Herbst 2009 mit den neu gewählten Mitgliedern des 

Europäischen Parlaments und anderen politischen Entscheidungsträgern diskutiert 

werden sollen. 

 

5.2. BürgerForumEuropa (2009) 

Sich über die Zukunft der Europäischen Union auszutauschen und sich stärker in die 

europäische Politik einzubringen ist ebenfalls Ziel des BürgerForums Europa, 

welches von der Bertelsmann Stiftung und der Heinz Nixdorf Stiftung 2009 initiert 

wurde. 

In diesem Zukunftsdialog sollen ausgewählte Bürgerinnen und Bürgern aus 

Deutschland gemeinsam mit Experten und Politikern ein BürgerProgramm Europa 

erarbeiten, welches neue Ideen an die Öffentlichkeit tragen soll. 

Das BürgerForum ist durch mehrere Phasen gekennzeichnet. In der ersten Phase 

wird mit einem Zufallsraster per Telefon Kontakt mit Bürgern aufgenommen. 
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Diejenigen Bürger, die Interesse zeigen, werden mit Informationsmaterial versorgt. In 

einer anschließenden Phase füllen die potentiellen Teilnehmer einen Online-

Fragebogen aus und entscheiden, ob sie am BürgerForum teilnehmen wollen und 

welchem Themenbereich sie sich während der Veranstaltung widmen wollen. 

Auf einer Internetseite können sich die Teilnehmer dann registrieren und werden 

anschließend eingeladen, die auf der Plattform veröffentlichten Artikel zu 

kommentieren. An diese Online-Phase schließt sich eine zweitägige 

Auftaktveranstaltung an. Während dieser zwei Tage erarbeiten die Bürger in den von 

ihnen gewählten Arbeitsbereichen zwei Forderungen mit möglichen 

Lösungsanssätzen heraus. An die Veranstaltung schließt sich erneut eine 

Onlinephase an, in der die zuvor erarbeiteten Lösungsansätze diskutiert werden. 

Bei der Abschlussveranstaltung trafen sich erneut alle 350 Bürger, um gemeinsam 

zu überlegen, wie es mit dem erstellten BürgerProgramm weitergehen konnte. Das 

BürgerProgramm wird in schriftlicher Form Parlamentariern aller Ebenen und 

deutschen Europa-Abgeordneten zur Verfügung gestellt. 

Dieses Beteiligungsprojekt zeichnet sich durch lange und intensive 

Diskussionsmöglichkeiten auf der Online-Plattform aus. Auch nach der 

Auftaktveranstaltung erhalten die Teilnehmer so die Gelegenheit, Ergebnisse 

nochmals zu durchdenken, Änderungen vorzunehmen und sich mit anderen inhaltlich 

auszutauschen. Bedenklich ist aber, dass nur Bürger an diesem Beteiligungsformat 

teilnehmen können, die die notwendigen Internetkenntnisse mitbringen. Dadurch 

findet im Vorfeld bereits eine Selektion der Teilnehmer statt. 

 

5.3. Bürgerhaushalt 

Mit dem Beteiligunsformat des Bürgerhaushaltes wurde ein Instrument geschaffen, 

welches Bürgerinnen und Bürgern ein Mitspracherecht in finanziellen Angelegenheit 

einräumt. Die Beteiligung begrenzt sich auf eine Kommune, ist also nicht national 

oder europaweit ausgerichtet. Die Bürger entscheiden selbst über einen Teil des 

Haushaltes der Kommune. Diese Beteiligungsform lässt die Bürger direkt über 

Investitionen entscheiden; es handelt sich also um die Ausübung direkter 

Demokratie. Im brasilianischen Porto Alegre (vgl. Bockhan 2008) wurde die Idee 

eines Beteiligungshaushaltes bereits erfolgreich umgesetzt. Als Prototyp dient es 
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anderen Ländern, in ihren Kommunen die Partizipation zu fördern und gleichzeitig 

die Verwaltung  zu modernisieren.  

In Porto Alegre gestaltete sich der Ablauf dieses Partizipationsinstrumentes über 

mehrere Monate, in denen Delegierte, die zuvor in Bürgerversammlungen ernannt 

worden waren, mit der Stadtverwaltung einen Haushaltsentwurf aushandelten, der 

dann dem Stadtrat vorgelegt wurde. Aufgrund der vorherigen Aushandlungsprozesse 

änderte der Stadtrat meist nur wenige Aspekte. Die Umsetzung der beschlossenen 

Maßnahmen wurde anschließend von den Bürgern überwacht und kontrolliert. 

Dieses Beteiligungsformat spricht den Bürgern direkte politisch-administrative 

Kompetenzen zu. Ihre Einflussnahme verstärkt auf der einen Seite die Transparenz 

der kommunalen Politik, auf der anderen Seite die Verantwortlichkeit der Bürger. In 

Abgrenzung zu den Europäischen Bürgerforen ist jedoch festzustellen, dass der hier 

gewählte Partizipationsmodus auf eine deliberative Demokratievorstellung verweist, 

dass also politische Entscheidungen auf der Basis von kommunikativen 

Verständigungsprozessen getroffen werden. Der Ansatz der Europäischen 

Bürgerforen hingegen verfolgt weniger die direkte Miteinbeziehung der Bürger in 

institutionelle Abläufe der Politik bzw. der Verwaltung. Hier steht der 

Meinungsaustausch, der Wissenszuwachs, die Vernetzung, der Austausch mit den 

politischen Entscheidungsträgern und das Anwenden demokratischer Prinzipien im 

Vordergrund. 
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II. Zum Zusammenhang von Bürgerforen, Demokratie, L egitimität und 

Partizipation 

Politikverdrossenheit kann dazu führen, dass Bürger am demokratischen Leben nicht 

mehr teilhaben, dass sie sich nicht einbringen und nicht wählen. Doch Partizipation 

der Bürger hat legitimatorische und stabilisierende Funktionen; sie ist die 

Grundvoraussetzung für eine funktionierende demokratische Ordnung. Um die 

Partizipationsbereitschaft der Bürger zu erhöhen und damit der Politikverdrossenheit 

entgegenzuwirken, wurden in den letzten Jahren immer wieder neue 

Beteiligungsformate für Bürger erprobt. 

Auch in den Reformansätzen der EU lassen sich partizipative Ansätze identifizieren. 

Ein Beispiel für solch neu eingeführte Formen an Partizipation sind die europäischen 

Bürgerforen. Die theoretischen Zusammenhänge zwischen den einzelnen Aspekten 

werden im Folgenden erläutert. Anschließend wird auf der Basis des empirischen 

Materials, welches aus den Bürgerforen extrahiert wurde, untersucht, ob Bürgerforen 

geeignet sind, die Partizipationsbereitschaft der Bürger zu erhöhen.  

 

1. Legitimität 

Demokratie (griech. Herrschaft durch das Volk) liegt das Prinzip zugrunde, dass das 

Volk gemeinschaftlich die Politik bestimmt. Gleichzeitig legitimiert das Volk so die 

Herrschaftsbeziehung, d.h., es erkennt sie an. Eine Herrschaft, im konkreten Fall: 

eine Regierung und ein Parlament, sind dann legitim, wenn sie einerseits auf der 

Grundlage des geltenden Rechts gebildet wurden (Legalität) und wenn sie 

andererseits vom Volk anerkannt werden (Legitimitätsglaube). In den Worten Max 

Webers ist eine Herrschaft legitim, wenn sie „auf dem Glauben an die Legalität 

gesatzter Ordnungen und des Anweisungsrechts der durch sie zur Ausübung der 

Herrschaft Berufenen ruh[t]“ (Weber 1980: 124). Gemeint ist damit die Anerkennung, 

also die subjektive Überzeugung von der Richtigkeit einer Norm durch das Volk.  

Die Politikwissenschaft unterscheidet zwei Modelle von Legitimität: Input-Legitimität 

und Output-Legitimität. Mit jedem Modell ist ein spezifischer Begriff von Partizipation 

verbunden. Bürgerforen als ein besonderes Partizipationsinstrument können 

theoretisch beide Formen von Legitimität herstellen. Als Teilnehmer eines 

Bürgerforums kann man den politischen Willensbildungsprozess mitgestalten (Input-
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Legitimität), man kann aber auch durch einen Austausch mit den politischen 

Entscheidungsträgern Forderungen einbringen (Output-Legitimität). 

 

1.1. Input-Legitimität 

Input-Legitimität ist durch das Prinzip der Zustimmung des Volkes gekennzeichnet. 

Ein politischer Akt wird dadurch legitim, dass er von Akteuren initiiert und ausgeführt 

wird, die die mehrheitliche Zustimmung der Bürger beispielsweise durch Wahlen 

erhalten haben. Die bedeutet in der Praxis beispielsweise, dass das Volk, durch 

Wahlen seine Abgeordneten wählt. Diese beschließen ein Gesetz. Das Volk erkennt 

dieses Gesetz an, weil es zuvor die Parlamentarier gewählt hatte. Dieser 

theoretischen Position liegt ein normativer Anspruch zugrunde. Eine Institution, ein 

Gesetz oder ein politischer Akt erhalten dadurch normative Autorität, dass sie von 

denjenigen bzw. von einer Mehrheit dieser Gruppe, die den Normen folgt, anerkannt 

wird (vgl. Hinsch 2008). Im Englischen wird die Input-Legitimität auch umschrieben 

mit: government by the people. Die Mitbestimmung durch das Volk, also die 

Partizipation, ist demnach zentraler Bestandteil dieser Legitimitätsform. 

 

1.2. Output-Legitimität 

Die Output-Legitimität hingegen beruht auf funktionalen Prinzipien. Dieser Ansatz 

geht von der Nützlichkeit politischer Entscheidungen aus. Politische Akte sind 

demzufolge nicht dadurch legitimiert, dass sie von demokratisch anerkannten 

Akteuren getroffen sind. Sie sind legitim, weil sie nützlich für die Bürger sind. Im 

Fokus der Legitimität steht also die von den Entscheidungsträgern hervorgebrachte 

Leistung. Im Englischen wird die Output-Legitimität auch umschrieben mit: 

government for the people. Die Partizipation spielt bei dieser Legitimitätsform nur 

eine untergeordnete Rolle. Bürger werden nur insofern in das politische Geschehen 

einbezogen, als dass zum Wohl ihrer Interessen entschieden wird. Bei 

Reformversuchen von Verfahren zur politischen Willensbildung auf EU-Ebene steht 

demgemäß nicht die Erweiterung der Beteiligungsmöglichkeiten im Vordergrund. 

Hier geht es darum, Legitimität dadurch zu erhöhen, dass die Leistung 

(Entscheidungen, Rechtsakte, Maßnahmen etc.) transparenter und effektiver wird. 

Beide Ansätze operieren mit normativen Legitimitätsprinzipien, unterscheiden sich 

aber darin, dass sie jeweils unterschiedliche Kriterien zur Bestimmung von Legitimität 
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definieren. Demgemäß erfährt der Begriff der Partizipation je nach 

Legitimitätsperspektive eine unterschiedliche Bedeutung. 

 

2. Partizipation 

Partizipation bedeutet Teilhabe des Volkes an politischen Willensbildungsprozessen. 

Partizipation ist somit eine weitere Bedingung von Demokratie. Eine Herrschaftsform, 

die keine partizipativen, also teilhabenden Mechanismen wie z. B. freie Wahlen 

vorsieht, ist keine Demokratie.  

Partizipation lässt sich auf der Grundlage theoretischer Überlegungen sowohl 

empirisch, als auch theoretisch strukturieren.  

Der Partizipationsbegriff kann sowohl einer beschreibenden, als auch einer 

wertenden Perspektive dienen. Partizipationsansätze haben daher gleichzeitig 

empirisch-analytischen und normativen Charakter. Partizipation gemäß eines 

empirisch-analytischen Verständnisses geht von einer pluralistischen 

Gesellschaftsauffassung aus. Demokratie wird in einem weiten Kontext verstanden 

und bevorzugt das Modell repräsentativer Demokratie. Vertreter dieser Auffassung 

wie Ernst Fraenkel, Robert Dahl oder auch Niklas Luhmann3 nehmen bei diesem 

Modell eine geringere Partizipation der Bürger in Kauf. Demgegenüber stehen 

normative Theorien, deren Demokratiebegriff mit einer starken Bürgerbeteiligung 

verbunden ist. Partizipation wird hier als direkte und normative Grundannahme 

verstanden. Repräsentanten dieser Theorie sind beispielsweise Benjamin Barber 

oder Jürgen Habermas4.  

 

2.1. Partizipation als Form input-gesteuerter Legit imität 

Partizipation als Mitbestimmung definiert Max Kaase als „[...] jene Verhaltensweise 

von Bürgern, die sie alleine oder mit anderen freiwillig mit dem Ziel unternehmen, 

Einfluss auf politische Entscheidungen zu nehmen“ (Barnes u.a. 1979: 42; Parry u.a. 

1992: 16; Verba u.a. 1995: 38 zitiert nach Kaase 2003: 1). Christian Lüdemann hebt 

                                            
3 siehe u.a. Dahl, Robert A (1991): Democracy and its critics. New Haven [u.a.] : Yale University 
Press; Fraenkel, Ernst (1991): Deutschland und die westlichen Demokratien. 1 Aufl. Frankfurt am 
Main : Suhrkamp; Luhmann, Niklas (1991): Aufsätze zur Theorie der Gesellschaft. 4. Aufl. Opladen : 
Westdt. Verl. 
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ebenfalls den Aspekt der Freiwilligkeit der Teilnahme hervor. Kennzeichnend für 

politische Partizipation sei weiter, dass die Aktivitäten von Privatpersonen ausgeführt 

werden (vgl. Lüdemann 2001).  

Partizipation als Form eines input-orientierten Demokratieansatzes bewertet das 

politische System nicht  auf der Grundlage der Qualität der Leistung des Systems, 

sondern der möglichst umfassenden Beteiligung der Bürger (vgl. Parry et al 1992: 4 

zitiert nach Steinbrecher 2009: 30). Theoretisch wird angenommen, dass nur durch 

eine größtmögliche Beteiligung der Bürger alle Interessen im politischen Prozess 

repräsentiert werden können.  

Partizipatorischen Ansätzen geht eine input-gedachte Legitimität voraus. 

Voraussetzung einer partizipatorisch ausgelegten Demokratietheorie ist die politische 

und soziale Gleichheit aller Staatsbürger. Ist diese nicht vorhanden, lässt sich der 

Anspruch einer partizipatorischen Demokratie nicht einlösen.  

Kritiker werfen diesem Ansatz fehlende Effizienz und Anpassungsfähigkeit vor (vgl. 

Naschold 1996, zitiert nach Steinbrecher 2009: 31). Ferner wird auf die Schwierigkeit 

der Gleichstellung aller Staatsbürger hingewiesen. Der Anspruch einer rechtlichen 

Gleichstellung sei zwar erfüllt, die Voraussetzung der sozialen Gleichheit scheine 

jedoch unerreichbar (vgl. Sartori 1992, zitiert nach Steinbrecher 2009: 31).  

Innerhalb des partizipativen Ansatzes sind wiederum drei Beteiligungsarrangements 

denkbar: Partizipative Demokratie, assoziative Demokratie und Bürgerengagement in 

Assoziation (Hüller 2006). Diesen Typen liegt ein unterschiedliches Verständnis von 

Partizipation zugrunde. 

 

2.1.1. Partizipative Demokratie 

Der Ansatz einer partizipativen Demokratie verfolgt die Idee einer direkten 

Bürgerbeteiligung an politischen Entscheidungen. Die Mitbestimmung kann sich 

unterschiedlich gestalten. Die Politikwissenschaft unterscheidet verfasste und 

unverfasste Formen: Verfasste Partizipationsformen weisen stark institutionalisierten 

Charakter auf. Wahlen sind beispielsweise als verfasste Partizipationsform zu 

nennen. Aktionsformen, die spontan oder geplant entstehen können, aber jedoch 

                                                                                                                                        
4 siehe u.a. Barber, Benjamin R. (1994): Starke Demokratie : über die Teilhabe am Politischen 
Hamburg : Rotbuch-Verl.; Habermas, Jürgen (2001): Faktizität und Geltung : Beiträge zur 
Diskurstheorie des Rechts und des demokratischen Rechtsstaats. Frankfurt am Main : Suhrkamp. 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 32 

nicht in einem klar definierten Kontext eingebettet sind, werden als unverfasste 

Formen bezeichnet5. Ein Beispiel hierfür sind die Bürgerforen. 

Hüller zufolge stärkt die Mitbestimmung des Volkes nicht nur die demokratische 

Ordnung. Sie habe darüber hinaus auch positive Nebeneffekte auf die Bürger selbst. 

Nehmen Bürger an politischen Entscheidungen teil, können sich beispielsweise 

deren rhetorische Fähigkeiten verbessern. Auch Einstellungen, wie Toleranz oder 

Vertrauen können durch die Teilnahme am politischen Willensbildungsprozess so 

gestärkt werden. Wenn sich viele Bürger direkt beteiligen, kann dadurch bei ihnen 

das Gefühl einer politischen Gleichheit generiert werden. Hüller sieht darin dann das 

Potential einer Steigerung des Selbstwertgefühls der Beteiligten. (Hüller 2006: 7) Mit 

einem größeren Selbstvertrauen wiederum fällt es Bürgern möglicherweise leichter, 

sich weiter zu engagieren und sich in den Willensbildungsprozess einzubringen. 

 

2.1.2. Assoziative Demokratie 

Bei der assoziativen Demokratie sind es nicht die Bürger selbst, die direkt an 

politischen Entscheidungen beteiligt werden. Politische Mitbestimmung der Bürger 

erfolgt durch deren Mitgliedschaft in zivilgesellschaftlichen Organisationen. Diese 

zumeist nichtstaatlichen Organisationen sind in staatliche Entscheidungsprozesse 

eingebunden und dienen so als „vermittelndes Bindeglied zwischen Bürgern und 

zentralen Entscheidungsinstanzen“ (Hüller 2006: 8): Durch die Beteiligung dieser 

Assoziationen, so ist die Annahme, lässt sich im Kontext einer repräsentativen 

Demokratietheorie demokratische Legitimität erhöhen. Die Assoziationen sind jedoch 

nicht zu verstehen als zentrale Entscheidungsinstanzen, sondern als 

Vermittlungsglied der Interessen der Bürger. Die Perspektive, die mit diesem Modell 

verfolgt wird, ist also ein output-gesteuerter Legitimationsansatz.  

Vorteil der Einbindung dieser Organisationen ist es, dass die Regierungen aufgrund 

der Kooperation mit ihnen Entscheidungsprozesse offener und transparenter 

gestalten müssen. Des Weiteren sollen in diesem Modell die Organisationen die von 

der Regierung hervorgebrachten Leistungen kontrollieren und die Bürger darüber 

informieren. Dies bedeutet, dass die Regierungen den Organisationen Rechenschaft 

                                            
5 Mittlerweile geht die Tendenz jedoch dahin, dass unverfasste Beteiligungsformate in den Alltag 
politischer Entscheidungsprozesse drängen, zumindest fordern dies Anhänger normativer 
Demokratietheorien (vgl. Steinbrecher 2009). Ob dieser Anspruch Resonanz findet, muss in weiteren 
Untersuchungen erforscht werden.  



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 33 

schuldig sind. Laut Hüller (2006: 8) habe diese Kontrollfunktion zur Folge, dass die 

Regierungen ihre Publizität erhöhen müssen. 

Zum anderen nimmt Hüller weiter an, dass durch die Einbindung von nichtstaatlichen 

Organisationen ein größeres Spektrum an Interessen in den politischen 

Entscheidungsprozess mit einfließen kann. In den Organisationen befinden sich 

mehr Mitglieder, die somit mehr Interessen vertreten können. Diese 

unterschiedlichen Positionen lassen sich in den Assoziationen im Vorhinein 

politischer Entscheidungen besser bündeln. Die Bündelung erfolgt durch 

Konsensbildung, so ist trotz der Bandbreite an Positonen gewährleistet, dass eine 

größtmögliche Berücksichtigung aller Interessen erfolgen kann.  

 

2.1.3. Bürgerengagement in Assoziationen 

Bei diesem Typus beteiligt sich das Volk nicht unbedingt an politischen 

Entscheidungsprozessen. Wichtig hier ist, dass sich die Bürger überhaupt beteiligen, 

dass sie an anderen Willensbildungsprozessen teilhaben, die nach demokratischen 

Regeln geleitet werden. Dieses Modell sieht z.B. die Beteiligung auch in einem 

Sportverein oder einer religiösen Gemeinschaft vor.  

Obwohl die politische Einflussnahme hier keine Rolle spielt, kann diese Form des 

Engagements demokratieförderliche Wirkungen entfalten. Aktivitäten in nicht-

politischen Assoziationen können soziale Bedingungen schaffen, die 

Voraussetzungen einer funktionierenden Demokratie sind. In nicht-politischen 

Assoziationen wird „Demokratie im Kleinen“ erprobt und erfahren. Die Akteure 

erlernen Kompetenzen und Fähigkeiten, die als „politische Skills und prozedurale 

Kompetenzen“ (Hüller 2006: 10) für die politische Willensbildung wichtig sind. Solche 

nicht-politische Assoziationen stellten daher ein ideales „Trainingsgelände“ dar, um 

politisch relevante Fähigkeiten ausbilden zu können. Mit Blick auf die 

Legitimitätsfrage werden die Assoziationen verstanden als „vermittelndes Bindeglied 

zwischen Bürgern und zentralen Entscheidungsinstanzen“ (Hüller 2003: 8). Die 

Bürger werden nicht direkt an politischen Entscheidungen beteiligt, aber verlagern 

ihre Entscheidungsbefugnis temporär an Stellvertreter. Das Prinzip der Zustimmung 

durch die Bürger bleibt gewahrt. 
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2.2. Partizipation als Mittel output-gesteuerter Le gitimität 

Wurde zuvor Funktion, Leistung und Wirkweisen partizipativer Ansätze vor dem 

Hintergrund der Input-Legitimität dargestellt, soll nun der Blick auf eine output-

gesteuerte Perspektive gelenkt werden. 

Im Zentrum dieses Ansatzes steht die legitimierende Wirkung „guten Regierens“. Aus 

dieser Perspektive geht es bei der Legitimität nicht darum, politische Entscheidungen 

an den Willen des Souveräns zu binden, sondern Herrschaft für das Volk auszuüben. 

Dementsprechend wird nicht den politischen Entscheidungsprozessen Gewicht 

beigemessen, sondern dem politischen Ergebnis. Anhand des Wohlfahrtsgewinnes 

soll die Glaubwürdigkeit der Politik gemessen werden können. 

Damit das Volk die Ergebnisse als glaubwürdig anerkennen kann, müssen die 

politischen Entscheidungsträger dem Volk seinen Wohlfahrtsgewinn demonstrieren. 

Dies kann nur auf dem Wege einer transparenten Informationsvermittlung hergestellt 

werden. Der Grad der Demokratie ist hier also nicht das Maß an Partizipation, 

sondern die Zufriedenheit mit den politischen Leistungen. Wirksame 

Legitimierungsstrategie ist damit nicht die Verlagerung der Entscheidungsbefugnisse, 

sondern die Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Politik. Würden die Interessen 

des Volkes also möglichst wirksam in politische Ergebnisse umgemünzt, würde dies 

die Legitimität erhöhen. 

 

Partizipative Instrumente können unter bestimmten Bedingungen auch zur Erhöhung 

der Output-Legitimität herangezogen werden. Partizipation ist hier im Sinne von 

Informationsaustausch zwischen Volk und Entscheidungsträgern, also zwischen 

„Beherrschten“ und „Herrschern“ im Weberschen Sinne zu verstehen. Ziel dieses 

Informationsaustausches ist es, die politischen Ergebnisse so weit wie möglich an 

die Bedürfnisse des Volkes anzupassen. So kann die Output-Legitimität der 

politischen Willensakte erhöht werden, weil die Zustimmung des Volkes zu den Akten 

erhöht werden kann. Auch kann vermutet werden, dass so in vielen Fällen die 

Nützlichkeit der Willensakte erhöht wird, weil sie sich direkt auf die Bedürfnisse des 

Volkes beziehen. 

Partizipation im Sinne dieser Output-Legitimität ist nicht als Mitbestimmung sondern 

also eher als Beratung oder als Konsultation zu verstehen. Solch eine Konsultation 

müsste erwarten lassen, dass Konflikte zwischen Interessengruppen untereinander 
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und mit Politik und Verwaltung frühzeitig erkannt, verringert oder zumindest 

rationalisiert werden können. Durch die Konsultation von Bürgern bzw. 

zivilgesellschaftlichen Assoziationen oder Organisationen können die Interessen der 

Bürger besser ausgedrückt werden. Politische Verfahren könnten im nächsten Schritt 

besser darauf zugeschnitten werden. Gleichzeitig kann das Verständnis von Bürgern 

für komplexe Verwaltungsabläufe und politische Entscheidungen wachsen. So kann 

wiederum die Glaubwürdigkeit und Akzeptanz politischer Entscheidungen erhöht 

werden. 

 

 

3. Bürgerforen, Legitimität und Partizipation 

Nachdem nun grob die zwei Legitimitätsperspektiven mit ihren unterschiedlichen 

Verfahren skizziert wurden, werden im nächsten Abschnitt die Bürgerforen als 

Instrument einer Legitimitätssteigerung jeweils unter die Perspektive der Input-

Legitimität und der Output-Legitimität gestellt 

 

3.1. Bürgerforen aus Sicht eines output-gesteuerten  Ansatzes 

Die Europäische Kommission, das Europäische Parlament und die Bundesregierung 

verfolgen mit den Bürgerforen folgende Ziele (vgl. Presse- und Informationsamt der 

Bundesregierung (BPA)): 

- Europa vor Ort begreifbar zu machen, 

- Europa als demokratisch, transparent, effizient und für den Bürger wichtig zu 

vermitteln, 

- die Bürger in einen breit angelegten Dialog einzubinden, 

- die europapolitische Kompetenz der Bürger zu stärken und 

- den Austausch zwischen Bürgern und Entscheidungsträgern zu intensivieren. 

Diese Ziele sehen keine Mitbestimmung durch die Teilnehmer der Bürgerforen vor. 

Vielmehr geht es EU und Bundesregierung darum, die Grundvoraussetzungen für 

Partizipation zu stärken. Dazu gehören: Wissen über politische Inhalte und Prozesse 

zu vermitteln (Transparenz) und Interesse zu wecken (Motivation). Aus diesem 
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Grund können die Bürgerforen dem Ansatz der output-gesteuerten Legitimität 

zugeordnet werden. 

 

3.2. Bürgerforen aus Sicht eines input-gesteuerten Ansatzes 

Unter dem Blickwinkel der input-gesteuerten Legitimität sind Bürgerforen in zweierlei 

Hinsicht denkbar: zum einen als Instrumente partizipativer Demokratie, zum anderen 

als eine Form des „Bürgerengagements in Assoziationen“. 

Um ein Instrument partizipativer Demokratie sein zu können, bräuchten die 

Bürgerforen Elemente der formalisierten Mitbestimmung. Das heißt, die derzeitigen 

demokratischen Strukturen müssten dahin gehend geändert werden, dass die 

Entscheidungen der Bürgerforen in den Prozess der politischen Willensbildung mit 

einfließen könnten. Bürgerforen bekämen in diesem Fall einen ähnlichen Charakter 

wie lokale Parlamente.  

Die Bürgerforen, so, wie sie von Europäischer Kommission, vom Europäischen 

Parlament und von der Bundesregierung initiiert worden waren, sind eher als 

„Bürgerengagement in Assoziationen“ zu klassifizieren. Aus dieser Perspektive 

können Bürgerforen eine empirische Rückkoppelung zwischen den Beteiligten und 

den demokratischen Institutionen erzielen6. Bürgerforen können es den Teilnehmern 

ermöglichen, die Foren als Orte „lokaler“ Demokratie zu erfahren, als eine Art 

„Trainingsgelände“. Dies erlaubt es den Teilnehmern, prozedurale Fähigkeiten und 

Tugenden einzuüben, die sie später in politischen Kommunikationsprozessen 

einsetzen können. 

In einem Raum, so wie ihn die Bürgerforen anboten, ließen sich vielfältige Interessen 

repräsentieren, denn Bürgerforen dienen den Bürgern als ein Forum für den 

Meinungsaustausch. Hier sollten alle Teilnehmer das gleiche Mitspracherecht haben 

und gleich behandelt werden. Wenn Bürger das Gefühl haben, dass ihre Stimme 

gleichberechtigt wahrgenommen wird und dass ihre Meinung zählt, fühlen sie sich 

mehr gewertschätzt. Die Wertschätzung, die Bürger erfahren, kann dazu führen, 

dass sie den politischen Institutionen mehr Vertrauen entgegenbringen. Dieser 

Zugewinn an Vertrauen könnte sich dann wiederum in einer erhöhten 

Wahlbeteiligung widerspiegeln. 
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Bürgerforen leisten auch einen Beitrag zur „Top-Down-Aufklärung“. Dies bedeutet, 

dass die Entscheidungsträger den Bürgern zur Rechenschaft verpflichtet sind, denn 

damit Bürger politische Leistungen anerkennen können, müssen sie diese zunächst 

verstehen. Aus diesem Mechanismus leitet sich der Anspruch ab, dass politische 

Vorgänge transparenter gemacht werden müssen. Haben Bürger mehr Einsicht in 

die politischen Geschehnisse, können sie die politischen Entscheidungen und 

Ergebnisse besser einschätzen. Die Zustimmung bzw. Ablehnung der Ergebnisse 

kann dann evtl. eine erhöhte politische Beteiligung nach sich ziehen7. 

Zusammenfassend lassen sich Bürgerforen als ein Raum begreifen, der als 

Experimentiergemeinschaft Rahmenbedingungen für eine partizipative 

Demokratieauffassung bietet. Innerhalb dieses Rahmens können Bürger eigene 

demokratische Erfahrungen erleben und so prozedurale Fähigkeiten und Fertigkeiten 

ausbilden. Diese stellen wiederum das Potential dar, eine politische Beteiligung der 

Bürger tatsächlich zu erhöhen. Dies würde ein Zugewinn an Legitimität bedeuten. 

                                                                                                                                        
6 Dieser von Hüller vorgetragene rückwirkende Effekt ist lediglich eine theoretische Vermutung. 
Relevant ist er aber dennoch, um den Bedingungszusammenhang von Information, Dialog, 
Partizipation und Demokratie aufzuzeigen. 
7 Dies wäre allerdings ein Aspekt, der für eine Output-gesteuerte Legitimität von höherer Relevanz 
wäre.  
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III. Datenanalyse 

1. Forschungsdesign 

Die Auswertung erfolgt nach einer Methoden-Mischung. Die Europäische Akademie 

Berlin verknüpfte quantitative Datensätze (dreifache Befragung der TeilnehmerInnen 

mittels voll standardisierter Fragebögen) mit qualitativen Methoden (Inhaltsanalyse 

der Beiträge der Teilnehmer sowie der Entscheidungsträger). Diese Methoden 

werden im Folgenden näher beschrieben. 

 

 

2. Befragung der Teilnehmer 

2.1. Der Fragebogen 

Alle TeilnehmerInnen der Bürgerforen wurden dreimal mittels Fragebögen befragt.8 

Das erste Mal unmittelbar zu Beginn der Bürgerforen. In dem Fragebogen wurden 

die Einstellung der Teilnehmer zur EU, ihr Wissen über die EU sowie ihre 

Erwartungen an die Bürgerforen abgefragt. Direkt im Anschluss an die 

anderthalbtägige Veranstaltung wurde ihnen ein weiterer Fragebogen vorgelegt. 

Dieser Fragebogen sollte die Zufriedenheit der Teilnehmer zu 

Veranstaltungsorganisation und –ablauf messen und fließt deshalb nicht in die 

empirische Auswertung der Bürgerforen ein. Vier bis sechs Wochen nach 

Veranstaltungsende wurden die Teilnehmern ein weiteres Mal gebeten, einen 

Fragebogen auszufüllen. Dieser Fragebogen stimmte mit dem Fragebogen zu 

Veranstaltungsbeginn überein. Fragebogen 1 und Fragebogen 3 enthielten somit die 

gleichen Fragen. Die Teilnehmer wurden zweimal auf die gleichen Fragen hin 

befragt, weil nur so mögliche Auswirkungen der Bürgerforen ermittelt werden 

können. So können Aussagen darüber getroffen werden, ob sich vor und nach den 

Bürgerforen eine Veränderung bezüglich der Einstellung gegenüber der 

Europäischen Union sowie der Bereitschaft zur politischen Partizipation messen 

lässt. 

An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass die Rücklaufquote des 

Fragebogens drei in den einzelnen Städten unterschiedlich hoch war. In 

Haldensleben füllten alle Teilnehmer bis auf eine Person, die bereits Fragebogen 1 

                                            
8 Die Vorlage zum Fragebogen findet sich im Anhang. 
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ausfüllten, auch Fragebogen 3 aus und schickten diese an die Europäische 

Akademie Berlin zurück. Auch in Suhl waren die Teilnehmer nach der Veranstaltung 

der Bürgerforen bereit der Europäischen Akademie Berlin Auskunft zu geben. Nur 

zwei Teilnehmer schickten Fragebogen 3 nicht zurück. In Berlin füllten vor den 

Bürgerforen 89 Teilnehmer Fragebogen 1 aus. Fragebogen 3 wurde dann nur noch 

von 27 Teilnehmern ausgefüllt. In Heidelberg ließen vor den Bürgerforen 53 Bürger 

ihre Stimme in den Fragebögen verlauten. Nach dem Bürgerforum waren nur noch 

32 Bürger bereit ihre Angaben der Europäsichen Akademie Berlin zu machen. In 

Mönchengladbach machten vor dem Bürgerform 54 Teilnehmer ihe Angaben in der 

Befragung, nach dem Bürgerforum schickten nur noch 23 Teilnehmer den 

ausgefüllten Bogen zurück. Nur noch 14 Teilnehmer von ursprünglich 39 

Teilnehmern waren in Neu-Isenburg bereit auch nach dem Bürgerforum den 

Fragebogen 3 auszufüllen. In Potsdam war die Rücklaufquote nur sehr gering. Von 

ursprünglich 46 Teilnehmern, die Fragebogen 1 ausfüllten, waren nur noch 11 

Personen bereit den Fragebogen nochmals nach dem Bürgerforum auszufüllen. In 

Würzburg waren nur noch 36 Personen bereit nach dem Bürgerforum ihre Angaben 

zu machen. Fragebogen 1 in Würzburg wurde jedoch zurov noch von 70 Bürgern 

ausgefüllt. Aufgrund der sehr geringen Rückmeldungen wurden die Daten der Stadt 

Bremen nicht mit in die Auswertung berücksichtigt. Hier soll darauf verwiesen 

werden, dass die Auswertung aufgrund des unzureichenden Datenmaterials nur 

bedingt empirischen Aussagegehalt haben kann. 

 

2.2. Operationalisierung 

Die Bereitschaft zu politischer Partizipation ist in den Fragebögen durch sieben 

Dimensionen abgebildet. Den Dimensionen sind wiederum bestimmte Indikatoren 

zugeordnet, die ihren Ausdruck in den jeweiligen Fragen finden. 

2.2.1. Interesse 

Die Bereitschaft einer politischen nachhaltigen Partizipation ist durch Interesse an 

politischen Themen und Debatten gekennzeichnet. Verfolgen Bürger politische 

Angelegenheiten mit großem Interesse, so ist die Wahrscheinlichkeit höher, dass sie 

eine Bereitschaft zur politischen Beteiligung entwickeln. 
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In den Fragebögen wird demgemäß Interesse durch die Indikatoren „eigene 

Einschätzung des Interesses“ (F4), als auch durch die Häufigkeit des 

Informationsbezugs (F5; F12a, b, c) abgebildet.  

 

2.2.2. Bisheriges politisches Engagement 

Die Dimension „bisheriges politisches Engagement“ ist über zwei Indikatoren in den 

Fragebögen zu finden. Diese Dimension gründet auf der Vermutung, dass 

Bürgerforenteilnehmer, die sich vor den Foren stark politisch engagiert hatten, sich 

mit hoher Wahrscheinlichkeit auch nach dem Bürgerforum weiter engagieren 

werden. 

Die zwei für diese Dimension relevanten Indikatoren „formelle Partizipation“ und 

„informelle Partizipation“ leiten sich aus der Partizipationsforschung ab, in der 

zwischen formellen und informellen Beteiligungsmöglichkeiten unterschieden wird 

(vgl. Kaase 2003). In den Fragebögen wird also einerseits nach der Wahlbeteiligung 

(F10) und andererseits nach außerinstitutionellen Beteiligungsformen gefragt (F18). 

Frage 10 ist einer achtstufigen, Frage 18 einer siebenstufigen Likert-Skala9 

zugeordnet. 

 

2.2.3. Wahrnehmung der Einflussnahme 

Es ist anzunehmen, dass bei einer starken Wahrnehmung der Einflussnahme die 

Bereitschaft zur tatsächlichen politischen Beteiligung dementsprechend hoch sein 

wird. Denn wenn ein Bürger glaubt, dass seine Beteiligung keinen Einfluss auf den 

politischen Meinungsbildungsprozess hat, dann ist die Chance einer Partizipation 

geringer einzuschätzen. Die Dimension ist durch zwei Indikatoren operationalisiert. 

Der eine zielt auf die Berücksichtigung der Bürgerinteressen (F8), der andere 

verweist auf die direkte Einflussnahme auf die Gestaltung der Europapolitik (F9). 

Beiden Indikatoren wird eine sechsstufige Likert-Skala zugewiesen. 

 

                                            
9 Die Likert-Skala ist ein in der empirischen Sozialforschung gebräuchliches Instrument zur Messung 
von persönlichen Einstellungen. Die Einstellung einer Person wird entweder als ablehnende oder 
zustimmende Haltung erfasst.  
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2.2.4. Dimension „Absicht“ 

Hier wird ganz gezielt nach der Absicht zur formellen politischen Partizipation 

gefragt. Die Dimension ist durch das Item der Frage nach der Absicht der eigenen 

Wahlbeteiligung zum Europäischen Parlament 2009 präsentiert. Eine vierstufige 

Likert-Skala ermöglicht vier Antwortmöglichkeiten. 

 

2.2.5. Dimension „Einstellung“ 

Die Einstellung gegenüber einer politischen Institution bestimmt auch die Bereitschaft 

zur politischen Partizipation. Steht ein Bürger einer Institution positiv gegenüber, so 

wird er wahrscheinlich offener und bereiter sein, sich in ihr politisch zu engagieren. 

Da die vorliegende Untersuchung nicht die Einstellung gegenüber der Europäischen 

Union erforschen will, wird diese Dimension lediglich durch das Item der eigenen 

Einschätzung abgebildet. Sieben Merkmalsausprägungen entsprechen dem Item. 

 

2.2.6. Wissen 

Es erscheint folgerichtig zu vermuten, dass sich ein Bürger, der durchschnittlich viel 

über die Europäische Union weiß, eher europapolitisch beteiligen wird. Je mehr man 

über bestimmte Sachverhalte weiß, umso eher und umso qualifizierter kann man sich 

in den politischen Willensbildungsprozess einbringen. „Wissen“ wird über den 

Indikator „Einschätzung des eigenen Wissens“ abgedeckt. Diesem Indikator ist eine 

siebenstufige Likert-Skala zugewiesen. 

 

2.2.7. Politische Einflussnahme auf das tägliche Le ben 

Wenn ein Bürger den Einfluss der Politik auf sein Leben hoch einschätzt, kann die 

Bereitschaft zur Partizipation steigen. Denn es kann davon ausgegangen werden, 

dass Bürger eine eigenständige Bestimmung ihres alltäglichen Lebens fordern. Diese 

Dimension ist durch den Indikator mit sieben möglichen Merkmalsausprägungen im 

Fragebogen abgebildet. 
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2.3. Auswertung der einzelnen Fragen 

2.3.1. Einstellung gegenüber der EU 

Um eine Einstellungsänderung zu messen, wird im Fragebogen nach der 

persönlichen Selbsteinschätzung der Einstellung gefragt (Frage F1). Die Frage: „Wie 

würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europäischen Union einschätzen?“ 

konnte auf einer Skala von eins bis sechs (1=sehr positiv 2=positiv 3=eher positiv 

4=eher negativ 5=negativ 6=sehr negativ 0=weiß nicht) beantwortet werden. Hier 

ließen sich in den Städten Berlin, Haldensleben, Heidelberg, Mönchengladbach, 

Neu-Isenburg, Potsdam, Suhl und Würzburg10 folgende Werte verzeichnen. 

 

Berlin 

Wie würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europ äischen Union 
einschätzen?

0,00 10,00 20,00 30,00 40,00 50,00 60,00 70,00 80,00 90,00 100,00

sehr positiv

positiv

eher positiv

eher negativ

negativ

sehr negativ

weiß nicht

Fragebogen3

Fragebogen 1

 

 

                                            
10 Die Daten von Bremen konnten aufgrund einer zu niedrigen Rücklaufquote nicht ausgewertet 
werden. 

Angaben in Prozent 
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Haldensleben 

Wie würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europ äischen Union 
einschätzen?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

sehr positiv

positiv

eher positiv

eher negativ

negativ

sehr negativ

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Heidelberg 

Wie würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europ äichen Union einschätzen?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

sehr positiv

positiv

eher positiv

eher negativ

negativ

sehr negativ

weiß nicht

Fragebogen 3
Fragebogen 1

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Mönchengladbach 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa au sreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Neu-Isenburg 

Wie würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europ äischen Union einschätzen?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

sehr positiv

positiv

eher positiv

eher negativ

negativ

sehr negativ

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Potsdam 

Wie würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europ äischen Union einschätzen?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

sehr positiv

positiv

eher positiv

eher negativ

negativ

sehr negativ

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Suhl 

Wie würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europ äischen Union einschätzen?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

sehr positiv

positiv

eher positiv

eher negativ

negativ

sehr negativ

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Würzburg 

Wie würden Sie Ihre Einstellung gegenüber der Europ äischen Union einschätzen?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

sehr positiv

positiv

eher positiv

eher negativ

negativ

sehr negativ

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

Die Teilnehmer der Bürgerforen wurden in der ersten Frage (Frage F1) gebeten, ihre 

Einstellung zur EU selbst einzuschätzen. Die Frage: „Wie würden Sie Ihre 

Einstellung gegenüber der Europäischen Union einschätzen?“ konnte auf einer Skala 

von eins bis sechs (1=sehr positiv 2=positiv 3=eher positiv 4=eher negativ 5=negativ 

6=sehr negativ 0=weiß nicht) beantwortet werden. Die Umfragen ergaben folgende 

Werte:  

Nach den Bürgerforen zeigt sich auch weiterhin der Trend hin zu einer positiven 

Einstellung zu der Europäischen Union. Im Durchschnitt antwortete die Mehrheit der 

befragten Teilnehmer aller Städte, dass sie eine positive Meinung über die 

Europäische Union haben. Der Durchschnittswert auf der 7-stufigen Likert-Skala 

betrug 2,4. Im Laufe des Bürgerforenprozesses verschlechterte sich die Zustimmung 

zur Europäischen Union damit kaum (-0,1).  

In einigen Städten zeigt sich jedoch, dass nach den Bürgerforen die Zustimmung 

anstieg. So beispielsweise in Heidelberg , wo vor den Bürgerforen 16,7 % der 

Befragten angaben, eine sehr positive Einstellung zur Europäischen Union zu haben. 

Angaben in Prozent 
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Nach der Teilnahme an den Bürgerforen gaben nun 26,7 % an, der Europäischen 

Union eine sehr positive Haltung entgegenzubringen. Auch in Potsdam  und 

Würzburg  stimmten nach den Bürgerforen nun mehr Teilnehmer für die 

Antwortmöglichkeit einer sehr positiven Einstellung (Würzburg + 0,66 %, Potsdam: 

+10,1 %). 

Erstaunlich ist, dass in diesen Städten aber gleichzeitig mit der Zunahme der 

Stimmen im sehr positiven Bereich auch der Stimmenanteil in den Bereichen sehr 

negativ und negativ zunahm. In Potsdam stieg der Anteil der Stimmen im negativen 

Bereich um 4,00 %; in Würzburg äußerten nun 2,7 % der Befragten eine sehr 

negative Einstellung zu haben.  

Die Selbstschätzung einer positiven Einstellung der EU nahm in sechs Städten ab. 

Die größte Abweichung ist in Potsdam zu verzeichnen (-16,7 %).  

Die Anzahl der Befragten, die eine eher positive Neigung zur EU zeigen, ist nach den 

Bürgerforen in fünf Städten (Mönchengladbach: +8,3 %; Neu-Isenburg: +9,2 %; 

Potsdam: +4,7 %; Suhl: + 6,5 %) angewachsen.  

Einerseits liegen die Antworten der Bürger konstant im Bereich einer „positiven bzw. 

eher positiven Einstellung“. Andererseits ist eine gerinfügige Verschlechterung der 

Einstellung messbar.  

Festzuhalten ist, dass die TeilnehmerInnen an den Europäischen Bürgerforen bereits 

vor Teilnahme der Veranstaltung eine eher positive Haltung zur EU mitbringen. Dies 

kann überraschen, wenn man die von der EU und der Bundesregierung formulierten 

Ziele betrachtet: 

- Europa begreifbar machen, 

- Europa als demokratisch, transparent, effizient und wichtig vermitteln,  

- die europapolitische Kompetenz der Bürger stärken,  

- die Bürger in einen breit angelegten Dialog einbinden und  

- den Austausch zwischen Bürgern und Entscheidungsträgern intensivieren. 

Wenn man sich jedoch vor Augen hält, dass die Teilnahme an den Bürgerforen 

freiwillig ist, überrascht es wiederum nicht. Denn das Verfahren zur Auswahl der 

Teilnehmer ist zwar im ersten Schritt zufällig, eine freiwillige Rückmeldung erfolgt 

eher von denjenigen Personen, die bereits an der EU interessiert sind.  
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Es ist davon auszugehen, dass unter den 500 bis 1000 angeschriebenen Personen 

pro Stadt auch solche waren, die sich nicht für die EU interessieren. Die haben sich 

dann vermutlich auch nicht zurückgemeldet. Zurückgemeldet haben sich diejenigen 

Personen, die bereit waren, anderthalb Tage ihrer Freizeit der Diskussion über die 

EU zu widmen. 

Das heißt, dem Charakter der Bürgerforen sowie dem Verfahren zur 

Teilnehmerauswahl ist eine gewisse Neugier und ein gewisses Interesse der 

Teilnehmer an EU-Themen inhärent. Das Instrument der Europäischen Bürgerforen 

spricht diejenigen Bürger an, die der politischen europäischen Ordnung schon zuvor 

grundlegend positiv gegenüber eingestellt waren. 

 

 

2.3.2. Findet die eigene Meinung Gehör? 

 

Berlin 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa au sreichend gehört wird?

0,00 10,00 20,00 30,00 40,00 50,00 60,00 70,00 80,00 90,00 100,00

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 2

Fragebogen 1

 

 

 

Angaben in Prozent 
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Haldensleben 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa ausreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Heidelberg 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa au sreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Mönchengladbach 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa au sreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Neu-Isenburg 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa ausreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 51 

Potsdam 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa au sreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Suhl 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa au sreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Würzburg 

Haben Sie das Gefühl, dass Ihre Stimme in Europa au sreichend gehört wird?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

ja sehr

ja

eher ja

eher nein

gar nicht

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Die Frage nach dem Gefühl, ob die eigene Stimme in der EU gehört wird, wird 

unentschlossen mit einem Durchschnittswert von 3,7 beantwortet (1=ja sehr 2=ja 

3=eher ja 4=eher nein 5=gar nicht 0=weiß nicht). Die Mehrheit der Befragten ist in 

dieser Hinsicht „eher skeptisch“. An dieser eher negativen Einstellung konnten, im 

Durchschnitt betrachtet, auch die Bürgerforen nicht viel ändern. Der 

Durchschnittswert nach den Foren betrug 3,6. Im Durchschnitt waren sich also die 

Bürger nach den Foren in allen Städten einig, dass sie eher nicht glauben, dass ihre 

Stimmen in der EU Gehör finden.  

In einzelnen Städten lassen sich aber dennoch positive Veränderungen verzeichnen. 

Am kritischsten zeigten sich vor den Foren beispielsweise die Bürger in Berlin . 

74,4 % der Befragten gaben an nicht zu glauben, dass ihre Interessen in der EU 

gehört werden. Interessanterweise lässt sich hier aber auch die zweitgrößte 

Verbesserung feststellen: Nach den Foren waren nur noch 59,3 % der Mehrheit, 

dass ihre Stimme eher nicht gehört wird. Dies bedeutet, dass das Bürgerforum die 

Einstellung der Berliner Teilnehmer positiv beeinflussen konnte. In Würzburg  ließ 

sich ebenfalls eine hohe Zustimmung zur Antwortmöglichkeit „eher nein“ messen. Zu 

Beginn der Foren betrug der Anteil der Befragten, die eher den Eindruck hatten, dass 

Angaben in Prozent 
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die EU sich nicht um die Interessen der Bürger bemüht, 78,2 %. Nach den Foren 

sank der Anteil der kritischen Menge auf 55,6 %. Damit zeigt sich, dass Bürgerforen 

eine Einstellungsänderung bewirken konnten.  

Allerdings muss hier auch gesehen werden, dass die Zahl derjenigen, die nicht 

glauben, dass ihre Stimme der EU gehört wird, nach den Foren von vorher 5,5 % auf 

22,2 % ansteigt. Einerseits gibt es also eine Abnahme bei einer milden negativen 

Einstellung, andererseits aber gleichzeitig eine Zunahme einer strikt ablehnenden 

Haltung.  

Die Daten in Potsdam  zeugen ebenfalls von einer positiven Beeinflussung durch die 

Bürgerforen. Gaben zu Beginn der Foren noch 60,9 % der Befragten an, „eher 

weniger“ das Gefühl zu haben, dass ihre Stimme gehört wird, so reduzierte sich 

diese Zahl nach den Foren auf 16,7 %.  

Gleichwohl ist insgesamt betrachtet die Ausprägung einer eher negativen Haltung 

gegenüber der EU immer noch sehr hoch. 

 

2.3.3. Vertrauen in die EU 

Als weiteres Kriterium wurde bei der Analyse der Fragebögen der Indikator Vertrauen 

hinzugezogen. Anhand der Bescheinigung bzw. der Entsagung von Vertrauen lässt 

sich eine Aussage über positive bzw. negative Einstellungen treffen. Im Fragebogen 

wird unterschieden in „Vertrauen bei der Lösung wirtschaftlicher, sozialer und 

politischer Probleme“ (Fragen F14, F15, F16). Diese Differenzierung ist dahingehend 

sinnvoll, weil am Schluss dieser Untersuchung Empfehlungen formuliert werden 

können, die sich gezielt auf einzelne Defizitbereiche beziehen werden. 

Die Frage lautet hier, ob es stimmt, dass EU-Bürger den nationalen Regierungen 

selbst mehr zutrauen und ob sie so den EU-Institution das Vertrauen entziehen. 
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Berlin 

 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung wirtschaftlicher P robleme am meisten?

0,00 10,00 20,00 30,00 40,00 50,00 60,00 70,00 80,00 90,00 100,00

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht

Fragebogen 2

Fragebogen 1

 

 

 

In Berlin bescheinigte fast die Hälfte der Befragten (49,4 %) vor den Bürgerforen den 

nationalen Regierungen mehr Kompetenz in Bezug auf die Lösung wirtschaftlicher 

Probleme. Nach den Bürgerforen veränderte sich das Bild. Die nationalen 

Regierungen konnten um 13,6 % an Vertrauen zulegen, während die Werte für das 

Vertrauen in die Europäischen Institutionen nach den Bürgerforen leicht sanken 

(Europäische Parlament: 2,0 %; Rat der Europäischen Union: -3,5 %; Europäische 

Kommission: -2,3 %). 
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Haldensleben 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung wirtschaftlicher P robleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

In Haldensleben bescheinigten 42,9 % der Bürger den nationalen Regierungen am 

meisten Vertrauen bei der Lösung wirtschaftlicher Probleme. Dem Rat der 

Europäischen Union wurde von den Bürgern in Haldensleben sogar mehr 

Kompetenz im Lösen wirtschaftlicher Probleme zugesprochen (28,6 %) als dem 

Europäischen Parlament (23,8 %). Der Europäischen Kommission trauten zu Beginn 

der Bürgerforen lediglich 4,8 % zu, auf wirtschaftliche Probleme adäquat reagieren 

zu können. 

Nach den Bürgerforen lassen sich Einstellungsveränderungen zugunsten des 

Vertrauens in die nationale Politik feststellen. Den nationalen Regierungen wurden 

dann in 50 % der Fälle die größte Kompetenz bei der Lösung wirtschaftlicher Fragen 

zugesprochen. Konnten alle Bürger zu Beginn der Bürgerforen eine eindeutige 

Zuordnung bei der Beantwortung der Frage vornehmen, so war nach den 

Bürgerforen der Anteil der Unschlüssigen auf 13,6 % gestiegen. 
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Heidelberg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung wirtschaftlicher P robleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der Europäischen
Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

Zu Beginn der Bürgerforen erhielten in Heidelberg die nationalen Regierungen eine 

eindeutige Zustimmung zu ihrer Politik in wirtschaftlichen Fragen. 66,7 % sprachen 

sich bei der Lösung wirtschaftlicher Probleme für eine nationale Zuständigkeit aus. 

Dem Europäischen Parlament wurde nur von 5,6 % der Befragten 

Lösungskompetenz zugesprochen. Gegenüber dem Europäischen Parlament war 

das Vertrauen in den Rat der Europäischen Union sogar größer (7,4 %). 3,7 % der 

Bürger gaben an, der Europäischen Kommission am meisten bei der Lösung 

wirtschaftlicher Probleme zu vertrauen. Der Anteil der Unentschiedenen betrug 

16,7 %. 

Interessanterweise hatten die Heidelberger Bürger nach den Bürgerforen mehr 

Vertrauen in die Europäische Wirtschaftspolitik als zuvor. Zwar votierte immer noch 

eindeutig mehr als die Hälfte der Befragten für eine Wirtschaftspolitik mit nationaler 

Ausrichtung, aber die nationale Zustimmung verlor 10,0 %.  

 

Angaben in Prozent 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 57 

Mönchengladbach 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung wirtschaftlicher P robleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

In Mönchengladbach stimmten zu Beginn der Bürgerforen 79,2 % für eine 

größtmögliche Lösungskompetenz auf nationaler Ebene. Lediglich 6,3 % trauten dem 

Europäischen Parlament Kompetenzen bei der Wirtschaftspolitik zu. Für den Rat der 

Europäischen Union sprachen sich ebenfalls 6,3 % der Befragten aus. Die 

Europäische Kommission erhielt einen Stimmenanteil von 8,3 %.  

Nach den Bürgerforen wurde die Zustimmung zur nationalen Regierung erneut 

bestätigt. 81,8 % votierten für das größtmögliche Vertrauen bei der Lösung 

wirtschaftlicher Probleme auf Seiten der nationalen Regierungen. Nur noch 3,6 % 

des Vertrauens der Teilnehmer bezog sich auf europäische Institutionen.  
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Neu-Isenburg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung wirtschaftlicher P robleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

71,4 % der Bürger in Neu-Isenburg gaben zu Beginn der Bürgerforen an, den 

nationalen Regierungen bei der Lösung wirtschaftlicher Probleme am meisten zu 

vertrauen. Nur 25,8 % der Teilnehmer vertrauten den europäischen Institutionen am 

meisten.  

Auch hier zeichnete sich nach den Bürgerforen eine Zunahme an Vertrauen den 

Europäischen Institutionen gegenüber ab. Der Aussage, wirtschaftliche Probleme 

seien am besten auf nationaler Ebene zu lösen, stimmte zwar immer noch die 

Mehrheit der Befragten zu (53,3 %), aber es lässt sich eine Abnahme um 18,1 % des 

Stimmenanteils verzeichnen. Das Europäische Parlament erhielt in der Frage nach 

dem meisten Vertrauen bei der Lösung wirtschaftlicher Probleme nun 13,3 %. Dies 

ist eine Steigerung des Stimmenanteils im Vergleich vor den Bürgerforen von 4,8 %.  
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Potsdam 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung wirtschaftlicher P robleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

In Potsdam gaben zu Beginn der Bürgerforen 78,8 % der Bürger an, wirtschaftliche 

Probleme am besten auf nationaler Seite zu lösen. Die Bürger in Potsdam brachten 

dem Europäischen Parlament nach den Bürgerforen verstärkt Vertrauen entgegen. 

Dies ging auf Kosten der Zustimmung zu der wirtschaftlichen Lösungskompetenz der 

nationalen Regierungen (-12,1 %). Der Anteil betrug aber dennoch weit über die 

Hälfte, nämlich 66,7 % der Befragten.  
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Suhl 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung w irtschaftlicher P robleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Bürger in Suhl stimmten mit 57,9 % für eine Lösung der wirtschaftlichen Probleme 

auf nationaler Ebene. Dem Europäische Parlament wurde nur von 5,3 % der 

Befragten bescheinigt, Lösungskompetenzen in Bezug auf wirtschaftliche 

Fragestellungen zu besitzen. 21,1 % der Befragten gaben an, dass die Lösung 

wirtschaftlicher Probleme am besten durch den Rat der Europäischen Union erfolgen 

sollte. 15,8 % des Stimmenanteils ging an die Europäische Kommission.  

Nach dem Bürgerforum in Suhl erhöhte sich das Vertrauen in nationale Regierungen 

wirtschaftliche Probleme zu lösen zwar um 4,0 %, aber der Lösungskompetenz des 

Europäischen Parlaments stimmten dann 14,3 % der Bürger zu.  
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Würzburg 

 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung w irtschaftlicher P robleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

 

In Würzburg bezogen die Bürger hinsichtlich der Frage nach dem meisten Vertrauen 

bei der Lösung wirtschaftlicher Probleme eindeutig Stellung. Zu Beginn der Foren 

votierten 75,7 % für eine nationale Zuständigkeit hinsichtlich wirtschaftlicher 

Fragestellungen. Lediglich 4,3 % der Befragten gaben an, dem Europäischen 

Parlament bei dieser Frage am meisten zu vertrauen. Dem Rat der Europäischen 

Union wurde hingegen mehr zugetraut. 15,7 % bescheinigten ihm 

Lösungskompetenz im wirtschaftlichen Bereich. Nach den Bürgerforen kam es bei 

der Zustimmung zum Rat der Europäischen Union zu der stärksten Veränderung. 

Das Vertrauen ging hier von zuvor 15,7 % auf 2,7 % zurück. Das Europäische 

Parlament gewann an Stimmen: 8,1 % der Bürgerforenteilnehmer gaben dann an, 

die Zuständigkeit der Lösung wirtschaftlicher Probleme beim Europäischen 

Parlament wissen zu wollen. 
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Auch der Europäischen Kommission wurde nun größere Kompetenz zugesprochen. 

Nach dem Forum schenkten weitere 5,3 % diesem Organ das meiste Vertrauen. Das 

Vertrauen in die nationalen Regierungen nahm von 75,7 % auf 73,0 % ab.  

Der durchschnittliche Antwortwert der Teilnehmer aller Städte betrug auf der Skala 

(1=der nationalen Regierung 2=dem Europäischen Parlament 3=dem Rat der 

Europäischen Union 4=der Europäischen Kommission 0=weiß nicht) zu Beginn der 

Bürgerforen 1,5. Dies bedeutet, dass Bürger die Tendenz haben, die Zuständigkeit 

bei der Lösungen wirtschaftlicher Probleme eher auf der Ebene der nationalen 

Regierungen denn auf der europäischen Ebene zu sehen. 

Nach den Foren wurde von den Antworten aller Befragten ein Durchschnittswert von 

1,4 errechnet. Dies bedeutet eine Zunahme des Vertrauens in die nationalen 

Regierungen. 

 

Zusammenfassung 

In den vier Städten Heidelberg, Neu-Isenburg, Potsdam und Würzburg nahm das 

Vertrauen in die nationale Regierung ab. Die Bürger aus Berlin, Haldensleben, 

Mönchengladbach und Suhl brachten nach den Bürgerforen ihrer Regierung mehr 

Vertrauen entgegen.  

Es lässt sich annehmen, dass die Bürgerforen dazu beigetragen haben, in zumindest 

sechs Städten (Heidelberg, Mönchengladbach, Neu-Isenburg, Potsdam, Suhl und 

Würzburg) das Vertrauen in das Europäische Parlament gestärkt zu haben.  
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2.3.4. Vertrauen bei der Lösung sozialer Probleme 

Berlin 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,00 10,00 20,00 30,00 40,00 50,00 60,00 70,00 80,00 90,00 100,00

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Haldensleben 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Angaben in Prozent 
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Heidelberg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Mönchengladbach 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1
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Neu-Isenburg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Potsdam 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1
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Suhl 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Würzburg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung sozialer Probleme am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1
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Der Ansicht, dass soziale Probleme am besten auf nationaler Ebene gelöst werden, 

stimmten zu Beginn der Bürgerforen 62,5 % der Teilnehmer aller Städte zu. Nach 

den Bürgerforen lag die Zustimmung bei 58,6 %. 

Das Vertrauen in die nationale Regierungen nahm nach den Bürgerforen in Berlin (-

2,4 %); in Heidelberg (-30,4 %), in Mönchengladbach (–13,6 %), in Potsdam (- 

35,5 %), in Suhl (-16,2 %) und in Würzburg (-0,9 %) ab. In Haldensleben ließ sich ein 

Vertrauenszuwachs in die nationalen Regierungen von 6,3 % und in Neu-Isenburg 

von 1,6 % messen.  

Geht die Vertrauensabnahme auf Seiten der nationalen Regierung zugunsten einer 

positiven Bewertung des Europäischen Parlaments oder wird womöglich anderen 

Institutionen bei der Lösung sozialer Probleme das meiste Vertrauen 

entgegengebracht? 

In sechs Städten stieg das Vertrauen in das Europäische Parlament auf die 

Lösungskompetenz sozialer Fragestellungen bezogen (Haldensleben: + 11,4 %; 

Heidelberg:+ 5,9 %; Mönchengladbach: +11,4 %; Potsdam: +10,8 %, Suhl: + 21,9 % 

und Würzburg + 0,7 %). Nur in Berlin und Neu-Isenburg reduzierte sich das 

Vertrauen der Bürger in das Europäische Parlament (Berlin: -2,4 %; Neu-Isenburg: - 

4,1 %).  

Dem Rat der Europäischen Union sprachen nach den Bürgerforen in zwei Städten 

die Bürger mehr Vertrauen zu (Heidelberg: + 18,1 % und Mönchengladbach. 

+2,3 %). 

Der Europäischen Kommission wurde in vier Städten nach den Foren von den 

Teilnehmern mehr Vertrauen bei der Lösung sozialer Probleme entgegen gebracht 

(Heidelberg: +3,0 %; Potsdam: +18,2 %; Suhl: +4,8 % und Würzburg: +3,9 %).  

Der Anteil der Unentschlossenen stieg in Berlin, Heidelberg, Neu-Isenburg, Potsdam 

und Suhl (Berlin: + 14,8 %; Heidelberg: + 3,3 %; Neu-Isenburg: + 7,9 %; Potsdam: + 

6,8 % und Suhl: + 9,5 %).  
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2.3.5. Vertrauen bei der Lösung politischer Problem e 

Berlin 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung politischer Proble me am meisten?

0,00 10,00 20,00 30,00 40,00 50,00 60,00 70,00 80,00 90,00 100,0
0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Frgebogen 1

 

Haldensleben 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung polischer Probleme  am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Heidelberg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung politischer Proble me am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Mönchengladbach 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung politischer Proble me am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Neu-Isenburg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung politischer Proble me am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

weiß nicht 

 

Potsdam 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung politischer Proble me am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

Angaben in Prozent 

Angaben in Prozent 
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Suhl 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung politischer Proble me am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1

 

 

Würzburg 

Wem vertrauen Sie bei der Lösung politischer Proble me am meisten?

0,0 10,0 20,0 30,0 40,0 50,0 60,0 70,0 80,0 90,0 100,0

den nationalen
Regierungen

dem Europäischen
Parlament

dem Rat der
Europäischen Union

der Europäischen
Kommission

w eiß nicht 

Fragebogen 3

Fragebogen 1
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Zu Beginn Bürgerforen schenkten 54,4 % aller Teilnehmer den nationalen 

Regierungen das meiste Vertrauen hinsichtlich politischer Problemlösungen. Nach 

den Bürgerforen stieg der Stimmenanteil für die nationalen Regierungen sogar auf 

58,7 % an.  

Im Durchschnitt meinten zu Beginn der Bürgerforen 16,8 % aller Befragten, dass im 

Europäischen Parlament die Lösung politischer Probleme am besten aufgehoben 

sei. Nach der Teilnahme an einem Forum meinten dies 19,3 % der Teilnehmer. 

Der Rat der Europäischen Kommission erlangte nach Auskunft der Bürger aller 

Städte nach der Teilnahme an einem Bürgerforum 11,2 % weniger Stimmen. 

Die Europäische Kommission hatte ebenfalls laut Fragebögen nach den Bürgerforen 

an Stimmen verloren. Gaben vor den Bürgerforen noch 7,6 % der Befragten der 

Europäischen Kommission das meiste Vertrauen bei der Lösung politischer 

Probleme, so waren dies nach den Foren nur noch 4,3 %.  

 

 

2.3.6. Erwartungen der Bürger von der Teilnahme an den Bürgerforen 

 

Die zentrale Frage, ob Bürgerforen dazu beitragen können die 

Partizipationsbereitschaft der Bürger zu stärken, setzt voraus, dass Bürger 

partizipieren wollen. Es muss also ein gewisses Maß an Bereitschaft zur Partizipation 

vorhanden sein. Nach Markus Steinbrecher ist die Bereitschaft zur politischen 

Partizipation durch einen instrumentellen Nutzen für die Partizipierenden motiviert 

(vgl. Steinbrecher 2009: 64). Der Partizipient möchte durch die Teilnahme bestimmte 

persönliche und kollektive Ziele verfolgen. Mit der Teilnahme an der Veranstaltung 

der Bürgerforen wollen die Teilnehmer so auch gewisse Ziele erreichen. Welches 

diese Ziele sein können, wird im Fragebogen durch die Frage 19 „Was erwarten Sie 

sich von Ihrer Teilnahme am Bürgerforum?“ genauer zu untersuchen sein. 
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Berlin 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürger forum? (Mehrfachnennung 
möglich)

0,00 5,00 10,00 15,00 20,00 25,00 30,00

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern  zu
können

Information über die Europäische Union zu
erhalten

keine Angabe

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

Angaben in Prozent

 

Haldensleben 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürger forum? (Mehrfachnennung möglich)

0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern  zu
können

Information über die Europäische Union zu
erhalten

keine Angabe

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

Angaben in Prozent
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Heidelberg 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürgef orum (Mehrfachnennung 
möglich)

0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

die Möglichkeit, Forderungen stellen zu
können

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern 
zu können

 die Möglichkeit, auf Entscheidungen der
europäischen Politik Einfluss nehmen zu

können 

Information über die Europäische Union zu
erhalten

  keine Erw artungen

keine Angabe

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

Angaben in Prozent

 

Mönchengladbach 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürger forum? (Mehrfachnennung 
möglich)

0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern 
zu können

Information über die Europäische Union zu
erhalten

keine Angabe

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

 

Angaben in Prozent 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 75 

Neu-Isenburg 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürger forum? (Mehrfachnennung 
möglich)

0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern  zu
können

Information über die Europäische Union zu
erhalten

keine Angabe

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

Angaben in Prozent

Potsdam 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürger forum? (Mehrfachnennung 
möglich)

0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern  zu
können

Information über die Europäische Union zu
erhalten

keine Angabe

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

Angaben in Prozent

 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 76 

Suhl 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürger forum? (Mehrfachnennung möglich)

0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

die Möglichkeit, Forderungen stellen zu
können

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern  zu
können

 die Möglichkeit, auf Entscheidungen der
europäischen Politik Einfluss nehmen zu

können 

Information über die Europäische Union zu
erhalten

  keine Erwartungen

keine Angabe

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

Angaben in Prozent

 

Würzburg 

Was erwarten Sie sich von Ihrer Teilnahme am Bürger forum? (Mehrfachnennung möglich)

0,0 20,0 40,0 60,0 80,0 100,0

die Möglichkeit, Kritik äußern zu können      

die Möglichkeit, Forderungen stellen zu
können

 die Möglichkeit, meine Meinung äußern  zu
können

 die Möglichkeit, auf Entscheidungen der
europäischen Politik Einfluss nehmen zu

können 

Information über die Europäische Union zu
erhalten

  keine Erwartungen

Nach dem Bürgerforum

Vor dem Bürgerforum

Angaben in Prozent
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In fast allen Städten bis auf Würzburg wurde bei der Erwartungsabfrage „die 

Möglichkeit, meine Meinung äußern zu können“ am häufigsten vergeben (In 

Würzburg bekam die Erwartung, Informationen über die Europäische Union zu 

erhalten den höchsten Stimmenanteil). Diese Erwartungshaltung rangierte auch bei 

der letzten Befragung an erster Stelle. Die „Möglichkeit, Informationen über die 

Europäische Politik erhalten zu können“, wurde fast durchgängig als zweithäufigste 

Erwartung zu Beginn der Bürgerforen genannt. Danach rangierte in den Städten 

jeweils mit leicht unterschiedlichen Häufigkeiten entweder „die Möglichkeit, auf 

Entscheidungen der europäischen Politik Einfluss nehmen zu können“ oder „die 

Möglichkeit, Kritik äußern zu können.“ Die Erwartung „die Möglichkeit, Forderungen 

stellen zu können“ erzielte die zweitgeringste Häufigkeit bei allen Städten bei der 

ersten Befragung. Der Aspekt „keine Erwartungen“ wurde in allen Städten jeweils nur 

mit geringen Häufigkeiten angegeben. 

Die Erwartung „die Möglichkeit, Kritik äußern zu können “ bei der ersten Befragung 

einen Stimmenanteil von 18,9 %, nach den Bürgerforen stimmten 20,4 % der 

Gesamtstimmen für diese Antwortoption.  

„Die Möglichkeit, Forderungen stellen zu können “ erhielt 12,5 % der 

Gesamtstimmen bei der ersten Befragung. In der letzten Befragung erhielt diese 

Erwartungshaltung 15,9 % der Stimmen. 

Die Antwortmöglichkeit „die Möglichkeit, meine Meinung äußern zu können “ 

erhielt zu Beginn der Foren 27,6 % der Stimmen, bei der letzten Befragung stimmten 

nun 28,2 % aller Stimmen mit dieser Erwartungshaltung überein. 

In der „Möglichkeit, auf Entscheidungen der europäischen Po litik Einfluss 

nehmen zu können “ sahen in 16,8 % der Fälle zu Beginn der Bürgerforen ihre 

Erwartungshaltung wiedergegeben. Nach den Bürgerforen erhielt diese 

Erwartungsäußerung nur noch 13,7 %. 

„Informationen über die Europäische Union zu erhalte n“ betrug einen Anteil von 

20,8 % vor den Bürgerforen. Nach den Foren änderte sich dieser Wert nur 

unwesentlich auf 20,7 % der Gesamtstimmenanzahl.  

Die Antwort „Keine Erwartung “ wurde zu Beginn der Foren in 1,5 % der Fälle 

angekreuzt, nach den Foren in 1,2 % der Fälle.  
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Interessant ist, dass in allen Städten bis auf Haldensleben und Potsdam, die 

Antwortoption „die Möglichkeit, Forderungen stellen zu können“ nach den 

Bürgerforen einen prozentual höheren Anteil erzielte. Möglicherweise lässt sich dies 

damit erklären, dass sich die Bürger mehr Zeit für die Diskussion und die 

Ausarbeitung von Forderungen an die Politik gewünscht hätten.  

In Mönchengladbach wird die Erwartungsveränderung besonders deutlich. 

Erwarteten vor dem Forum 14,4 % der Teilnehmer „die Möglichkeit, Forderungen 

stellen zu können“, steigerte sich die Zahl nach dem Forum auf 20 %. Umgekehrt 

nahm der Wert „Informationen über die Europäische Union zu erhalten“ von zuvor 

19, 6 % auf 14,7 % ab. Lediglich in Potsdam ist eine umgekehrte Tendenz zu 

beobachten. Die Erwartung „Informationen über die Europäische Union zu erhalten“ 

stieg von 19,8 % auf 23,1 % an. Die „Möglichkeit, Forderungen stellen zu können“ 

nahm hingegen von 15,4 % auf 7,7 % ab.  

 

Ferner ist auffällig, dass die Option „auf Entscheidungen der Europäischen Union 

Einfluss nehmen zu können“ von einem Stimmenanteil von 16,8 % auf 13,7 % 

schrumpfte. Eine mögliche Ursache kann darin liegen, dass die Bürger eine 

realistischere Einschätzung ihrer Einflussmöglichkeiten mit nach Hause trugen.  

Diese Erkenntnis muss allerdings nicht zwangsläufig zu dem Schluss führen, dass 

durch eine realistischere Haltung der Bürger ein politischer Partizipationsakt 

ausgeschlossen ist. Vielleicht kann auch gerade die Wahrnehmung einer geringen 

Einflussmöglichkeit dazu führen, dass Bürger sich zur politischen Partizipation 

entschließen, um eine Ausdehnung des Einflusses bewirken können.   

 

3. Beiträge der Teilnehmer im Internet-Forum 

Auf der Internetseite der Bürgerforen (www.buergerforen.de) wurde ein virtuelle 

Plattform eingerichtet, auf der die Teilnehmer die Möglichkeit hatten – und noch 

heute haben -, sich ausführlich zu den Bürgerforen im Allgemeinen, aber auch zu 

den diskutierten Themen im Speziellen zu äußern. Ein Ziel war, eine nachhaltige 

Vernetzung der Teilnehmer untereinander anzuregen, um so das Interesse der 

Bürger und damit auch die Partizipationsbereitschaft langfristig zu stärken. Ein 

anderes Ziel lag darin, durch die individuellen Beiträge eine reflektierte Einschätzung 

der Bürgerforen durch die Teilnehmer sowie die Gäste der Foren zu bekommen.  
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Die Einträge spiegeln ein breites Panorama an Meinungen über die Bürgerforen 

wider. Die Diskussionsbeiträge befassen sich entweder mit Organisation und 

Durchführung der Veranstaltung, mit den Themen, die dort besprochen wurden und/ 

oder beurteilen die Partizipationsform der Bürgerforen. Letztgenannte sind für die 

vorliegende Studie besonders interessant, da sie Aussagen darüber treffen, wie die 

TeilnehmerInnen selbst die Bürgerforen unter dem Gesichtspunkt der Legitimität 

bewerten. Welche Forderungen werden gestellt? Oder auch ganz allgemein gefragt, 

welche Funktion sollten europäische Bürgerforen aus ihrer Sicht haben? 

Die Beiträge lassen sich in zwei Gruppen einteilen. 

Auf der einen Seite gibt es die Zufriedenen , die die Bürgerforen positiv bewerten 

und für die der Informationsgehalt der Foren im Mittelpunkt stand. Aus ihrer Sicht ist 

die Veranstaltung gelungen, da sie informativ und lehrreich war. So lässt sich 

beispielsweise ein Teilnehmer zitieren: 

„Das Bürgerforum in Neu-Isenburg war sehr interessant für mich. Ich werde mich jetzt mehr 
für die EU und ihre Entscheidungen interessieren. Insofern ist das Bürgerforum lehrreich 
gewesen und die Themen bedeutsam. Es ist gut, daß die Forderungen an die Politiker mit 
der Bürgererklärung manifest geworden sind. Auch meinem Bekanntenkreis werde ich diese 
(europäischen) Themenblöcke jetzt näher bringen.“ 

Der hier zitierte Teilnehmer misst seine Zufriedenheit mit dem Bürgerforum an der 

Tatsache, dass eine Bürgererklärung abgefasst worden ist.  

Anderen Bürgern ist der Dialog mit Entscheidungsträgern aus Politik wichtig. Eine 

Stimme dazu: 

„Ich habe an der Diskussionsrunde in Potsdam in der letzten Woche teilgenommen und 
möchte an dieser Stelle noch einmal ausdrücken, wie sehr ich die Möglichkeit schätze, dass 
ein derartiges Forum auch "normale Bürger" mit einschließt. Allerdings sollte es damit nicht 
getan sein. Ich würde es gutheißen, wenn derartige Treffen mit Entscheidungsträgern aus 
Politik - aber auch Wirtschaft - in regelmäßigen Abständen geschehen würden. Trotzdem ist 
mit dem "Bürgerforum" ein guter Grundstein in diese Richtung gelegt.“ 

 

Manche Teilnehmer üben Selbstkritik, indem sie die aktive 

Partizipationsbereitschaft  von Seiten der Bürger fordern. 

„Bürgerbeteiligung, also eine Probe. Leider auch nicht von den Bürgern selbst organisiert, 
denn so könnte ja die Vernetzung, die Nachhaltigkeit des Engagements, und die Kontrolle 
der Umsetzung von Forderungen viel besser erfolgen. Also: nicht auf den nächsten Zufall 
warten, in einem Modell mitspielen zu können, sondern sich unter Bürgern, Initiativen und 
Vereinen vernetzen, und dadurch wirkliche Bürgerbeteiligung besser und effektiver 
einfordern!“ 
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Die Forderung ist hier an die Bürger selbst gerichtet, sich mehr zu beteiligen. Auch 

der folgende Eintrag appelliert an ein größeres Engagement der Bürger: 

„Doch schnell wurde auch mir klar, wie wichtig es ist, sich in noch stärkerem Maße für die 
Europäische Union zu interessieren und sich zukünftig mit ihr zu befassen. Wir beklagen 
vielleicht, dass Europa - bzw. Brüssel und Straßburg - weit weg ist (sind), aber dabei muss 
uns langsam klar werden, dass Europa schon längst angekommen ist.“ 

 

Diejenigen Teilnehmer, die die Bürgerforen unter dem Gesichtspunkt einer output-

gesteuerten Legitimität  bewerten, sind mit der Konzeption und dem Ergebnis 

zufrieden. Für sie steht der Informationsgewinn sowie der Austausch mit 

Entscheidungsträgern im Vordergrund. 

Auf der anderen Seite gibt es die Kritiker . Ihnen reicht es nicht, dass die 

Bürgererklärung von einem Politiker in Empfang genommen wird. Die Kritik zielt auf 

zwei Punkte ab. Zum einen werden die Bürgerforen als Wahlkampfveranstaltungen 

empfunden, zum anderen wird kritisiert, dass die Bürgererklärungen keinen Einfluss 

auf die Politik in Brüssel haben werden. Beide Aspekte tragen den gleichen Vorwurf 

in sich, dass die Stimme der Bürger nicht ernst genommen wird. 

Zum Vorwurf der Wahlveranstaltung lassen sich folgende zwei Äußerungen auf der 

Website finden: 

„Ich hätte ein Bürgerforum nach der Europawahl für besser erachtet, weil der Eindruck 
entstand, dies sei eine Wahlwerbeveranstaltung.“ 

 

„Ich bin der Meinung, dieses Forum war nur zum Zweck der kommenden Wahlen da und 
nicht zu unserem Zweck.“ 

 

Die Skepsis, dass die Bürgererklärungen nicht von den Politikern wahrgenommen 

und auch kein Gehör in Brüssel finden würde, wird an den folgenden Äußerungen 

deutlich: 

„Hintergrund der Veranstaltung war -so wurde es zumindest in den Eröffnungsreden 
geschildert- das erschreckend geringe Interesse der Bürger an Europa (Wahlbeteiligung 
Europawahl in Mönchengladbach 33 %, in dem vorherigen Veranstaltungsort Potsdam 
22 %). Wäre es da nicht nahe liegend gewesen, in einer strukturierten Diskussion die 
konkreten Gründe für die weit verbreitete Europaaversion an der Basis zu erforschen und 
das Ergebnis den Europapolitikern auf den Tisch zu legen? Es kann doch nicht der Sinn der 
Veranstaltungen und der sicher nicht niedrigen Kosten sein, jeweils 50 Bürgern eine 
Diskussionsplattform zu bieten, ohne das dabei Wesentliches herauskommt. Zumal es bei 
den Diskussionen zum großen Teil um Innenpolitik ging. Das galt auch für die 
Abschlussdiskussion mit Politikern. Bezeichnend war, dass kein einziger 
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Europaabgeordneter an der Veranstaltung teilgenommen hat, was für sich spricht und im 
Übrigen ein starkes Stück ist.“ 

 

„Denn es kann ja für jeder Einzelne eine derartige Veranstaltung bereichernd sein, dies aber 
ist für UNS ALLE wirkungslos, wenn es nur dabei bleibt. Ich hoffe, dass die Personen, die die 
Veranstalltung am 6.7. Feb. in Heidelberg stattfinden lassen, es wirklich ernsthaft meinen 
und der eine oder andere Politiker einladen, damit der Zei,t die der Bürger sich für Europa 
nimmt (unter vielen meine ich mich selbst)am kommendes Wochenende nicht um eine 
Statistik zu füllen mißbraucht wird.“ 

 

„[...] bin ich der Meinung, dass manche Politiker nicht auf die Anregungen eingegangen sind. 
Eigentlich schade, denn wie die Bürgererklärung zeigt, gibt es viele positive Anregungen.“ 

 

„Die Statements und Stellungnahmen der EU-Volksvertreter erschienen mir nicht sehr 
kompetent, eher oberflächlich, gingen nicht hinreichend auf die Vorschläge der Bürger ein. 
So wurde mein Vertrauen in die EU-Institutionen dann doch nicht gestärkt.“ 

 

Die hier Zitierten verlangen, dass die EU-Volksvertreter sich tatsächlich auf die 

Interessen der BürgerInnen einlassen. Sie fordern, dass ihre in den Bürgerforen 

manifestierten Meinungen zum realen Gegenstand europäischer Politik werden. 

Diese Kritiker der Bürgerforen betrachten die Bürgerforen unter dem Gesichtspunkt 

der input-gesteuerten Legitimität. Sie meinen, es fehlten die 

Mitbestimmungsmöglichkeiten, der formalisierte Kanal, durch den ihre Forderungen 

in den Willensbildungsprozess mit einfließen können. 

Ein weiterer Aspekt, der bei der Bewertung der Leistung der Bürgerforen 

berücksichtigt werden sollte, ist der nach dem Inhalt der Bürgererklärungen. Ein 

Teilnehmer äußert sich beispielsweise sehr kritisch dazu: 

„Ich möchte zum Bürgerforum in Mönchengladbach, an dem ich teilgenommen habe, einen 
kritischen Kommentar abgeben: Bei allem Engagement der Teilnehmer und den 
interessanten Diskussionen muss man sich doch fragen, was die Europapolitik mit der so 
genannten Bürgererklärung (und den in anderen Städten verfassten Erklärungen) anfangen 
soll. Für mich sind sie, bis auf wenige Ausnahmepunkte, eine Ansammlung von 
Allgemeinplätzen, die man auch anderswo nachlesen kann, in jedem Fall aber ohne großen 
Erkenntniswert.“ 

Die Skepsis, mittels des Bürgerforums und der dort verfassten Bürgererklärung auch 

wirklich Gehör in Berlin und Brüssel zu finden, ist auch im Nachklang der Bürgerforen 

noch deutlich spürbar. Allerdings unterstreichen das Engagement der Teilnehmer 

während der Foren sowie der intensive und pluralistische Austausch auf der Website, 

die output-legitimierende Funktion der Bürgerforen. Hier zeigt sich deutlich, dass sie 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 82 

ein geeignetes Instrument sind, um sich vertieft einer kritischen Auseinandersetzung 

mit Andersdenkenden zu widmen. 

 

4. Rückmeldungen der involvierten politischen Entsc heidungsträger 

Die Stellungnahmen der Politiker liefern zum einen Wertungen über die Bürgerforen 

im Allgemeinen, zum anderen Äußerungen über die Bürgererklärungen. 

Allgemein bewerten die Politiker die Bürgerforen ausnahmslos positiv, und sie 

betrachten sie generell als gute Partizipationsmöglichkeit. In den Äußerungen zeigt 

sich jedoch auch, dass den Foren unterschiedliche Funktionen zugeschrieben wird. 

Die meisten Politiker nennen Informationsvermittlung als eine wichtige Leistung von 

Bürgerforen. Damit einher geht eine stärkere Transparenz politischer Prozesse. Das 

heißt, die meisten Politiker betrachten die Bürgerforen unter einer output-gesteuerten 

Perspektive von Legitimität. Dies wird in folgender Meinung besonders deutlich: 

„[...] lässt sich auch für den interessierten Bürger nachvollziehen, wie Politik funktioniert, wie 
die einzelnen Bereiche ineinander greifen und wie letztlich eine Entscheidung zustande 
kommt, die von den Beteiligten angenommen wird.“ 

 

Auch folgende Stellungnahme verdeutlicht, dass der Nutzen von Bürgerforen darin 

liegen kann, dem Bürger die Politik zu erklären: 

„Es hat gezeigt, wie gut sich das Ziel, den Bürgern Europa näher zu bringen, in die Tat 
umsetzen lässt.“ 

 

Des Weiteren sehen manche Politiker in den Bürgerforen eine Form, die den Dialog 

zwischen Bürger und Politiker fördert: 

„Der Dialog mit dem Bürger ist eine ganz zentrale Aufgabe von Politik und natürlich eine 
Bereicherung für meine Arbeit.“ 

 

Interessant ist, dass ein Dialog von beiden Seiten, also von Bürgern, als auch von 

Politikern gefordert wird. Diese Äußerung zeigt ein Defizit auf beiden Seiten an und 

beinhaltet die Forderung, dass sich Bürger als auch die Politiker öffnen müssen: 

„Interessant finde ich die Forderung, Politik mehr von unten nach oben zu organisieren. Dies 
setzt ein großes Engagement auf beiden Seiten voraus, gemeinsam den Dialog zu suchen.“ 
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Diese Aussage unterstreicht die Notwendigkeit eines verstärkten Dialogs zwischen 

Politik und Bürgern. Teilhabe wird hier also ebenfalls im Sinne eines Dialoges 

verstanden, weniger im Sinne einer formalisierten Mitbestimmung. 

Interessanterweise fällt in allen Stellungnahmen nur einmal das Wort „Partizipation“: 

„Aber auch die Bürgerforen stellen meiner Ansicht nach ein essentielles Bindeglied 
zwischen den BürgerInnen, PolitikerInnen und politischen Entscheidungsprozessen 
dar und tragen zu einer erhöhten Transparenz bei. Politik wird durch die Bürgerforen 
explizit erfahrbar gemacht, Partizipation und Teilhabe der BürgerInnen an 
Entscheidungsprozessen werden aktiv gelebt, gefördert und gestärkt. Natürlich gilt 
es mit Blick auf die Zukunft, dieses Engagement fortzusetzen und weiter 
auszubauen.“ 

 

Die Frage, die die meisten Teilnehmer bewegt, ist inwieweit die Forderungen in den 

Bürgererklärungen von den Politikern aufgegriffen werden. 

„Ich setze mich dafür ein, dass die Wünsche der Bürger Europas ernst genommen werden 
und in Brüssel Gehör finden. Auch in Zukunft will ich mit vollen Engagement und ganzem 
Herzen als Ihre Anwältin Europas für Ihre Anliegen in Europa eintreten.“ 

 

„Viele der Forderungen werden mit Sicherheit auch im Wahlprogramm der CSU-
Europagruppe wiederzufinden sein.“ 

 

„Ich habe die Würzburger Bürgererklärung an Außenminister Frank-Walter Steinmeier, und  
meinen Kollegen im Bundestag Angelica Schwall-Düren, Stv. Fraktionsvorsitzende für 
Europa, und Axel Schäfer, Sprecher der AG Europa, übersandt und bin überzeugt, dass 
diese  Anregungen Einfluss auf die künftige politische Arbeit haben werden.“ 

 

„Die Bürgererklärung vermittelt mir einen Einblick, in welche Richtung wir uns bewegen 
müssen und was den Menschen, für die wir gute Politik machen wollen, auf dem Herzen 
liegt.“ 

Gerade das letzte Zitat offenbart jedoch auch eine Kluft zwischen Politik und 

Bürgern. Die Politiker unterstützen in ihren Stellungnahmen explizit einzelne 

Forderungen.  

 

Durch die Nutzung des Konjunktivs in einer Äußerung, stellt sich jedoch die Frage, 

ob die Forderungen der Bürger auch wirklich umgesetzt werden soll: 

„Würde ich auch gut finden!“ 

„Diese Forderung müsste Anwendung finden.“ 
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Die Stellungnahmen der Abgeordneten weisen darauf hin, dass einige Forderungen 

aus den Bürgererklärungen auf europäischer Ebene bereits behandelt werden. Diese 

Entwicklung wurde unterschiedlich aufgenommen. Einige Teilnehmern waren 

darüber frustriert. Sie hätte vor Beginn des Bürgerforums gern gewusst, wie der 

aktuelle politische Sachstand der Themen aussieht. Sollten die Bürgerforen noch 

einmal stattfinden, sollten die Bürger präziser über den Stand politischer 

Entwicklungen in bestimmten Themen informiert werden. Allerdings setzt Demokratie 

auch eine Eigenmotivation ihrer Bürger voraus, sich selbst über die politischen 

Geschehnisse zu informieren. 

Andere Teilnehmer bewerteten die Tatsache, dass ihr Forderungen bereits 

Gegenstand politischer Überlegungen ist, als einen Erfolg. Dies verdeutlichte, dass 

sie mit ihren Forderungen „richtig“ lagen. 

 „Einige der Forderungen setzen wir auf europäischer Ebene schon um.“ 

„Es freut mich, dass die Bürgerinnen und Bürger im Bereich Klima und Umwelt Gedanken 
aufgreifen, die bereits im Rahmen der Vereinten Nationen und der Agenda 21 diskutiert und 
fortentwickelt wurden.“ 

 

Dies zeigt, dass sich Politik und die Interessen der Bürger in eine Richtung bewegen. 

Hieran wird aber die mangelnde Transparenz und Informiertheit der Bürger 

ersichtlich. Hätten EU-Bürger mehr Wissen darüber, was in der Politik an Themen 

verfolgt und umgesetzt werden, dann hätten möglicherweise einige Forderungen in 

den Bürgererklärungen nicht gestellt werden müssen, da diese bereits Eingang in 

einen europäischen Prozess gefunden haben. 

Die Aussagen der Abgeordneten lassen darauf schließen, dass in den Bürgerforen 

ein politisches Instrument gesehen wird, welches die Legitimität unter output-

gesteuerter Perspektive erhöhen soll. Aus Sicht der hier zitierten Politiker sollen die 

Bürgerforen zu einer besseren Kommunikation beitragen und so Vorurteile und 

Skepsis abbauen. Bürgerforen dienen demzufolge einer repräsentativen Output-

gesteuerten Demokratie, um ihre politischen Entscheidungen effektiver gestalten zu 

können. 

 

IV. Zusammenfassung und Handlungsempfehlungen 
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Sind die Bürgerforen geeignet, die Partizipationsbereitschaft der Bürger nachhaltig 

zu stärken? Die Antwort ist ein „Ja, aber“, beziehungsweise: „Ja, unter bestimmten 

Bedingungen.“  

Die Untersuchung hat verdeutlicht, dass Bürgerforen als neues Beteiligungsformat 

der Europäischen Union positiv gewertet werden können. Die vorab von der 

Kommission der Europäischen Union verfassten Ziele konnten größtenteils 

verwirklicht werden. Europa ließ sich nicht nur durch Informationsvermittlung 

begreifbar machen. Europäische Politik wurde durch die Bürgerforen explizit 

erfahrbar gemacht, denn die Bürger praktizierten in den Foren ähnliche politische 

Entscheidungsabläufe wie auf nationaler oder europäischer Ebene. Sie diskutierten 

zunächst in Gruppen Unteraspekte der Themen und trugen die Ergebnisse 

anschließend ins Plenum. Am Ende der Veranstaltung übergaben die Bürger ihre 

Forderungen den Politikern. 

Nicht nur auf der Ebene des Wissenszuwachses  konnten die Bürgerforen positive 

Ergebnisse verbuchen. Die Bürgerforen konnten darüber hinaus Nähe zu den 

Bürgern  herstellen und so für mehr Vertrauen  sorgen. So ließ sich beispielsweise in 

sechs Städten bei der Frage nach dem meisten Vertrauen bei der Lösung 

wirtschaftlicher Probleme ein Vertrauenszuwachs feststellen. Auch bei der Frage 

nach dem meisten Vertrauen bei der Lösung sozialer Probleme konnte das 

Europäische Parlament nach den Bürgerforen mehr Stimmen für sich gewinnen. 

Auch das Vertrauen in die Lösungskompetenz des Europäischen Parlaments 

hinsichtlich wirtschaftlicher Probleme nahm nach den Bürgerforen zu. Anhand dieser 

Frage ließ sich zeigen, dass Bürger dem Europäischen Parlament unter den 

Europäischen Institutionen am meisten zutrauen. Das größte Vertrauen genießen 

zwar nach wie vor die nationalen Regierungen, aber dies muss Vertrauen in die 

Organe der EU nicht ausschließen.  

Informationsgewinn, Wissenszuwachs, politische Nähe und Vertrauen sind Aspekte, 

die für die output-gesteuerte Perspektive von Legitimität wichtig sind. Insbesondere 

der Informationsgewinn und der Wissenszuwachs sind Aspekte der Bürgerforen, die 

viele Teilnehmer erwartet hatten. Gleichzeitig sind dies auch die Ziele, die die 

Auftraggeber mit diesem Konzept verfolgt hatten. Hier liegt also eine deutliche 

Konvergenz der Erwartungen der Initiatoren (EU-Komm ission, EU-Parlament, 
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Bundesregierung) mit denen der Teilnehmer an den Bü rgerforen vor.  In dieser 

Hinsicht sind die Bürgerforen eindeutig positiv zu bewerten. 

Was ebenfalls für das Format der Bürgerforen spricht, ist die Vernetzung der 

Teilnehmer untereinander, der intensive Austausch, der Kontakt zu den 

Entscheidungsträgern, das Formulieren von Argumenten und Gegenargumenten, 

das Streiten und Verhandeln, das Einigen auf Kompromisse, kurz: das Erlernen und 

Erproben demokratischer Fähigkeiten und die Freude, an demokratischen Prozessen 

mitzuwirken. 

 

Das Ziel, die Bürger in einen breit angelegten Dialog einzubinden, hat sich den 

empirischen Daten zufolge während der Bürgerforen durchgesetzt. Auch nach den 

Bürgerforen sind sich die Bürger einig, dass ihre Stimme in Brüssel eher weniger 

gehört wird. Diese Skepsis kann die Bereitschaft zur Partizipation deutlich senken. 

Wenn man nicht glaubt, dass die eigene Stimme gehört wird, braucht man sie auch 

nicht zu erheben. Diese Skepsis spiegelt sich deutlich in der Beteiligung zu den 

letzten Europawahlen wider. 

Obwohl die Teilnehmer der Bürgerforen das Gefühl hatten, dass ihre Meinung nicht 

wahrgenommen wird, hatten sie eine positive Einstellung zur EU . Dies zeigt, dass 

sie der EU in den Grundsätzen zustimmten, aber vermutlich keinen Anlass zur 

Partizipation sahen, weil sie davon ausgingen, dass ihre Meinung in dem politischen 

Prozess nicht auf Anklang stößt.  

Die Stimmen der Teilnehmer auf der Internetseite sind ferner skeptisch, was die 

weitere Umsetzung der Bürgererklärungen betrifft. Diese Skepsis wird zusätzlich 

genährt durch Reaktionen der Politiker auf die Bürgererklärungen. Aus den 

Stellungnahmen der Abgeordneten geht in den meisten Fällen nicht eindeutig hervor, 

welchen weiteren Verlauf die Bürgererklärungen gehen werden. Die meisten der 

politischen Entscheidungsträger bemerken, dass sie die Forderungen für 

unterstützenswert hielten, erläuterten aber nicht näher, wie sie nun damit verfahren 

würden; ob die Forderungen beispielsweise im EU-Parlament zur Diskussion gestellt 

würden, ob sie in ein bestimmtes Wahlprogramm aufgenommen würden etc..  

Was in den Fragebögen, vor allem jedoch in den Foren, immer wieder als Kritikpunkt 

von den Teilnehmern genannt wurde, ist die fehlende Möglichkeit zu tatsächlicher 

Mitbestimmung , zu partizipativer Demokratie. Die Erwartungen seitens der 
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Teilnehmer hinsichtlich input-gesteuerter Beteiligung wurden in den Bürgerforen 

größtenteils enttäuscht. Die Teilnehmer diskutierten zwar, sie verfassten 

Bürgererklärungen, sie übergaben diese Bürgererklärungen auch den zuständigen 

politischen Entscheidungsträgern, doch über die reine Deklaration gingen diese Akte 

nicht hinaus. Eine formalisierte Mitbestimmung sehen die Bürgerforen nicht vor.  

Jetzt könnte man einwenden, dass dies von Seiten der Initiatoren so auch nie 

geplant gewesen sei. Das ist auch richtig. Doch das Problem besteht darin, dass die 

Bürgerforen zwar keine Partizipationsmöglichkeiten vorsehen aber sie selbst sind ein 

Instrument zur Partizipation! Allein das Format „Bürgerforum“, aber auch die 

Möglichkeit, eigene Forderungen zu formulieren und diese anschließend politischen 

Entscheidungsträgern übergeben zu können, erweckte bei vielen Teilnehmern die 

Erwartung, sie könnten politische Willensbildungsprozesse mitbestimmen und 

beeinflussen. 

 

Was könnte man verbessern? 

1. Eindeutige Kommunikation der Zielsetzung 

Transparenz ist nicht nur die Voraussetzung, um die Funktionsweise der 

Europäischen Union zu verstehen. Sie ist die Voraussetzung jeder Form von 

Partizipation. Wir halten die Bürgerforen für eine sinnvolle Partizipationsmöglichkeit 

und schlagen für eine Neuauflage vor, die Ziele der Bürgerforen eindeutiger zu 

benennen und den Teilnehmern vorab ihre realen Mitwirkungsmöglichkeiten zu 

verdeutlichen, um keine falschen Erwartungen zu wecken. In diesem 

Zusammenhang ist auch darüber nachzudenken, den Name „Bürgerforen“ zu 

ersetzen, weil dieser bereits partizipative Assoziationen auslösen kann. 

 

2. Bürger- und europanahe Themen 

Ein Kritikpunkt war die Auswahl der zu diskutierenden Themen (Chancengleichheit 

und Migration, Klima und Umwelt, Sozialstandards). Manche Bürger fühlten sich 

getäuscht, als sie feststellten, dass einige Forderungen an die europäische Politik 

unrealistisch waren, da in manchen Diskussionsschwerpunkten die EU bzw. die EG 

nur eingeschränkte Rechtsetzungskompetenzen hat. Bei den nächsten Bürgerforen 
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empfehlen wir, Themen zu wählen, die sowohl bürgernah sind, die aber auch 

tatsächlich in den Kompetenzbereich der EU bzw. EG fallen. 

 

 

3. Information über bestehende Arbeiten 

Ähnlich liegt die Kritik einiger Teilnehmer, dass sie Empfehlungen und Forderungen 

zu Themengebieten verfasst haben, die längst politisch bearbeitet werden. Auch hier 

fühlten sich manche Teilnehmer getäuscht, weil sie lieber solche Aspekte behandelt 

hätten, die noch unbearbeitet sind. Wir empfehlen, in Zukunft nicht nur die Themen 

wie oben beschrieben zu bestimmen, sondern die Teilnehmer auch über den 

aktuellen Stand der Rechtsetzung und Politikformulierung zu informieren. 

 

 

4. Selbstbestimmung der Themen 

Um die Bereitschaft, sich in Bürgerforen zu engagieren, noch weiter zu erhöhen, 

empfehlen wir, Themen zu wählen, die dem politischen Alltag der Teilnehmer 

entnommen sind und gleichzeitig einen EU-Bezug aufweisen. Wir schlagen hierfür 

ein sozialwissenschaftlich fundiertes Verfahren vor, welches durch eine Kombination 

aus Expertenbefragung und Meinungsumfrage diejenigen Themen ermittelt, die den 

Bürgern „unter den Nägeln brennen“.  

 

 

5. Stärkere Einbeziehung politischer Entscheidungst räger 

In der derzeitigen Form sind die Bürgerforen geeignet, die Partizipationsbereitschaft 

zu erhöhen. Um eine nachhaltige Partizipationsbereitschaft zu erreichen, empfehlen 

wir, die Teilnehmer zu präziseren Forderungen zu animieren (was auf Grundlage der 

oben beschriebenen Vorarbeiten machbar ist). Die Umsetzung von konkreten 

Forderungen durch die politischen Entscheidungsträger sind dann für die Bürger 

leichter nachvollziehbar und würde die Zufriedenheit erhöhen. 
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6. Multiplizierung der Bürgerforen 

Insgesamt erachten wir die Bürgerforen als ein gelungenes Format, das nun getestet 

und wissenschaftlich ausgewertet wurde. Um die Partizipationsbereitschaft der 

Bürger zu erhöhen, müssen jedoch die ermittelten Unzulänglichkeiten beseitigt und 

das Format in die Breite getragen werden. Ihr ganzes Potential können die 

Bürgerforen nur dann entfalten, wenn sie in optimierter Weise multipliziert werden. 

Wenn die Bürgerforen in allen deutschen Städten stattfänden, könnten sie 

- mehr Bürger erreichen;  

- die stärker vernetzen; 

- den Druck auf politische Entscheidungsträger erhöhen;  

- die europapolitische Kompetenz in der deutschen Gesellschaft stärken;  

- die Partizipationsbereitschaft vieler Bürger steigern; 

- letztlich zu einer höheren Mitbestimmung der Bürger beitragen. 
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VII. Bürgererklärungen 

 

1. Berlin 

27. / 28. Februar 2009 

1. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Berlin: 

1. Bildung ist ein Grundrecht. Sie soll von der Kinderkrippe bis zur Hochschule 
kostenfrei sein. Bildung und insbesondere die Sprachförderung erhöht die 
Chancengleichheit. Sie muss daher besonders gefördert werden. Bildungsabschlüsse 
müssen europaweit anerkannt werden. 

2. Wir fordern eine europaweite soziale Grundversorgung und deren landesspezifische 
Ausgestaltung sowie die Angleichung der Sozialsysteme. 

3. Wir fordern die Einführung einheitlicher Arbeitsstandards in der Europäischen Union. 

4. Wir fordern eine gerechte Entlohnung im Arbeitsleben in Anlehnung an die soziale 
Grundsicherung. Von Arbeit muss man leben können! Lohndumping muss verhindert 
werden. Mit großer Mehrheit sprechen wir uns für brachenspezifische Mindestlöhne 
aus. Kontrovers diskutiert haben wir die Einführung eines Grundeinkommens. 

5. Wir fordern eine Angleichung des Rechtswesens und der Steuersysteme in Europa. 
Mehrheitlich sprechen wir uns für die sukzessive Schaffung einheitlicher Steuersätze 
in Europa aus. Die Rechtssicherheit muss europaweit hergestellt werden. 

6. Wir fordern eine Vergrößerung der Transparenz von politischen und wirtschaftlichen 
Entscheidungsabläufen und die Haftung für fehlerhafte Unternehmens- und politische 
Entscheidungen. Wir fordern eine gezielte Kommunikation zum Bürger (Bürgernähe). 

7. Wir fordern eine Europäische Verfassung, die die Pflicht zum Frieden, die Grund- und 
Menschenrechte sowie eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik regelt. Die 
Außenpolitik sollte von einem Europäischen Außenminister geführt und mit Mehrheit 
entschieden werden. 

 

2. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Berlin: 

1. Wir fordern die Umwelterziehung in der Öffentlichkeit. Umwelterziehung soll ab dem 
Kindergarten in allen EU-Ländern als Unterrichtsfach eingeführt werden und in der 
Erwachsenenbildung Berücksichtigung finden. 

2. Wir fordern, dass Subventionen an Umweltauflagen gekoppelt sind. 

3. Wir fordern die Stärkung des öffentlichen Personennah und -fernverkehrs und die 
Reduzierung des Individualverkehrs in den Städten Europas. 

4. Mehrheitlich fordern wir den Ausstieg aus der Atomenergie. Die Euratom-Vorgaben 
sollten auf erneuerbare Energien umgestaltet werden. 

5. Wir setzen als Fernziel einen Umstieg auf 100% erneuerbarer Energie. Es sollte 
daher Geld in die Entwicklung erneuerbarer Energien investiert werden. 

6. Wir fordern eine verbraucherfreundliche Auszeichnung aller Elektrogeräte und deren 
ständige Aktualisierung. 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 103 

7. Wir fordern eine unabhängige wissenschaftliche Organisation, die 
Umweltbedingungen untersucht, die Öffentlichkeit informiert und bestimmte 
europaweite gleiche Standards setzt. 

8. Wir fordern die Entwicklung eines umfassenden Energiekonzeptes, das zu einer 
Energieeinsparung führt. 

 

3. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Berlin: 

1. Wir fordern EU-weite zukunftsfähige Rahmenlehrpläne (d.h. auch 
Naturwissenschaften) orientiert an den besten Vorbildern im Rahmen der Pisa-
Gruppe. Hierzu gehören auch einheitliche Lernbedingungen, wie geringe 
Klassengrößen (max. 25 Schüler). Darüber hinaus fordern wir das europaweite 
Lernen einer Fremdsprache in der Primärstufe. 

2. Wir fordern europaweite Standards für Schul- und Hochschulabschlüsse sowie für 
Abschlüsse im Bereich der Erwachsenenbildung und deren Anerkennung. 

3. Die EU und die Mitgliedssaaten sollten die Sprachkompetenz ihrer Bürger fördern, 
dazu trägt auch der Lehreraustausch bei, dem besonderes Augenmerk geschenkt 
werden sollte. 

4. Die Einwanderung aus Drittländern soll europaweit anteilsmäßig gerecht geregelt 
werden. Durch eine nachhaltige und effektive europäische Entwicklungspolitik soll 
illegaler Migration vorgebeugt werden. Die legale Migration soll aus demografischen 
und kulturellen Gründen erleichtert werden. 

5. Wir fordern die resolute Durchsetzung der Gleichstellungsrichtlinie. 

6. Wir fordern ein einheitliches europäisches Asylrecht. Wir fordern die Abwicklung von 
schnellen Verfahren (1 Jahr). 

7. Wir fordern, dass Migranten auf EU-Ebene bestimmte Bedingungen erfüllen müssen: 

- Anerkennung kultureller Werte, demokratischer Grundsätze und eine sprachliche 
Integration.  
 

8. Wir fordern verstärkte Programme gegen Rassismus und Antisemitismus ab dem 
Kindergarten. 

9. Mit großer Mehrheit fordern wir einen verbindlichen europäischen Ethik-Unterricht zur 
Förderung von Demokratie, Toleranz und dem Verständnis kultureller Werte. 

10. Wir fordern eine flächendeckende Versorgung mit Kinderkrippen-, Kindergärten- und 
Schulplätzen um die Chancengleichheit im Bildungssystem herzustellen. 

11. Wir fordern die Einführung von Integrations- und Bildungsprogrammen bereits vor 
Schuleintritt, um allen Kinder die Möglichkeit zu geben, bei Schuleintritt über ein dazu 
ausreichendes Landessprachniveau zu verfügen. 

 

 

2. Heidelberg 

06. / 07. Februar 2009 

1. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Heidelberg: 
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1. Mehrheitlich fordern wir den Ausstieg aus der Kernenergienutzung. 

2. Wir fordern eine konsequente Förderung erneuerbarer Energien (Einsparung: 
Gebäudedämmung bestehender Gebäude, Effizienz auf der Herstellungsseite: 
dezentrale Energieversorgung, emissionsorientierte Besteuerung) 

3. Förderung von Umweltbildung und –bewusstsein (Schulerziehung, 
Erwachsenenbildung, Fortbildungsmaßnahmen, Werbemaßnahmen). Sanktionen 
wurden kontrovers diskutiert. 

4. Agrar- und Fischereirecht: Wir fordern eine Ökologisierung von Massenproduktion 
(keine Massentierhaltung, reduzierte Verwendung von Pestiziden). Wir fordern 
Ressourcenschonung, Fischfangquoten. Regionale Vermarktung landwirtschaftlicher 
Produkte, kurze Transportwege. Förderung des Ernährungsbewusstseins (die schon 
in der Schule beginnt). 

5. Wir fordern Nachhaltigkeit – der Umweltschutzgedanke sollte Vorrang erhalten vor 
wirtschaftlichen Erwägungen. 

6. Wir fordern, dass die EU eine Vorreiterrolle in diesen Umweltfragen einnimmt. 
Verursacherprinzip, wir sollten uns unserer Verantwortung bewusst werden. Die EU 
soll Handelspartner durch die Gewährung von Vorteilen bei Marktzugang zu 
nachhaltigem Handeln motivieren. 

7. Landschafts- und Naturschutz: Mindeststandards im Bereich Abwasser und 
Gewässerschutz, keine Überfischung, Flächenversiegelung. 

8. Transport und Verkehr: Umweltverträgliche Lösungen sollen Vorrang haben und 
umweltschädlicher Verkehr soll negativ sanktioniert werden. Ausbau des 
klimaschonenden Binnenverkehrs. Der Verkehr auf der Straße sollte reduziert 
werden im Sinne der Umweltverträglichkeit. Subventionierung des 
Personennahverkehrs. Finanzielle Anreize für Pendler, die gemeinschaftlich einen 
PKW nutzen. 

9. Einführung eines Rates der Weisen im Bereich Forschung und Technologie, der 
mehrfach im Jahr tagt. Die Funktion des Rats der Weisen sollte sein: Aufklärung der 
Allgemeinheit in wichtigen technologischen Fragen sowie Ratgeberfunktion für die 
Politik. Die Nutzung der Kernenergie wurde kontrovers diskutiert. Wir fordern eine 
sachorientierte Diskussion. 

 

 

2. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Heidelberg: 

1. Freiheit und bürgerliche Rechte sind die Grundlage eines harmonischen 
Zusammenlebens innerhalb Europas. Eine Grundversorgung aller europäischen 
Bürger mit Ernährung, medizinischer Versorgung, Bildung und Erwerbsmöglichkeiten 
ist Vorbedingung hierfür. 

2. Das Ziel von Information ist der Abbau von Vorurteilen und Konflikten mit den Mitteln 
der Sprache, Bildung, Kenntnisse der kulturellen Wurzeln, des Austausches und der 
religiösen Begegnung. 

3. Erhaltung und Förderung der Mehrsprachigkeit, kostenlose Sprachkurse für 
Migranten  

4. Jede Alters- und Bevölkerungsgruppe sollte kostengünstig an Bildungsangeboten 
teilhaben können. 

5. Wir fordern Begegnungsräume, in denen unterschiedliche Kulturgruppen sich 
austauschen können. 
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6. Ziel der Gleichberechtigung ist der Abbau von Benachteiligung. 

7. Wir sagen: Gleicher Lohn für gleiche Leistung auf Länderebene, gleicher Zugang zur 
Bildung. 

8. Wir fordern die Schaffung von neuen Modellen des Zusammenlebens wie z.B. 
„Generationenhäuser“. 

9. Individualität, Identität und Diversität müssen erhalten bleiben. Dies bedingt das 
Kennen der eigenen Wurzeln sowie des interkulturellen Austausches, die (auch durch 
Sprachunterricht) gestärkt werden sollen. 

10. Wir fordern die gerechte Verteilung der Flüchtlinge auf alle Länder der EU sowie die 
Unterstützung der Herkunftsländer, um die Fluchtgründe zu reduzieren. 

11. Wir fordern einen gleichen Zugang von Migranten zu Bildungs- und anderen sozialen 
Angeboten. In Schulen und Wohngebieten muss auf eine gleichmäßige Verteilung 
von Deutschen und Migranten sowie von Behinderten und Nichtbehinderten geachtet 
werden. 

12. Wir fordern die Unterstützung des Familienzuzugs von Immigranten. 

13. Wir fordern ein Haus der Kulturen als Ort der Begegnung, auch mit der deutschen 
Wohnbevölkerung, in allen Kommunen. 

14. Wir fordern eine verpflichtende und kostenfreie Einführung von Deutschkursen für 
nichtdeutsche Kinder sowie des Kindergartenbesuchs ab dem Alter von 3 Jahren. 

15. Wir haben kontrovers diskutiert, ob zur Herstellung von Chancengleichheit bei Beginn 
der schulischen Ausbildung der Besuch des Kindergartens ab dem 3. Lebensjahr 
verpflichtend sein sollte. Einig waren wir uns darin, dass ausreichend 
Kindergartenplätze zur Verfügung stehen müssen. 

 

3. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Heidelberg: 

1. Alle Menschen sollen ein menschenwürdiges Leben führen und sich frei entfalten 
können. Hierfür sind grundlegende Standards erforderlich: 

2. Arbeit und Ausbildung: Wir fordern ein einheitliches Bildungssystem für alle, mit 
Möglichkeiten zur individuellen Förderung und individuellen 
Entscheidungsmöglichkeiten. 

3. Sicherung und Grundsicherung: Wir wünschen eine relative Gleichheit der 
Lebensverhältnisse europaweit, auf Basis der jeweiligen sozioökonomischen 
Gegebenheiten. 

4. Wir fordern europäische Mindeststandards im Gesundheitsbereich für alle mit Zugang 
zu medizinischer Versorgung und der Berücksichtung von Arbeitssicherheit und 
Verbraucherschutz. 

5. Die EU ist weit weg von den Bürgerinnen und Bürgern. Wir fühlen uns nicht 
ausreichend informiert und involviert in und über die politischen Prozesse in Europa. 
Wir fordern daher die EU auf, dieses Kommunikationsdefizit zu beseitigen. 

6. Wir fordern ein Europa der Bürger: Kinder sind unsere Zukunft und deshalb fordern 
wir: kostenlose und kompetente Betreuung ab Geburt, wir fordern eine 
Kindergartenpflicht, wir fordern, dass direkte Investitionen in die Strukturen der 
Kinderbetreuung gesteckt werden. Wir fordern staatliche Förderung von 
familienfreundlichen Unternehmen und eine europaweite Stärkung der Kinderrechte. 

7. Wir fordern die Aufnahme des Themas Familie in die Grundbildung. 
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8. Bildung als Voraussetzung für freie Entfaltung, deshalb fordern wir den freien Zugang 
zur Bildung für jedermann. 

9. Wir wünschen uns eine gemeinsame Eingangsstufe bis zur 9. Klasse. 

10. Wir fordern einen gemeinsamen Kernlehrplan (Naturwissenschaften, Sprachen, 
Europa), der Englisch als gemeinsame zweite Sprache vorsieht. Für Migrantenkinder 
sollen Sprachlernangebote, auch in ihrer Muttersprache, bereit gehalten werden. 

11. Die Qualität der Bildung muss verbessert werden. Kontrovers diskutiert wurde, ob 
eine Verlängerung der Eingangsstufe bis zur 9. Klasse eine Verbesserung des 
Bildungsangebots darstellt. 

12. Wir fordern ein kostenloses Schulessen (gesunde Ernährung) an allen 
Kindertagesstätten und Schulen. 

13. Wir fordern Ganztagsschulen. 

14. Arbeit ist auch Grundvoraussetzung für freie Entfaltung und deshalb fordern wir: 
Arbeit muss sich lohnen. Arbeit muss human sein, Arbeit unter menschenwürdigen 
Bedingungen. Der Zugang zur Arbeit sollte für alle Altersklassen im erwerbsfähigen 
Alter möglich sein. 

15. Wir fordern einen Verhaltenskodex für wirtschaftliche Führungskräfte und Ausweitung 
der Verantwortlichkeiten und Haftungen. 

16. Ein würdevolles Altern und eine medizinische Grundversorgung müssen gegeben 
sein, daher fordern wir einen Zugang zu medizinischer Gesundheits- und 
Altersfürsorge für alle. 

 

3. Bremen  

30. / 31. Januar 2009 

1. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Bremen: 

1. Wir befürworten eine einheitliche Schulkleidung und Ausstattung der Schülerinnen 
und Schüler. 

2. Wir fordern die kostenfreie Ausbildung einschließlich des Studiums. 

3. Wir fordern eine bedarfsorientierte Förderung aller Schülerinnen und Schüler. 

4. Wir fordern mehr Transparenz zwischen Politik und Wirtschaft und Banken und keine 
Politiker in Aufsichtsräten, sondern „neutrale Bürger“, die die Interessen der 
Gesellschaft im Auge haben und als moralische Instanz auftreten. 

5. Wir fordern mehr Unterstützung für Familien mit Kleinkindern und von 
Familienstrukturen. 

6. Wir fordern ein hohes Niveau der Gesundheitsversorgung und die Förderung der 
Gesundheitsfürsorge sowie die Transparenz und den Wettbewerb im 
Gesundheitswesen. 

7. Wir fordern keine sachfremden Ausgaben aus der Rentenversicherung zu tätigen. 

8. Wir fordern die stärkere Verantwortung der gewinnerzielenden Großbetrieben und 
Banken und die Rückführung eines Teils der Gewinne in die Sozialversicherung. 

9. Wir sprechen uns aus für die Entwicklung eines Europa-Bewusstseins, das durch 
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, Information und Lehrerfortbildung sowie Europaseiten 
in den Medien unterstützt werden soll. 
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10. Wir fordern eine gelebte europaweite Durchlässigkeit im Bildungssystem und die 
Erziehung zu Unionsbürgern, die sich auch durch Kultur definieren. Die Unternehmen 
sollen in den Bildungsauftrag der Gesellschaft miteingebunden werden, damit die 
Bildung auch der europäischen Bürgererziehung dient. 

11. Wir fordern die Gewährleistung systematischer Auslandserfahrungen für Lehrerinnen 
und Lehrer. 

12. Eine gute Bildung ist die Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung der 
Gesellschaft. Wir fordern daher die Umwidmung von Rüstungsmitteln für den 
Bildungs- und Sozialbereich. Eine Einsparmöglichkeit wäre eine gemeinsame 
Europaarmee. Die Einführung der Tobin-Steuer wäre zu überlegen. 

13. Wir fordern die Begrenzung der Macht der Pharmakonzerne sowie des Lobbyismus 
und die Bekämpfung der Korruption im Gesundheitsbereich. 

 

2. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Bremen: 

1. Wir fordern Technologieförderung in Forschung und Entwicklung des Wasserund 
Hochwasserschutzes. Die Flüsse sollen als Schifffahrtswege durch den Neubau von 
Kanälen entlastet werden.Wir fordern die Schaffung von Überflutungsflächen sowie 
verstärkte Anstrengungen im Küstenschutz und setzen uns für einheitliche 
Schutzbestimmungen für Wasser ein. 

2. Wir fordern die verstärkte Förderung der regenerativen Energien, auch durch das 
Engagement von Industrie- und Energiekonzernen. 

3. Wir fordern die Erneuerung von Kohlekraftwerken mit dem Ziel der CO2 
Reduzierung. 

4. Wir fordern einen geregelten europaweiten Ausstieg aus der Atomenergie. 

5. Umweltschäden und Entsorgungslasten müssen von den Verursachern getragen 
werden. 

6. Wir fordern die verstärkte Anstrengung zur CO2-Reduktion (durch Pkw- 
Abgasnormen, Förderung des ÖPNV, Carsharing etc.) 

7. Wir fordern einen sinnvollen Umgang mit Subventionen in der Landwirtschaft und die 
Förderung der ökologischen Landwirtschaft. Keine Verwendung von Nahrungsmitteln 
für die Energiegewinnung! Keine Monokulturen! Energie kann auch durch Abfall 
erzeugt werden. Wir fordern die strikte Einhaltung von Fangquoten. Wir fordern 
ebenso artgerechte Tierhaltung. 

8. Wir fordern einheitliche Bestimmungen für Düngemittel- und 
Pflanzenschutzverordnungen. 

9. Wir fordern mehr Bildung und Aufklärung zu umweltgerechtem Verhalten in Schule, 
Medien und Familie. 

10. Wir fordern eine klare Kennzeichnung genmanipulierter Lebensmittel, mehrheitlich 
fordern wir das Verbot genmanipulierter Lebensmittel. 

11. Wir fordern eine verstärkte Klima- und Umweltinformation. 

12. Wir fordern die Integration ökologischer Themen ins tägliche Leben. 

13. Wir fordern die verstärkte Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern in Klima und 
Energiefragen. 

14. Wir fordern ein umfassendes Konzept der Energieeinsparung. 

15. Wir fordern die verstärkte Abkehr von den fossilen Energieträgern. 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 108 

16. Regionale und innovative Abfallentsorgung müssen voran getrieben werden. 

17. Wir fordern eine verständliche Lebensmittelkennzeichnung auch in ökologischer 
Hinsicht. 

18. Wir fordern den Schutz der regionalen Produktion von Lebensmitteln. 

19. Wir fordern EU-einheitliche Vorschriften zur Ausgestaltung des Verkehrs. 

 

3. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Bremen: 

1. Bildung ist Europas wichtigster Rohstoff. 

2. Daher fordern wir eine Bildungspflicht für alle Kinder ab 4 Jahren. Die Bildung muss 
kostenfrei sein. Ein verbindliches Vorschuljahr zur Gestaltung des Übergangs vom 
Kindergarten in die Schule soll vorgesehen werden. 

3. Wir fordern europaweit eine Hochschulbildung für Erzieher. 

4. Wir fordern die verbesserte Ausstattung der allgemeinbildenden Schulen. 

5. Wir fordern die Einstellung von Sozialarbeitern und Psychologen in den Schulen und 
aktive Einbeziehung der Eltern in den Unterricht. Wir fordern die Förderung von 
Mehrsprachigkeit. 

6. Wir fordern die Pflicht zu Annahme von Förderangeboten. 

7. Wir fordern die Einführung der Ganztagsschule mit vielfältigen Angeboten. 

8. Wir fordern eine gemeinsame europäische Migrationspolitik. 

9. Wir fordern ebenso eine verpflichtende Sprachförderung für Migranten und lokale 
Stützpunkte zur Unterstützung der Migranten sowie die bessere Ausstattung der 
Institutionen, die Migranten unterstützen. 

10. Wir fordern die Integration der Migranten durch gezielte Arbeitsmarktpolitik (positive 
Diskriminierung) zu unterstützen. 

11. Wir fordern eine verbesserte Anstrengung zur Durchsetzung von Chancengleichheit 
in Deutschland (Entlohnung, Behindertenförderung, arbeitsrechtliche Vorschriften für 
Ausländer). 

12. Wir fordern die Besinnung auf die europäischen Wurzeln (Kultur, Religion, 
Geschichte), die auch die beste Voraussetzung für Integration ist. Von daher soll die 
EU nicht zu schnell wachsen. 

13. Eine erfolgreiche Migration ist ohne eine Integration nicht denkbar. Integration ist 
nicht gleichbedeutend mit der Aufgabe der kulturellen Identität. 

14. Die Anerkennung der rechtstaatlichen Normen des aufnehmenden Landes ist 
Voraussetzung für die Integration. 

 

4. Neu-Isenburg 

23. / 24. Januar 2009 

1. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Neu-Isenburg: 
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1. Alle Gebietskörperschaften in der EU müssen eine langfristige Wirtschaftsplanung 
unter Kosten- Nutzen Gesichtspunkten vorgeben. Leitlinie ist der Klima- und 
Umweltschutz. 

2. Wir fordern in der EU Umweltschutzmultiplikatoren statt Einzelprojekte; zu denken ist 
an ein Leuchtturmprojekt wie z. B. eine europäische Umwelthauptstadt. Die Summe 
der kleinen Ursachen ist dabei nicht aus dem Auge zu verlieren (Rinderhaltung etc.). 

3. Vorgaben und Anreizsysteme sollen zum Klima- und Umweltschutz durch die EU 
eingerichtet werden, und zwar in vier Bereichen: Bauen, Verkehr, Energieerzeugung 
und Landwirtschaft. Belohnungssysteme (Boni) nach Richtwerten, die durch die EU 
vorgegeben werden. 

Bauen: 
- Anreize: Förderung umfassender Bestandssanierung, Förderung innovativer 

Bautechnik 
- Vorgaben: Energieausweis und Anpassung von Gebäuden an Grenzwerte, bei 

Neubauten Einhaltung der Passiv-Haus-Standards; 
Verkehr: 

- Anreize: Investionsumlenkung von Straße und Luft auf Schiene und Wasser, massive 
Förderung alternativer Antriebe, Förderung von Car-Sharing; 

- Vorgaben: 50 % Mobilität im Umweltverbund (bis 2020), Besteuerung des 
Flugbenzins und Überprüfung der sonstigen steuerlichen Anreize im Flugverkehr, 
Begrenzung von Emissionen im Flug- und Automobilverkehr. 
Energieerzeugung: 

- Anreize: EU-weite Förderung alternativer Energieerzeugung analog EEG 
- Vorgaben: Preisgestaltung nach den tatsächlichen Kosten, für den Betrieb von AKWs 

ist ein umfassender Versicherungsschutz zwingend; 
Landwirtschaft: 

- Anreize: Subventionen für Qualitätsproduktionen, Förderung des Konsums regionaler 
und saisonaler Produkte 

- Vorgaben: Stufenplan für den Ausbau der Biolandwirtschaft, Verbot des Anbaus von 
genmanipulierten Pflanzen 

4. Wir fordern eine verstärkte Förderung des öffentlichen Nahverkehrs; 

5. Wir fordern, dass eine Bewusstseinsbildung in den Medien zum Umweltschutz 
gefördert wird. Dabei sind Ursachen und Wirkungen der Umweltverschmutzung 
darzustellen. 

6. Wir fordern eine Vorreiter- und Vorbildrolle von Europa im Umweltschutz und beim 
Energiesparen. 

7. Wir haben kontrovers diskutiert, ob die gesamtwirtschaftlichen Kosten des 
Ressourcenverbrauches und andere politischen Entscheidungen ausgewiesen und 
dem Verursacher zugeschrieben werden sollen. 

8. Wir fordern Subventionen und die intensive Förderung und Entwicklung 
energiesparender Verfahrensweisen durch die EU. 

9. Wir fordern eine Konzentration der europäischen Anstrengungen auf die Lösung der 
Endlagerungs-Frage sowie der Sicherheit von Atomkraftwerken. 

10. Wir fordern eine verstärkte Erforschung der Biosphäre und neuer Lebensräume. 

 

2. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Neu-Isenburg: 

1. Förderung der Spracherziehung durch den Abbau von Sprachbarrieren und die 
Verpflichtung von Sprachkursen für Migranten in der jeweiligen Landessprache. 
Englisch als Pflichtfach und als erste Fremdsprache; ein weiteres Fach sollte in 
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Englisch unterrichtet werden. Über die Betonung der englischen Sprache gab es 
abweichende Meinungen. 

2. Bildung: einheitliche Bildungsziele vor dem Hintergrund gemeinsamer europäischer 
Wurzeln definieren und umsetzen. Wir fordern, dass europaweit die Schul- und 
Ausbildungsabschlüssen anerkannt werden. Wir fordern, dass das Studieren in 
Europa immer unter den gleichen Bedingungen stattfinden kann. Auslandsaufenthalte 
sollten subventioniert werden und könnten damit zu gleichen finanziellen 
Bedingungen stattfinden. Europa als Schulfach, Schüleraustausch als Pflicht mit 
finanzieller Förderung durch den Staat. Überkonfessioneller Unterricht, eine 
Unterrichtsfach, das für alle verbindlich ist. 

3. Integration: umfassende Information über EU-Mitglieder zur Förderung der Akzeptanz 
unterschiedlicher Kulturen, Religionen und Ethnien. 

4. Chancengleichheit: durch die Umsetzung der verschiedenen o.g. Punkte ergibt sich 
eine bessere Chancengleichheit der Migranten. Für behinderte Menschen fordern wir 
mehr integrative Kindergärten und Schulen, europaweite einheitliche 
Behindertenstandards. Wir erhoffen uns, mit diesen Forderungen bestehende 
Integrationsverweigerungen und die daraus resultierenden Ängste abzubauen. 

5. Wir fordern ein einheitliches Niveau der Förderung der Bildung in jedem Land der EU. 

 

3. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Neu-Isenburg: 

1. Soziale Verantwortung: Wir sind gegen die Auswüchse des extremen Kapitalismus. 

2. Wir fordern Mindestlöhne in allen Mitgliedsstaaten. Es sollte jeder von seiner Arbeit 
leben können, Löhne müssen höher sein als die Sozialleistungen. Hierzu gab es 
unterschiedliche Auffassungen. 

3. Verbesserung der Ausbildung: Förderung der englischen Sprache als 
Geschäftssprache sowie Pflege der Muttersprache. 

4. Verstärkte Förderung des freiwilligen sozialen Jahres im europäischen Ausland, um 
damit die Fremdsprachenkenntnisse zu vertiefen und um den Dienst an der 
Gemeinschaft zu erlernen. 

5. Grundsicherung der sozialen Systeme, Verbesserung der Gesundheitsversorgung: 
Altersversorgung – Verbesserung der Leistungen zur Verhinderung von Altersarmut. 

6. Wir fordern eine stärkere Förderung von Familien in Europa. 

7. Wir fordern, dass die Politiker in Brüssel sich mit den wichtigen Dingen und 
Problemen beschäftigt statt mit Bagatellen! 

8. Die Einhaltung der Standards hat Vorrang vor künftigen Erweiterungen, die an die 
strikte Einhaltung der Beitrittskriterien geknüpft sein müssen. 

9. Angleichung der Steuersysteme und –sätze in Europa. 

10. Angleichung des Arbeitsrechtes (Sicherheitsstandards etc.) 

11. Sozialleistungen nicht zum Nulltarif, sondern gemäß dem Grundsatz „Fördern und 
Fordern“ 

12. Verbesserung von medizinischer Grundversorgung im ganzen Land. Abbau von 
Verwaltungsaufwand. Alters- und Seniorenversorgung sicherstellen. 

 

 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 111 

5. Würzburg 

16. / 17. Januar 2009 

1. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Würzburg: 

1. Soziale Standards müssen vor wirtschaftlichen Gesichtspunkten Berücksichtigung 
finden. 

2. Die Grundbedürfnisse der Menschen, einschließlich der medizinischen und der 
Altersversorgung, sowie der Schutz des ungeborenen und geborenen Lebens und 
behinderter und alter Menschen müssen gewährleistet werden. 

3. Das Recht auf begabungsgerechte Bildung muss unabhängig von sozialer Herkunft 
und Einkommen gewährleistet werden. 

4. Wir fordern in Europa aufeinander abgestimmte Bildungssysteme mit vergleichbaren 
Abschlüssen auf messbarem, hohem Qualitätsniveau. 

5. Steuergerechtigkeit muss hergestellt werden. Alle Subventionen sollen unter dem 
Gesichtspunkt der sozialen Gerechtigkeit regelmäßig überprüft werden. Steuermittel 
müssen intelligent und nachhaltig eingesetzt werden. Die Beeinflussung der Politik 
durch Lobbyismus soll transparent gestaltet werden. 

6. Bürgerschaftliches Engagement muss verstärkt und daher gesellschaftlich anerkannt 
und finanziell gefördert werden. 

7. Wir fordern mehr Transparenz der Sozialgesetzgebung. Nationalstaatlich erreichte 
Standards dürfen im Rahmen der europäischen Gesetzgebung nicht einem 
europäischen Minimalkonsens zum Opfer fallen. 

8. Wir wollen, dass die gesundheitliche Versorgung in Europa auf einem hohem Niveau 
vereinheitlicht wird. 

9. Wir fordern die Schaffung vergleichbarer sozialer Sicherungsstrukturen in Europa, die 
allen Altersgruppen zugute kommt. 

10. Wir fordern Arbeitsplatzsicherheit für alle Beschäftigten als hohes politisches Gut 
anzusehen und anzustreben. Es sollten Regelungen getroffen und eingehalten 
werden, die ein Lohndumping verhindern. 

11. Wir fordern funktionierende Kontrollen in der Marktwirtschaft, die 
verantwortungsvolles Handeln sicherstellen. Darüber hinaus fordern wir die 
Begrenzung von Managergehältern. Gewinne sollen auch zur Erhaltung der 
Arbeitsplätze eingesetzt werden, was europaweit geregelt werden sollte. 

 

2. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Würzburg: 

1. Wir fordern die Festlegung gemeinsamer europäischer Bildungsstandards, die 
entsprechend mit differenzierten Bildungsmaßnahmen erreicht werden müssen. 

2. Wir setzen uns für die Förderung von Mehrsprachigkeit ein, wozu auch der Unterricht 
in nicht-deutschen Muttersprachen gehört. Hierfür müssen auch bilinguale Lehrer 
verpflichtet werden. Sprachreisen, Auslandsaufenthalte und Städtepartnerschaften 
sind zu fördern. 

3. Wir fordern eine gemeinsame europäische Einwanderungs- und Asylpolitik. Beide 
Themenbereiche müssen getrennt werden und auf Menschen- und Kinderrechten 
basieren. Wir fordern verbesserte Lebensbedingungen für Migranten aus Drittstaaten, 
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die europaweit gewährleistet werden sollten. Migration soll nicht verhindert, sondern 
gesteuert werden. 

4. Wir fordern die wirtschaftliche und soziale Gleichstellung von Mann und Frau, 
Behinderten und Nicht-Behinderten, Migranten und Einheimischen. Die 
geschlechtsspezifischen Diskriminierungen in Beruf und beim Einkommen müssen 
vollständig abgebaut werden. Hierzu gehören besonders der Ausbau der 
Kindertagesstätten und deren kostenfreie Nutzung. 

5. Wir fordern die verstärkte Erziehung zu Toleranz und die Akzeptanz unterschiedlicher 
Kulturen und Religionen, soweit sie nicht dem Grundgesetz widersprechen. Dies soll 
auch durch einen Religions- oder Ethikunterricht für alle Schüler erreicht werden, der 
die verschiedenen Religionen verstärkt darstellt. 

6. Wir fordern den gleichen Zugang aller zu den Chancen und Ressourcen der 
Gesellschaft, um so die Inklusion aller zu gewährleisten. 

7. Wir fordern eine gemeinsame europäische Entwicklungspolitik, die die Interessen der 
Entwicklungsländer in den Vordergrund stellt. Die Entwicklungspolitik sollte eine 
ausschließliche Zuständigkeit der Europäischen Union werden, die entsprechende 
Kompetenzen ausbilden sollte. 

 

3. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Würzburg: 

1. Wir fordern den flächendeckenden Ausstieg aus der Kernenergie und die Abwendung 
von fossilen Energieträgern sowie die Hinwendung zu erneuerbaren Energien. 

2. Wir fordern eine standardisierte Kennzeichnung aller Güter und Dienstleistungen 
nach einheitlichen ökologischen und nachhaltigen Kriterien. 

3. Der Güterverkehr soll auf die Schiene verlagert werden. 

4. Wir fordern eine Richtlinie zur Entsorgung von Abfällen, die sicherstellt, dass kein 
Müllexport in Drittländer stattfindet. 

5. Wir fordern eine verursacherbezogene Kostenumlegung des CO2-Ausstoßes durch 
a.) eine europaweite Kerosinsteuer und b.) die Abschaffung der KFZ-Steuer 
zugunsten einer verstärkten Benzin- und Dieselsteuer. 

6. Wir fordern ein Ultimatum an die Kraftfahrzeugindustrie, bis zu einem realistischen 
Zeitpunkt CO2-freie Fahrzeuge herzustellen. Denkbar wäre das Jahr 2020. 

7. Wir fordern stärkere Anreize (Zuschüsse, Prämien, Steuererleichterungen, positive 
Erwähnungen) zur Reduktion von Abfall und Schadstoffausstoß, u.a. durch die 
Förderung wiederverwertbarer Materialien bei Verpackungen. 

8. Wir fordern eine massive Erhöhung der Energieeffizienz, u.a. durch Maßnahmen der 
Wärmedämmung, der Kraft- Wärmekopplung und der verstärkten Nutzung 
erneuerbarer Energien. 

9. Wir fordern eine grüne Landwirtschaft, deren Produkte allen Bio-Standards 
entsprechen. Dies beinhaltet stärkere Kontrollen sowie den Abbau von 
Massentierhaltung und Monokulturen. Durch eine Reduktion des Fleischverzehrs wird 
auch ein Beitrag zum Klimaschutz (Reduktion von Methangasen) geleistet. 

10. Wir fordern eine Umwelterziehung für Kinder und Jugendliche vom Kindergartenalter 
an. 

11. In den Schulen sollte ein Unterrichtsfach „Europa“ eingeführt werden, in dem die 
Probleme Europas thematisiert werden. 



Abschlussbericht der Europäischen Bürgerforen 2008 / 2009 in Deutschland 

 113 

12. Wir fordern eine Verstärkung der wissenschaftlichen Forschung zu regenerativen 
Energien sowie die höhere Bewertung von Berufen im Umweltschutz. 

 

6. Suhl 

21. / 22. November 2008 

1. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Suhl: 

1. Vereinheitlichung von Sozialstandards: Mindeststandards ja, aber die Traditionen und 
das Kulturerbe muss geachtet werden, also Beibehaltung der Unterschiede in den 
versch. Mitgliedsländern. 

2. Es müssen die gemeinsamen Werte erhalten und durch eine Werteerziehung 
gefördert werden. 

3. Es sollten Standards im Jugendschutz gesetzt werden 

4. Die Transparenz und Bürgernähe der Europäischen Institutionen muss verstärkt 
werden. In diesem Zusammenhang muss die Informationspolitik verstärkt werden, 
Bürgerforen sind ein Mittel dazu. Dabei sollte besonderer Wert auf die Weiterbildung 
von Multiplikatoren gelegt werden. 

5. Die Vergabe von Fördermitteln sollte überdacht und Missbrauch verhindert werden  

6. Am wichtigsten ist uns die Sicherstellung einer menschenwürdigen sozialen 
Grundversorgung in der ganzen Europäischen Union auf der Basis einer sorgfältigen 
Analyse und einer Verwendung eines bestimmten Anteils des Bruttosozialprodukts 
für die Garantie der Sozialstandards in den Mitgliedsländern der EU. Dabei dürfen wir 
nicht vergessen, die sozialen Probleme im eigenen Land zu beachten und zu 
beheben. 

7. Sicherung der Menschenrechte in ihrer gesamten Breite, was einem in der gesamten 
Existenz sichernden Mindestlohn in der gesamten EU, Lohngerechtigkeit sowie das 
Recht auf Arbeit und eine sozial gerechte Arbeitsmarktpolitik einschließt. 

8. Schaffung eines einheitlichen und gerechten Rentensystems, das eine 
Grundsicherung älterer Menschen in allen Ländern der EU garantiert. Außerdem 
fordern wir eine bessere Förderung der Familie. 

9. Der Staat muss seine Verantwortung für die Wirtschaft wahrnehmen. Soziale 
Marktwirtschaft kann nur existieren, wenn der Staat sich einbringt. In diesem 
Zusammenhang fordern wir auch die Einführung einer Manager- und Politikerhaftung 
für Fehlentscheidungen. 

10. Wir forden die Sicherung des Rechts auf Bildung, unabhängig von Einkommen und 
Herkunft, um eine einheitliche Chancengleichheit zu gewährleisten. Auch 
Erwachsenen steht das Recht auf Bildung zu. Europa muss in Bildungsfragen eine 
Vorreiterrolle einnehmen. 

11. Sicherung einer qualitativ hohen medizinischen Grundversorgung für alle. 

12. Schaffung eines einheitlichen und gerechten Steuersystems. 

13. Wir müssen die globalen Zusammenhänge, in die die EU eingebunden ist, sehen und 
uns vor einem Eurozentrismus hüten. 

 

2. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Suhl: 
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1. Bildung: Integration vollzieht sich auch über Sprache, deshalb müssen Migranten 
sprachlich begleitet und das Erlernen der Landessprache verpflichtend eingeführt 
werden. Hierzu ist mehr Personal einzustellen. 

2. Die Anerkennung von Bildungsabschlüssen innerhalb Deutschlands und Europas 
muss sichergestellt werden. 

3. In Deutschland und Europa sollen einheitliche Bildungsstandards geschaffen werden. 

4. Migration: Wer immigriert, sollte sich den rechtlichen Regeln des Aufnahmelandes 
anpassen. 

5. Bei der Migration aus Drittstaaten sollen die Entscheidungs- und Verwaltungswege 
verkürzt werden. 

6. Die Durchlässigkeit bei der Migration innerhalb der EU soll vergrößert werden. 

7. Die Kompetenz des Europäischen Parlamentes in Migrationsfragen soll gestärkt 
werden. 

8. Die Kontrolle der Umsetzung der UN-Menschenrechtskonvention soll verstärkt 
werden, beispielsweise durch das Europäische Parlament. 

9. Die EU soll bei ihren Regelungen der Institutionen vor Ort, die Möglichkeit geben, 
praxisnah zu handeln. 

10. Die illegale Einwanderung soll durch die Beseitigung der Ursachen in den 
Herkunftsländern verbessern (konkrete Maßnahmen) 

11. Das Recht auf politisches Asyl für nachweislich politisch Verfolgte soll gewährleistet 
und erhalten werden. 

12. Zuwanderung benötigter Arbeitskräfte soll erleichtert werden. 

13. Wir fordern den Schüleraustausch, die Förderung des internationalen 
Jugendaustauschs. Jede Schule sollte eine europäische Partnerschule haben und 
die EU sollte den Austausch großzügiger finanzieren. 

14. Wir fordern einen europäischen Solidarpakt, der die verschiedenen Teile Europas 
miteinander verbindet, analog zum innerdeutschen Solidarpakt. 

15. Die Arbeitsschutz- und Sicherheitsstandards in der EU sollen auch in der Praxis 
vereinheitlicht werden. 

16. Der Föderalismus im Bildungsbereich sollte auf den Prüfstand gestellt werden: Wo ist 
Föderalismus überhaupt sinnvoll? 

17. Die generelle Zweisprachigkeit sollte möglichst schon ab der frühkindlichen 
Erziehung gefördert werden. 

 

3. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Suhl: 

1. Wir fordern eine allumfassende Aufklärungskampagne, die bereits im Kindergarten 
beginnt und dauerhaft auf die Risiken der Umweltzerstörung hinweist und ein hohes 
Umweltbewusstsein schafft. 

2. Wir fordern die Umsetzung der Regeln, die schon existieren. Die EU sollte weiterhin 
beim Klimaschutz ein Vorbild sein und auch Einfluss auf andere Staaten nehmen. 

3. Wir fordern die Entwicklung klimafreundlicher Produkte, wie z. B. PKW. 

4. Wir fordern die Schaffung von Transparenz der Verflechtung von Wirtschaft und 
Politik. 
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5. Wir fordern einheitliche Richtlinien bei der Energiepolitik in Europa, z.B. bei der 
Nutzung von Atomenergie. Man sollte sich aus der Emission von Treibhausgasen 
nicht freikaufen können. 

6. Wir fordern ein stärkere Berücksichtung des Konzepts der Nachhaltigkeit und der 
ökologischen Produktion von Nahrungsmitteln. 

7. Regionale und saisonale Nahrungsmittel sollten durch eine sinnvolle Preispolitik 
unterstützt werden. 

8. Wir fordern eine gerechte Verteilung der vorhandenen Nahrungsmittel, um den 
Hunger in der Welt zu bekämpfen. 

9. Es sollten verstärkt Fördermittel eingesetzt werden, um den Ländern die 
Erschließung alternativer Energiequellen zu ermöglichen. 

10. Wir fordern härtere und auch angewandte Bestrafungen für Umweltsünder. 

11. Wir setzen uns ein für die Förderung umweltfreundlicher Transportmittel. 

12. Wir fordern, dass Umweltfragen global gesehen und nicht nur auf Europa bezogen 
werden sollen. 

13. Wir fordern strengere Kontrollen der durch die EU zur Verfügung gestellten Mittel. 

14. Wir fordern eine europäische Einflussnahme in den Kernbereichen Energie, 
Transport und bei der Versorgung mit Lebensmitteln sowie auch deren Verpackung. 

15. Wir fordern eine verstärkte Wiederverwertung von Rohstoffen (Papier, Glas, Plastik) 
und Schaffung von Anreizen. 

16. Müll- und Sondermüllentsorgung muss die Bürger gleichmäßig und gerecht belasten. 
Kein Müllexport in Drittländer. 

 

7. Mönchengladbach 

07. / 08. November 2008 

1. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Mönchengladbach: 

1. Voraussetzungen müssen geschaffen werden, damit man vom Lohn leben kann; 
Arbeit muss sich lohnen 

2. Zwischen den Ländern muss es weiterhin Wettbewerb geben; eine 
Totalstandardisierung ist nicht wünschenswert. 

3. Wir setzen uns ein für den Abbau von Vorurteilen und die Förderung von Toleranz in 
allen EU-Staaten. 

4. In der EU sollte ein Gesundheits und Sozialsicherungssystems mit gemeinsamen 
Standards geschaffen werden, um allen Bürgerinnen und Bürgern ein 
menschenwürdiges Dasein zu ermöglichen. 

5. Wir sehen als Ziel der Politik eine soziale Gesellschaft auf der Basis einer 
Marktwirtschaft mit einheitlichen Rahmenbedingungen und gemeinsamen 
Sozialstandards. 

6. Wir fordern ein Europäisches Bildungsministerium, das für die Schaffung 
verbindlicher Standards für Bildung (gleiche Schul und Berufsabschlüsse, 
Anerkennung der Abschlüsse in allen Mitgliedstaaten) verantwortlich ist. 

7. Mehrheitlich wurde gefordert, dass in der EU eine einheitliche Amtssprache 
festgelegt werden soll. 
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2. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Mönchengladbach: 

1. Aufbau einer emotionalen Basis als Bindeglied zur EU! Wir buchstabieren Europa wie 
folgt: 

E  Erziehung: Chancengleichheit für alle (gemeinsame Sprache: Kinder sollen 
multilingual erzogen werden) 

U  Unterschiede zwischen Kulturen und Generationen sollen als Bereicherung 
gesehen werden und sollen sich gegenseitig ergänzen; 

R  Respekt muss vermittelt werden (Respekt für andere Kulturen); bereits in der 
Schule soll ein europäisches Bewusstsein vermittelt werden, z.B. durch 
Unterrichtsfächer in der Schule; Schüleraustausche fördern 

O  Organisation: Politik mehr von unten nach oben organisieren (auf Bedürfnisse 
der Bürger eingehen, Foren einrichten in denen Bürger diskutieren können) 

P  Politikferne Gruppen: Ansprechen von „politikfernen“ Gruppen, Einbeziehen 
von Menschen, die sich sonst nicht mit diesen Themen beschäftigen 

A  Aufklärung fördern; Information bereitstellen 

2. Bei der Eingliederung von Migrantinnen und Migranten ist die Sprachförderung sehr 
wichtig, denn 

- Sprache (d.h. deren mangelhafte Beherrschung) sollte kein Hindernis bei der 
Entfaltung von Talenten sein. 

- Wir wollen die Vielfalt der Sprachen in Europa erhalten und lehnen eine einheitliche 
Sprache in Europa ab. Jede Kultur hat ihre eigene Sprache, das sollte erhalten 
bleiben. 

- Sprachförderung ist wichtig: Sprachbarrieren sollten bei EU Binnenmigration bereits 
im Vorfeld abgebaut werden. Die Sprachausbildung für Migranten und Flüchtlinge vor 
Ort sollte verpflichtend sein. 

- Kulturen müssen sich gegenseitig respektieren und sollen nicht zu Ausgrenzung 
führen  
 

3. Bildung: Bildung spielt eine zentrale Rolle; deshalb ist zu überlegen, wie sie durch 
intensive Förderung für alle verbessert werden. In diesem Zusammenhang haben wir 
diskutiert: 

- zu viele Schulformen existieren derzeit in Deutschland (= Barriere bei der 
Chancengleichheit) 

- Schule für alle in Form einer Ganztagsschule mit Nachmittagsbetreuung 
- durch Sozialpädagogen auf europäischer Ebene 
- kleinere Klassen zur Förderung aller Schüler (auch der Schwächeren) 
- jede Schule sollte einen Schulpsychologen haben 
- mehr Geld für das Bildungssystem 
- europaweit anerkannter Abschluss ist nötig 

 

 

3. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Mönchengladbach: 

- Umweltschutz unterliegt (leider) wirtschaftlichen und politischen Zwängen und ist ein 
Bewusstseinsproblem 
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- Es sollte eine Welt-Umweltagenda mit weltweiter Kontrollinstanz geschaffen werden, 
deren konkrete Umsetzung den Staaten unterliegen soll. 

 

1. Wir wollen die Umsetzung der EU Klimapolitik durch Mehrheitsbeschlüsse in den 
entsprechenden EU Organen. 

2. Wir fordern eine „EU der zwei Geschwindigkeiten“ zur Lösung aktueller 
Klimaprobleme („Vorreiter“ und nachfolgende Staaten). 

3. Die EU soll als Motor für eine Weltklimapolitik agieren. Das bedingt den Ausbau der 
EU Umwelt- und Entwicklungspolitik sowie die Einflussnahme auf weltpolitische 
Entscheidungen. 

4. Wir fordern die stärkere Subventionierung von Umweltforschung und 
gewinnorientierten Umweltprojekten in der EU mit dem Ziel, mittelfristig aus der 
Atomkraft auszusteigen. 

5. Wir befürworten mehr Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit sowie mehr 
Informationsmaterial über Umweltfragen, um das Bewusstsein für die Problemlage zu 
stärken. 

6. Wir setzen uns dafür ein, mehr umweltfreundliche Flächen zu schaffen und die 
Versiegelung von Freiflächen einzuschränken. 

7. Alternative Energien sollen privat mehr gefördert und genutzt werden, dazu gehört 
auch die Kraft-Wärme-Kopplung in Privathaushalten. 

8. EU Politiker sollen bei der Nutzung von Transportmitteln mit gutem Beispiel voran 
gehen. 

9. Wir fordern den Ausbau des staatlichen und nichtstaatlichen Nah- und Fernverkehrs 
(z.B. Verlagerung eines Teils des Güterverkehrs auf Schiene und Wasser; Förderung 
von privaten Linienbussen auf den Autobahnen). 

 

 

8. Haldensleben 

24. / 25. Oktober 2008 

1. Thema: Sozialstandards 

Unsere Vision in Haldensleben: 

1. Die Werte des europäischen Kulturkreises müssen für alle Bürger/innen durchgesetzt 
werden, ohne dass eine Uniformierung stattfindet. Die Identität einzelner Regionen 
muss bewahrt werden. Die Einheit von Bildung und sozialer Verantwortung muss 
gewährleistet werden (s. Finanzkrise). 

2. Wir fordern eine europaweite Einführung von existenzsichernden Mindestlöhnen mit 
einem entsprechenden Leistungsstandard. Wir fordern die Einführung von 
Sozialstandards, die ein menschenwürdiges Leben ermöglichen, gleiche 
Bildungsstandards und Rückbesinnung auf gemeinsame Werte wie die soziale 
Marktwirtschaft. 

3. In Europa muss der Grundsatz gelten: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit, d.h. auch 
gleiche Bezahlung von Mann und Frau, von Leiharbeitern sowie die Angleichung der 
Löhne zwischen Ost und West. Wir möchten ein einheitliches europäisches 
Steuersystem, das Schließen von Steuerschlupflöchern und ein vereinfachtes 
Steuersystem. 
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4. Mut zur Wahrheit auch bei kritischen Fragen ist eine Grundvoraussetzung für ein 
verantwortungsbewusstes Handeln, das auch Konsequenzen für die einzelnen 
Handelnden (Politiker, Manager) einschließt. Wichtig ist die Besinnung auf und die 
Übernahme von sozialer Verantwortung des Einzelnen und aller. 

5. Wir fordern die Abschaffung der Zweiklassenmedizin im Gesundheitssystem und die 
Sicherstellung der medizinischen Grundversorgung. Wir plädieren für die 
Transparenz bei Kostenaufstellungen, so dass der Patient nachvollziehen kann. 
Wichtig sind im Gesundheitswesen der Bürokratieabbau und eine bedarfs- und 
fachgerechte sowie humanitäre Pflege im Gesundheits- und Altenpflegebereich. 

6. Bildung muss kostenlos sein, so lange sie im zeitlichen Regelrahmen in Anspruch 
genommen wird. Das schließt die Lernmittelfreiheit, die Schaffung der notwendigen 
Ausbildungsstrukturen und ein Stipendienprogramm ein, das allen Jugendlichen eine 
hochwertige Ausbildung ermöglicht. Wir möchten eine europaweite 
Ausbildungsanerkennung. 

7. Wir fordern gleiche Chancen für alle Kinder, unabhängig von ihrer Herkunft. Dazu 
gehören der Anspruch auf einen Betreuungsplatz von Geburt an sowie eine 
kostenlose Hauptmahlzeit für alle Kinder. Kinder sollen gefördert, nicht lediglich 
beaufsichtigt werden. 

8. Die Altersarmut nicht nur in Deutschland muss verhindert und – soweit sie eintritt – 
bekämpft werden. Wir wünschen eine medizinische Versorgung für alle europaweit. 

 

2. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Unsere Vision in Haldensleben: 

1. Wir fordern eine Vereinheitlichung und Stabilisierung des Bildungssystems. Politische 
Bildung und Europa müssen in die Schule getragen werden. Allgemeinbildung soll 
stärker gefördert werden. Es soll zu einem besseren länderübergreifenden Austausch 
kommen. 

2. Wir fordern die Angleichung der Chancen zwischen Ost und West sowie europaweit, 
gleiche Löhne und Renten, Konflikte sollen gelöst werden. 

3. Die Einwanderungspolitik sollte verbessert werden. Sprachkurse sollten verpflichtend 
wie auch eine Greencard eingeführt werden, unsere Lebensart sollte von 
Immigranten akzeptiert werden. Die Zuwanderung soll begrenzt, das politische Asyl 
aber gesichert werden.. 

4. Wir fordern die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau, die Achtung der 
Behinderten sowie die Schaffung von Generationengerechtigkeit. 

5. Familien müssen gefördert werden. Mögliche Maßnahmen sind die Unterstützung 
von Familiengründungen, die Verbesserung von Familienpolitik und die Bekämpfung 
häuslicher Gewalt. Wir fordern kostenfreie Kindertagesstätten. 

6. Die Chancengleichheit für Arbeitnehmer und Arbeitgeber muss hergestellt werden: 
Gleiche Arbeit – gleiches Geld – gleiche Sozialstandards – gleiche Steuern, damit 
Unternehmen überall die gleichen Ausgangsmöglichkeiten haben. Förderung in erster 
Linie der eigenen Fachkräfte und dann erst Blick ins Ausland, um ggf. Kräfte ins Land 
zu holen. Das Recht auf Arbeit auch für die bildungsfernen Schichten. Dann werden 
auch andere Kulturen im Land integriert. 

7. Deutsche Sprache als Grundvoraussetzung fürs Zusammenleben. Europaweite 
Quoten für die Aufnahme politisch Verfolgter. 

8. Einzelne Länder sollten das Problem der Immigration nicht alleine schultern. Hilfe für 
die Herkunftsländer vor Ort, so dass es für die Bürger eines Landes keinen Druck 
gibt, auszuwandern. 
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9. Wir fordern die Chancengleichheit für alle Kinder im Bildungssystem unabhängig von 
ihrer sozialen oder Länder-Herkunft, Förderung statt Aufbewahrung. Frühkindliche 
Förderung aller Kinder ab dem 4. Lebensjahr, es wäre zu prüfen, ob die Einführung 
von einheitlicher Schulkleidung sinnvoll ist. Mittagsverpflegung in Schulen und 
Kindergärten. 

 

3. Thema: Klima und Umwelt 

Unsere Vision in Haldensleben: 

1. Wir fordern mehr Transparenz über die Verwendung und die Zweckgebundenheit von 
eigenen Steuern, Medien einbinden, für die Durchführung der Transparenz Gremien 
schaffen und Informationen zur Verfügung stellen, die verständlich sind. 
Zweckgebundenheit als Motivationsanreiz für Steuermoral. 

2. Alle EU-Staaten sollen ein einheitliches Ökosteuersystem einführen. 

3. Wir fordern Öko-Standards für alle Importeprodukte in die EU, Kennzeichnung von 
eingeführten Waren. Trinkwasserverordnung in allen Ländern umsetzen und mit 
wirkungsvollem Controlling und Verstöße mit Strafen belegen. 

4. Kein Mülltourismus durch einheitliche Technikstandards, Schaffung von 
Müllverbrennungsanlagen in alle EU-Staaten. Müll dort entsorgen, wo er anfällt. 

5. Forschung und Schutzprojekte zum Erhalt der Artenvielfalt, mittels Gremien aus 
Fachleuten und Kontrolle. 

6. Verbesserung der Lebensqualität für alle im Konsens mit der Wirtschaft und Umwelt. 

7. Das Umweltbewusstsein des Einzelnen soll gestärkt werden, Erziehung hierzu schon 
in der Schule, Wirtschaft und Politik sensibilisieren. Kontrollen in einheitlicher 
Intensität einführen, ebenso Gesetzgebung in allen Ländern der EU und deren 
Kontrolle. 

8. Schonung von Ressourcen, z. B. durch Unterstützung von lokaler Produktion, ebenso 
den Vertrieb. Alternative Energien nutzen. Etablierte Energiekonzerne kontrollieren. 
Abfallkontrolle (Vermeidung von Verpackung). Verstärkte Förderung in die 
Entwicklung alternativer Energien. Förderung von kleinen und mittelständische 
Unternehmen. Bereitstellung von Risikokapital durch die EU, Unterstützung neuer 
Ideen. Recycling verstärken. 

9. Verkehr-Transport: Förderung des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs. Alternativen 
verbessern zum Individualverkehr, Schwächung desselben, Verbesserung des 
Kundenservice, weg vom Auto hin zum öffentlichen Nahverkehr. Optimierung der 
Warenverkehrsströme unter ökologischen Gesichtspunkten, Alternativen zum 
Schwerlastverkehr finden. Sinnvolle Verkehrswege. 

 

9. Potsdam 

10. / 11. Oktober 2008 

1. Thema: Sozialstandards 

Die soziale Gerechtigkeit in der Europäischen Union muss verstärkt werden und die EU 
muss sich zur sozialen Marktwirtschaft fortentwickeln. 

In diesem Zusammenhang fordern wir: 

1. Einführung eines landesspezifischen Mindestlohnes, der eine menschenwürdige 
Existenz des Einzelnen sichert, 
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2. Einführung einer Obergrenze von Bezügen, die in der Höhe mit den Bezügen der 
führenden politischen Repräsentanten korrespondiert, 

3. Einführung einer Haftung von Managern für die Folgen ihrer politischen 
Entscheidungen, 

4. Das Verbot von Lobbyarbeit für aktive Politiker und die Einführung einer Karenzzeit 
nach dem Ausscheiden aus der aktiven Politik, 

5. Schaffung eines europäischen Rentensystems, das eine Grundsicherung der 
menschenwürdigen Existenz für die Rentner im jeweiligen Land sichert, 

6. Sicherung der medizinische Grundversorgung in allen Mitgliedsländern auf der Basis 
gleicher Bedingungen für alle Patienten und Patientinnen, 

7. Ein Bildungssystem, das alle Kinder auf einem einheitlichen Niveau auf die Zukunft 
vorbereitet, 

8. Die Gewährleistung der Bildungsfreizügigkeit und der Anerkennung von 
Bildungsabschlüssen in der gesamten EU. 

9. Bildung muss kostenlos sein. 

10. Die Vielfalt des Bildungsangebotes muss gewährleistet sein und sollte jedem 
Absolventen ermöglichen, mindestens eine Fremdsprache zu beherrschen. 

 

2. Thema: Migration und Chancengleichheit 

Wir fordern die Entwicklung einer europäischen Werte- und Kulturerziehung, die dazu dient 
die europäische Identität zu stärken, das Ethos, Europäer zu sein, herauszubilden sowie die 
Aufgeschlossenheit gegenüber nationaler und ethnischer Einzigartigkeit zu fördern. 

��
1. Wir setzen uns ein für eine intelligente Kommunikation europäischer Werte und 

fordern die Presse auf, einen diesbezüglichen Ehrenkodex zu schaffen. 

2. Europa soll Schulfach werden, mit den folgenden Schwerpunkten: 

- europäische Kultur und Geschichte 
- Ethik und Religion 
- Politik und Weltkunde 

Dies ist auch ein Beitrag zur Bekämpfung des Rechtsextremismus. 

3. Es soll eine europäische Verfassung angestrebt werden, und die europäischen 
Symbole sollten verstärkt Verwendung finden. Hierdurch kann auch der Stolz auf die 
Errungenschaften in Europa untermauert werden 

4. Chancengleichheit: 

- Unterstützung von Unternehmen, in denen schwangere Mitarbeiterinnen und junge 
Eltern tätig sind 

- Basisgehalt für Erziehende, die sich außerhalb eines Anstellungsverhältnis befinden 
(zusätzlich zum bestehenden Elterngeldes) 

- Es darf in der EU kein geschlechtsspezifisches Lohngefälle geben 
- Die Chancengleichheit der Kinder im Bildungssystem ist zu fördern, z.B. sollte ein 

europäischer Schüleraustausch für alle Schüler/innen verpflichtend werden 
- Stärkerer Erfahrungsaustausch und Orientierung an erfolgreichen Bildungsmodellen 

europäischer Nachbarländer 
5. Migration 

- Die Binnenmigration innerhalb der EU sollte gestärkt werden. 
- Migrantinnen und Migranten aus Drittländern sollten besser integriert werden z.B. 

sollten lokale Mediationszentren geschaffen werden. 
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- Die Teilhabe der Migrantinnen und Migranten in allen Bereichen des öffentlichen 
Lebens sollten gefördert werden. 

- Migration bedingt Integration. 
- Eine gemeinsame Außen- und Entwicklungspolitik soll dazu beitragen, die Migration 

zu verringern soweit ihre Ursache in der Armut des Herkunftslandes liegt. 
 

3. Thema: Klima und Umwelt 

Der Schutz der Umwelt ist ein wichtiges Anliegen. Daher fordern wir: 

1. Umweltschutz soll durch umfassende Umweltbildung mit Unterstützung aller Medien 
und Institutionen in allen Altergruppen verstärkt ins allgemeine Bewusstsein gerückt 
werden. 

2. Es sollen Anreize für einen umwelt- und klimaschutzgerechten Konsum geschaffen 
werden, z.B. durch die Förderung regionaler Produkte, die Vergleichbarkeit von 
Produkten und Dienstleistungen hinsichtlich ihrer Umweltwirkungen (z.B. 
verständlicher Ausweis der Schadstoffbilanz auf Produkten etwa mittels einer 
"Ampelkennzeichnung"), durch ressourcenschonende Produktion und 
Abfallminimierung. 

3. Wer die Umwelt verschmutzt, muss dafür zahlen, kostenlose Verschmutzungsrechte 
darf es nicht geben.  

4. Umweltschonende Technologien und alternative Verfahrensweisen müssen gefördert 
und gefordert werden. 

5. Mobilität muss auf ökologisch verantwortliche Weise in Europa und unsere Städten 
sicher gestellt werden: 

- die Erreichbarkeit öffentlicher Einrichtungen mit dem ÖPNV muss verbessert werden, 
- die Bezahlbarkeit des öffentlichen Nahverkehrs muss gewährleistet werden 
- die Verlagerung des Gütertransports auf die Schienen und Wasserwege, soweit 

umweltverträglich, muss vorangetrieben werden. 
6. Eine gemeinsame europäische Klimapolitik muss gefördert und die Einhaltung der 

vereinbarten Standards muss kontrolliert werden. 

7. Europa muss der Vorreiter und Partner anderer Länder und Bündnisse im Umwelt 
und Klimaschutz sein. 

Generell gilt: Die Transparenz europäischer Entscheidungen und deren Zuordnung 
muss verstärkt werden.Die Kompetenz des Europäischen Parlaments soll innerhalb 
des institutionellen Systems der EU gestärkt werden. 
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VIII. Programme der Bürgerforen 
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